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„Weihnachten ist kein Zeit-
punkt und keine Jahreszeit, 
sondern eine Gefühlslage. 
Frieden und Wohlwollen in 
seinem Herzen zu halten, frei-
giebig mit Barmherzigkeit zu 
sein, das heißt, den wahren 
Geist von Weihnachten in sich 
zu tragen“, meint der Bürger-
meister gemeinsam mit Calvin 
Coolidge. Seite 19
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Tage,wenn sie langsam uns entgleiten,
gleiten leise doch in uns hinein.
Aber wir verwandeln alle Zeiten;
denn wir sehnen uns zu sein ... 

Rainer Maria Rilke

Ein außergewöhliches Jahr neigt sich dem Ende zu. 
Wir bedanken uns für Ihre Treue 

auch in diesen turbulenten Zeiten. 
Für 2021 wünschen wir Ihnen von Herzen alles Gute. 

Bleiben Sie zuversichtlich. 
Denn am Ende wird alles gut.

Redaktion und Geschäftsleitung 
Ihrer Bayerischen GemeindeZeitung
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Wehrhafte Demokratie
Diskussionsveranstaltung der Hanns-Seidel-Stiftung gegen Hass und Hetze 

Demokratie verlangt oft ein kräftezehrendes Ringen zwi-
schen entgegengesetzten Meinungen. Die Bürde scheint 
jedoch mit dem Bedeutungszuwachs von Social Media im 
Kommunikationsalltag noch beschwerlicher geworden zu 
sein: Viele Engagierte verstummen angesichts einer dro-
henden, beleidigenden und bisweilen gewalttätigen On-
line-Öffentlichkeit. Im Rahmen einer Diskussionsveran-
staltung der Hanns-Seidel-Stiftung (Moderation: Richard 
Gutjahr) kamen insbesondere Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker zu Wort, die sich vor Ort für un-
sere Demokratie einsetzen und dafür angefeindet werden. 

Tatsache ist: Hass und Het-
ze im Netz haben viele Gesich-
ter und können jeden treffen. 
Wie eine sprachliche und ethi-
sche Verrohung in den sozialen 
Netzwerken Einzug hält, stell-
te der KPV-Landesvorsitzende 
und Landrat von Donau-Ries, 
Stefan Rößle, am Beispiel einer 
Stellenanzeige für das örtliche 
Jobcenter dar, die das Landrats- 
amt in den sozialen Medien ge-
schaltet hatte. Obgleich ein all-
täglicher Vorgang, reagierte ein 
Nutzer ausfallend und forderte, 
politische Entscheidungsträger 
in ein „Arbeitslager zu stecken“ 
und sie dann, „wenn sie vor Er-
schöpfung am Boden liegen, mit 
einem Genickschuss zu erlösen“.

Konsequent gegen  
Einschüchterungen vorgehen

Soziale Medien bieten laut 
Rößle die Möglichkeit, unter 
dem Deckmantel der Anonymi-
tät Hassbotschaften und per-
sönliche Attacken loszuwer-
den. Würden diese geteilt und 
entstehe daraus ein Shitstorm, 
fühlten sich die Täter bestätigt 
und es bestehe die Gefahr tät-
licher Übergriffe. „Ich kann nur 
allen den Tipp geben, sich nichts 
gefallen zu lassen und konse-
quent gegen diese Strategie der 
Einschüchterung im Netz vorzu-
gehen“, unterstrich Rößle. Liegt 
ein Straftatbestand vor, müsse 
konsequent Anzeige erstattet 
werden. Mit Information und 
Aufklärung könnten die Kom-
munalpolitiker dafür sensibili-
siert werden, sich an Anlaufstel-
len wie die Bayerische Informa-
tionsstelle gegen Extremismus, 
kurz BIGE, zu wenden. 

Die junge Fürstenfelder CSU- 
Kreisrätin Thuy Wegmaier be-
richtete, wie ihre Teilnahme an 
einer Antirassismus-Kampagne 

dazu führte, dass sie über eine 
Woche hinweg mit abwerten-
den und beleidigenden Kom-
mentaren förmlich bombardiert 
wurde. Sie habe auch viel Unter-
stützung und Zuspruch erfah-
ren, aber „bei 3.000 teilweise 
hasserfüllten Kommentaren be-
kommt man schon Angst und ist 
verunsichert“, betonte Wegmai-
er. Mit dieser Reaktion, die etwa 
eine Woche lang anhielt, habe 
sie nicht gerechnet. Viele Bür-

ger hätten sich solidarisch mit 
ihr gezeigt, manche hatten aber 
auch Angst, ihr zu Hilfe zu kom-
men, weil sie fürchteten, zwi-
schen die Fronten zu geraten.

Plattform „hassmelden“

Für Lea Richter von der Platt-
form „hassmelden“ sprechen 
die Zahlen eine deutliche Spra-
che. „Seit wir im März 2019 on-
line gegangen sind, wurden uns 
über 100.000 Beiträge gemel-
det und wir haben mehr als 
26.000 Anzeigen auf den Weg 
gebracht“, informierte sie. Dies 
sei freilich nur die Spitze des Eis-
bergs, da viele Nutzer Hasskom-
mentare im Netz nicht (mehr) 
melden würden. Bedrohte Per-
sonen schieden aus dem digi- 
talen Diskurs aus und ließen 
Platz für die hasserfüllten Stim-
men, die ihr menschenver-

achtendes Weltbild verbreiten 
wollen.

Sowohl bayerisches Justiz- als 
auch Innenministerium arbei-
ten daran, gemeinsam Hass und 
Hetze im Netz noch konsequen-
ter zu verfolgen und potenzielle 
Täter abzuschrecken. Dafür ha-
ben sie weitreichende Maßnah-
menpakete geschnürt, um kom-
munale Mandatsträger besser 
zu schützen. Ein wichtiges Ange-
bot der Justiz ist das Online-Mel-
deverfahren für Online-Strafta-
ten. Abgeordnete, die wegen ih-
res politischen Amts oder Man-
dats im Internet oder per Mail 
bedroht oder beleidigt worden 
sind, können künftig Anzeigen 
und Prüfbitten unbürokratisch 
online an die Justiz übermitteln.

Ansprechpartner bei den 
Staatsanwaltschaften

In der Folge übernimmt der 
Hate-Speech-Beauftragte der 
bayerischen Justiz, Oberstaats-
anwalt Klaus-Dieter Hartleb. Er 
ist bei der Bayerischen Zentral-
stelle zur Bekämpfung von Ex- 
tremismus und Terrorismus 
(ZET) bei der Generalstaatsan-
waltschaft München angesie-
delt. Die Ermittlungsverfahren 
werden von ihm oder einem der 
bayerischen Sonder-Dezernen-
ten geprüft. Bei allen 22 Staats-
anwaltschaften des Freistaats 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Füracker präsentiert 
Grundsteuermodell

Kritik von Gemeindetag und Städtetag 

Bayerns Finanzminister Albert Füracker hat den Ent-
wurf für ein bayerisches Grundsteuermodell vorgestellt. 
Ab 2025 setze der Freistaat auf eine „wertunabhängige, 
transparente und unbürokratische Grundsteuer“. Für- 
acker zufolge „sorgen wir mit unserem Modell für Klarheit 
und Planungssicherheit bei allen Beteiligten. Wir setzen 
ein starkes Signal für alle Bürgerinnen und Bürger, Unter-
nehmen wie auch für unsere Kommunen!“ Mit der bayeri-
schen Grundsteuer kann der Freistaat erstmals ein bedeu-
tendes Steuergesetz auf Landesebene regeln. 

Die Basis der bisherigen, auf 
Bundesebene geregelten Grund-
steuer hatte das Bundesverfas-
sungsgericht 2018 für verfas-
sungswidrig erklärt. Der Bund 
hat daher im November 2019 sei-
nen Entwurf für eine Grundsteu-
erreform verabschiedet, von 
dem die Länder jedoch abwei-
chen können. 

Fair und unbürokratisch

Gemäß diesem Bundesgesetz 
soll die Grundsteuer nach dem 
Wert des Grundstücks bemes-
sen werden. „Ein solches Mo-

dell ist unnötig bürokratisch 
und erfordert alle sieben Jah-
re eine Neubewertung sämtli-
cher Immobilien. Mit steigen-
den Preisen steigen so automa-
tisch die Steuern. Der Freistaat 
geht den fairen und unbürokra-
tischen Weg ohne eine solche 
Belastungsdynamik“, hob Für- 
acker hervor. 

Klare Kennzahlen

Der bayerische Gesetzent-
wurf basiert auf klaren Kenn-
zahlen: Die Flächen werden mit 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Welttag der Menschen mit Behinderung: 

Selbstbestimmung 
fördern

Am „Internationalen Tag der Menschen mit Behinderung“ 
hat Holger Kiesel, Behindertenbeauftragter der Bayeri-
schen Staatsregierung, darauf aufmerksam gemacht, dass 
deren Selbstbestimmung stark vernachlässigt worden sei. 
Aus seiner Sicht dürfe und müsse man auch Menschen mit 
Behinderung zutrauen, „verantwortliche und abgewogene 
Entscheidungen in Bezug auf unsere Gesundheit zu treffen 
und selbst zu beurteilen, welche Risiken wir eingehen wol-
len und welche nicht“.

In einer weltweiten Aktion 
wurden am 3. Dezember Ge-
bäude und Sehenswürdigkeiten 
rund um den Globus in der Far-
be Lila beleuchtet, um auf den 
Beitrag von Menschen mit Be-
hinderung zur Gesellschaft auf-
merksam zu machen und um für 
mehr Chancengleichheit in allen 
Bereichen des alltäglichen Zu-
sammenlebens zu sensibilisie-
ren. Erstmals ausgerufen wur-
de der „Internationale Tag der 
Menschen mit Behinderung“ 
von den Vereinten Nationen 
(UNO) im Jahr 1993.

Zusammenhalt 
und Solidarität

Bayerns Sozialministerin Caro-
lina Trautner rief zu Zusammen-
halt und Solidarität in schwie-
riger Zeit auf: „Alle Menschen, 
ob mit oder ohne Behinderung, 
haben die gleichen Rechte und 
sollen auch die gleichen Chan-
cen in unserer Gesellschaft ha-
ben. Solidarität heißt aber auch, 
die Selbstbestimmung der Men-
schen mit Behinderung in der 
Corona-Pandemie zu achten 
und zu fördern. Sie dürfen nicht 

stärker belastet werden als die 
übrige Bevölkerung“, betonte 
die Ministerin.

Corona-Steuerungsgruppe

Die Corona-Krise ist für viele 
Menschen mit Behinderung ei-
ne besondere Herausforderung: 
Manche gehören zu dem ge-
sundheitlich gefährdeten Perso-
nenkreis und müssen besonders 
geschützt werden. Durch die 
Kontaktbeschränkungen in den 

Einrichtungen sind die Teilhabe-
möglichkeiten am gesellschaft-
lichen Leben begrenzt. Deshalb 
hat Trautner im vergangenen Juli 
die „Corona-Steuerungsgruppe 
Behindertenhilfe“ ins Leben ge-
rufen. Ganz im Sinne der Selbst- 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Intelligente Lösungen für Mobilität der Bürger 
Zum „Bürgermeister des Jahres“ kürte die LKC-Gruppe den nie-
derbayerischen Bezirkstagspräsidenten, Freyungs Bürgermeister 
Dr. Olaf Heinrich. Übereicht wurde ihm die Auszeichnung von 
Rechtsanwalt Dr. Stefan Detig (r.) und Jurymitglied Dr. Franz-
Stephan v. Gronau (li.). Vgl. Bericht auf Seite 4.  Bild: LKC-Gruppe
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG

Bürgermeister Paul Steins 
91099 Poxdorf 

am 2.1.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Obermeier 

94501 Aidenbach 
am 28.12.

Landrat Herbert Eckstein 
91154 Roth 

am 7.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Wolfgang Lindmeier 
94127 Neuburg a. Inn 

am 20.12.

Bürgermeister Konrad Kienle 
87538 Balderschwang 

am 22.12.

Bürgermeisterin  
Barbara Bogner 
82054 Sauerlach 

am 24.12.

Bürgermeister 
Michael Hausperger 

84564 Oberbergkirchen 
am 29.12.

Bürgermeister Albin Dietrich 
94557 Niederalteich 

am 1.1.

Bürgermeister Helmut Roßkopf 
86562 Berg im Gau 

am 3.1.

Bürgermeister Johann Springer 
84375 Kirchdorf am Inn 

am 5.1.

Bürgermeister Johann Wiesmaier 
85447 Fraunberg 

am 7.1.

Bürgermeister Erwin Goßner 
86845 Großaitingen 

am 10.1.

Bürgermeister Christian Ruh 
88131 Bodolz 

am 11.1.

Bürgermeister Franz Tauber 
95694 Mehlmeisel 

am 11.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Baumann 

89446 Ziertheim 
am 21.12.

Bürgermeister Franz Erl 
87494 Rückholz 

am 28.12.

Bürgermeister 
Georg Hatzesberger 

94529 Aicha vorm Wald 
am 30.12.

Bürgermeister 
Franz Xaver Steininger 

94227 Zwiesel 
am 30.12.

Bürgermeister 
Siegfried Lobmeier 

94550 Künzing 
am 8.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Richard Roos 

97839 Esselbach 
am 24.12.

Bürgermeister Franz Müller 
93470 Lohberg 

am 28.12.

Bürgermeisterin 
Yvonne Geldner-Lauth 

91236 Alfeld 
am 29.12.

Bürgermeister Franz Langer 
94575 Windorf 

am 30.12.

Bürgermeisterin 
Angelika Leitermann 

93471 Arnbruck 
am 4.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ben Schwarz 

91166 Georgensgmünd 
am 9.1.

Bürgermeister  
Michael Dütsch 
96120 Bischberg 

am 15.1.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Marco Kistner 

90587 Veitsbronn 
am 7.1.

Bürgermeister Florian Kraft 
91359 Leutenbach 

am 10.1.

Hinweis in eigener Sache: Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig.  
Wir bitten deshalb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Flächenverbrauch: 

Freie Hand für Kommunen
Bis 2030 will die Staatsregierung den Flächenverbrauch für den 
Siedlungs-, Gewerbe- und Verkehrswegebau auf einen landeswei-
ten Richtwert von fünf Hektar von derzeit knapp elf Hektar sen-
ken. Dazu hat der Bayerische Landtag mit den Stimmen von CSU 
und Freien Wählern einer Änderung des Landesplanungsgeset-
zes zugestimmt, die diesen Richtwert festschreibt. Verbindliche 
Vorgaben für die Kommunen sind damit nicht verbunden. Eine 
Feinjustierung soll ihnen nun Rechtssicherheit für Infrastruktur-
projekte geben. Bayerns Gemeinden lehnen jedoch weiterhin ei-
ne Beschränkung ihrer Planungshoheit ab. Die Landtags-Grünen 
und die SPD warfen der Regierungskoalition „verfehlte Landes-
planung“ vor und stellten alternative Kompromissmodelle vor. 

2019 lag der Flächenver-
brauch im Freistaat bei durch-
schnittlich 10,8 Hektar pro Tag 
landesweit. Lediglich die Hälf-
te davon ist versiegelte Fläche. 
Die Präzisierung des Landepla-
nungsgesetzes bietet den Kom-
munen künftig Planungs- und 
Rechtssicherheit für Infrastruk-
turprojekte. So wird bei der Be-
wertung der 5-Hektar Richtgrö-
ße künftig entsprechend be-
rücksichtigt, ob dabei Boden 
versiegelt wird und welche Aus-
gleichsmaßnahmen für den Um-
welt-, Klima und Artenschutz ge-
troffen werden können. 

Flexibles Planungsinstrument

Damit erhalten Gemein-
den ein flexibles Planungsins-
trument zum Flächensparen, 
in dem ihre Entwicklungsmög-
lichkeiten berücksichtigt wer-
den. Damit werden Parks, Fried-
höfe, Fussballfelder oder Golf-
plätze bei der Flächennutzung 
anders behandelt wie  ver-
siegelte Flächen. Die Frak- 
tionen der CSU und Freien Wäh-
lern wollen so vermeiden, dass 
diese Grünflächen im Wettbe-
werb mit dem Ausbau der er-
neuerbaren Energien, des Woh-
nungsbaus, den Bedürfnissen 
der Wirtschaft und der Landes-
entwicklung stehen. 

Was schreibt das Gesetz vor?

Um diese Richtgröße errei-
chen zu können, sind ressort- 
übergreifend auf Landes- wie 
auf Bundesebene zahlreiche 
Maßnahmen erforderlich. Der 
vorliegende Gesetzentwurf soll 
dazu einen Beitrag leisten, in-
dem die 5-ha-Richtgröße bei 
der erstmaligen planerischen 
Inanspruchnahme von Freiflä-

chen (d.h. nicht baulich genutz-
ten Flächen) im Außenbereich 
für Siedlungs- und Verkehrszwe-
cke durch den Erlass von Bebau-
ungsplänen und Planfeststel-
lungsbeschlüssen berücksichtigt 
wird. Flächennutzungspläne wer- 
den somit zwar von der 5-ha- 
Richtgröße nicht unmittelbar er-
fasst, es gilt jedoch dieses Ziel 
auf dieser vorgelagerten Pla-
nungsebene zu berücksichtigen. 
„Klarzustellen ist, dass die lan-
desweite Richtgröße kein Her-
unterbrechen auf einzelne Ge-
meinden bedingt und dies auch 
nicht beabsichtigt ist“, wie es im 
Gesetzestext heißt.

Selbstverwaltung schützen

„Zersiedlung vermeiden oh-
ne Wachstum zu gefährden“ – 
als ein flexibles Instrument ge-
gen den Flächenverbrauch hat 
Hubert Aiwanger (Freie Wähler) 
die gefundene Lösung bezeich-
net. Die CSU argumentierte, das 
Gesetz ermögliche es den Kom-
munen, flächensparend zu han-
deln und dabei auch Ziele des 
Arten- und Klimaschutzes zu be-
rücksichtigen. 

Die Grünen hatten einen ei-
genen Antrag eingebracht. Mit 
diesem sollte das Fünf-Hek- 
tar-Ziel bereits 2026 verbindlich 
erreicht werden. Walter Nus-
sel (CSU) nannte die Forderun-
gen der Grünen in ihrer Umset-
zung zu bürokratisch. Er wies 
darauf hin, den prognostizier-
ten Bevölkerungszuwachs zu 
berücksichtigen und die kom-
munale Selbstverwaltung zu 
schützen. Aiwanger fügte hin-
zu, dass entzogene Fläche nicht 
immer automatisch tote Fläche 
sei. Von den verbauten zehn 
Hektar täglich, würde nur die 
Hälfte beispielsweise durch As-

phaltierung wasserdicht ver-
siegelt. Die andere Hälfte ent-
fiele auf Gärten, Fußballfelder 
oder Photovoltaikfelder, die 
Ameisen und Käfern einen Le-
bensraum böten. Sandro Kirch-
ner (CSU) warnte zudem da-
vor, reiche gegen arme Kommu-
nen auszuspielen. Manfred Eibl 
(Freie Wähler) setzte auf ein Ge-
samtkonzept von Transparenz 
und Freiwilligkeit. Seine Begrün- 
dung lautete: „Mathematische 
Verbindlichkeit löst nicht das 
Problem der Flächenkonkurrenz.“

Warnung vor Einschränkung

Nach Ansicht der bayerischen 
Kommunen dient die Präzisie-
rung jedoch nicht dazu, ihre ver-
fassungsrechtlich garantierte 
Planungshoheit als Teil des kom-
munalen Selbstverwaltungs-
rechts im bisherigen Umfang 
zu erhalten. „Wir brauchen kei-
ne Berechnungsformel, wie viel 
eine Gemeinde wo und wann 
überbauen darf“, sagte Dr. Uwe 
Brandl, Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetags. Auf die 
Kommunen kämen nur zusätzli-
cher Begründungsaufwand und 
weitere Rechtsunsicherheit zu. 

Brandl wies darauf hin, dass 
eine wie auch immer geartete  
Berechnungsformel von Pflicht- 
oder Richtgrößen der möglichen 
Flächeninanspruchnahme in vie-
len Gemeinden und Städten zu 
willkürlichen, oder die Bürger-
belange nicht berücksichtigen-
den Ergebnissen führen wür-
den. „Bayerns Gemeinden und 
Städte bauen Straßen, damit 
die Menschen in Stadt und Land 
gleichberechtigt mobil sein kön-
nen. Sie bauen Schulen, Kinder-
gärten, Krankenhäuser und Se-
niorenheime, um die sozialen 
Bedürfnisse der Menschen zu 
decken. Sie ermöglichen, dass 
Gewerbebauten, Büros und Fa-
briken errichtet werden, damit 
die Menschen in Bayern ein Ein-
kommen haben und nicht ab-
wandern müssen. Und vor al-
lem schaffen sie bezahlbaren 
Wohnraum, damit die Men-
schen ein Dach über dem Kopf 
haben, was einem derzeit be-
sonders drängenden Anlie-
gen entspricht. Dafür müssen 
selbstverständlich Flächen be-
reitgestellt werden. Dazu ste-
hen wir Kommunen. Es ist po-
litisch nicht fair und gesell-
schaftspolitisch riskant, den 
Gemeinden und Städten dafür 
Fesseln für ihre Entwicklung in 
Gestalt von starrem Flächen-
vorgaben anzulegen“, kritisier-
te Brandl.  red

EU-Projekt MATILDE
Städte und Gemeinden in allen Teilen Bayerns konnten in den 
vergangenen Jahrzehnten unterschiedliche Erfahrungen mit 
Zuwanderungsprozessen verschiedener Bevölkerungsgruppen 
sammeln und erkannten Chancen und Herausforderungen, die 
für Kommunen daraus entstehen. 

Aus dem EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovati-
on Horizont 2020 fördert die Europäische Union nun das For-
schungsprojekt MATILDE, das explizit soziale und wirtschaftliche 
Auswirkungen von Zuwanderung in ländlichen Räumen und Berg- 
regionen in den Blick nimmt. 

Der Startschuss für das dreijährige Projekt MATILDE, ein Ak-
ronym für ‚Migration Impact Assessment to Enhance Integrati-
on and Local Development in European Rural and Mountain Re-
gions‘ fiel bereits Anfang des Jahres 2020. Koordiniert wird das 
Projekt vom Institut für Regionalentwicklung am EURAC in Bo-
zen. Insgesamt 25 Partner aus zehn verschiedenen Ländern sind 
beteiligt. In Bayern bearbeiten Dr. Stefan Kordel und sein Team 
vom Institut für Geographie der Friedrich-Alexander-Universi-
tät Erlangen-Nürnberg (FAU) und Anne Güller-Frey von Tür an 
Tür Integrationsprojekte gGmbH in Augsburg das Projekt. Fo-
kussiert werden fünf Landkreise (Berchtesgadener Land, Gar-
misch-Partenkirchen, Neustadt an der Aisch-Bad Windsheim, 
Oberallgäu und Regen).

Lokale Partner einbinden

Bislang wurden die Regionen hinsichtlich ihrer Zuwanderungs-
prozesse charakterisiert und die Umsetzung von bestimmten 
Migrations- und Integrationspolitiken, die unter anderem die Be-
reiche Wohnen, Arbeiten und Zusammenleben adressieren im 
Rahmen von Expertengesprächen diskutiert. Es zeigte sich, dass 
Kommunen aus ganz verschiedenen Motivlagen heraus unter-
schiedlich mit dem Thema Zuwanderung umgehen und die loka-
le Perspektive essentiell ist. Umso wichtiger ist es, lokale Partne-
rinnen und Partner in ländlichen Räumen stärker in die Debatte 
um die Steuerung von Migration und deren Auswirkungen ein-
zubeziehen. 

Im weiteren Verlauf des Projektes soll deshalb mit partizipa-
tiven Verfahren die lokale Öffentlichkeit eingebunden werden. 
Die FAU und der Praxispartner Tür an Tür führen im Sommer 
2021 eine Fallstudie zur Arbeitsmarktintegration von Migran-
tinnen und Migranten in ländlichen Räumen durch. Fokussiert 
werden dabei Drittstaatsangehörige, d.h. Asylbewerber und 
anerkannte Flüchtlinge aber auch Migranten, die aus familiä-
ren Gründen oder wegen eines Ausbildungs- oder Arbeitsplat-
zes aufs Land ziehen sowie Militärangehörige, z.B. aus den USA. 

Erste Ergebnisse und mehr Informationen zum Projekt kön-
nen auf der Projekthomepage https://matilde-migration.eu/ so-
wie den einschlägigen sozialen Medien eingesehen werden.  r

Zahlungen an  
Kommunen bleiben stabil
Finanzminister Albert Füracker hat den Entwurf der Staatsregie-
rung für den Haushalt 2021 in den Landtag eingebracht. Er sieht 
Ausgaben in Höhe von 70,2 Milliarden Euro vor. Schwerpunkte 
sind erneut Hilfen zur Bewältigung der Corona-Krise und Investi-
tionen als Grundlage für einen späteren Aufschwung in den Be-
reichen Gesundheit, Bildung, Forschung und Innovation. An den 
vorgesehen Ausgaben für die Kommunen sollen keine Abstriche 
gemacht werden.

Mit dem Haushalt 2021 soll 
die finanzielle Grundlage dafür 
gelegt werden, dass der Frei-
staat Bayern weiterhin ent-
schlossen auf die Corona-Pan-
demie reagieren kann. Größere 
Einsparungen seien nicht vorge-
sehen; an Leistungen wie dem 
Familien- und dem Pflegegeld 
werden laut Füracker keine Ab-
striche gemacht. „Wir wollen 
auch 2021 möglichst viel Krise 
von den Menschen fernhalten“, 
versprach der Minister. Außer-
dem blieben die Zahlungen an 

die Kommunen mit 10,1 Mil- 
liarden Euro stabil, ebenso die 
Ausgaben für Arten- und Kli-
maschutz sowie die Landwirt-
schaft. Besonders hob Füracker 
die gestiegenen Investitionsaus-
gaben für die Hightech-Agenda 
hervor. Mit zusätzlich rund 500 
Millionen Euro wolle man die 
Forschung in Zukunftstechnolo-
gien beschleunigen und damit 
für künftigen Wohlstand sorgen. 
Der Minister betonte auch, dass 
an der Ausweisung zusätzlicher 
Stellen im Bildungsbereich und 
bei der Polizei festgehalten wer-
de, sowie an erhöhten Zuschüs-
sen für die Einrichtung neuer Ki-
ta-Plätze. 

Haushaltsstabilität 
an erster Stelle

Die Koalitionspartner einig-
ten sich auf folgende Eckpunk-
te: Die Kreditermächtigung in 
Höhe von 20 Milliarden Euro 
durch den Bayerischen Land-
tag zur Krisenbewältigung im 
Jahr 2020 reiche in der Summe 
auch für das Jahr 2021 aus. Ne-
ben Kreditermächtigungen leis-
teten auch die einzelnen Minis-
terien einen Beitrag zur Konso-
lidierung in Höhe von insgesamt 
500 Mio. Euro aus ihren eigenen 
Budgets. Für den Sonderfonds 
Corona-Pandemie sind insge-
samt 7,4 Mrd. Euro eingeplant. 
Darin enthalten ist ein Vorsor-
geansatz in Höhe von 1,5 Mil-
liarden Euro, den die Staatsre-
gierung im Haushaltsjahr 2021 
zur flexiblen Verfügung benö-
tigt. Diese Vorsorgemittel kön-
nen nach der Einwilligung des 
Haushaltsausschusses kurzfris-
tig zur Verfügung gestellt wer-
den. Um die Haushaltsstabilität 
sicherzustellen, werden aufge-
nommene Schulden im Sonder-
fonds „Corona-Pandemie“ nach 
einem festen Tilgungsplan wie-
der zurückgeführt. 

Herzstück Hightech-Agenda

Zukünftig soll der Haushalts-
ausschuss seine finanzpoliti-
schen Erfahrungen und Kompe-

tenzen unmittelbar in die Ent-
scheidung über Corona-Ausga- 
ben miteinbringen. „Diese Ein-
bindung des Parlaments hat sich 
bereits bei der Kontrollkom-
mission zum BayernFonds be-
währt“, sagte Josef Zellmeier, 
haushaltspolitischer Sprecher 
der CSU-Fraktion. 

Hightech-Agenda

Dabei werden sich die Haus-
haltsplanungen der kommen-
den Jahre insbesondere dar-
an orientieren, die wirtschaftli-
che Entwicklung in Bayern wie-
der auf Vor-Corona-Niveau zu 
heben. „Wir wollen dabei unter-
stützen, indem wir mit unseren 
technologischen Fähigkeiten 
weltweite Probleme lösen und 

gleichzeitig den starken Zusam-
menhalt in der Gesellschaft si-
chern“, so Bernhard Pohl, haus-
haltspolitischer Sprecher der 
Freie Wähler-Landtagsfraktion. 

Als ein „Herzstück dieses 
Haushalts“ bezeichnete er die 
Hightech-Agenda: „Wir wer-
den hier auf Grundlage einer 
starken Wirtschaft und unse-
rer Spitzenstellung in Forschung 
und Entwicklung zur Lösung von 
Zukunftsfragen der Mensch-
heit beitragen.“ Nicht Verbot 
und Verzicht, sondern weltweit  
einsetzbarer technologischer 
Fortschritt seien die Antwort 
auf globale Herausforderungen. 
Der Haushalt 2021 soll nach 
den Ausschussberatungen Ende 
März vom Landtag verabschie-
det werden. red

Energie Südbayern und 
Energienetze Bayern sind 

klimaneutral
Die Energie Südbayern und deren Tochterunternehmen, die Ener-
gienetze Bayern, verringern ihren CO2-Fußabdruck: Beide Unter-
nehmen haben die klimawirksamen Emissionen vollständig neu-
tral gestellt, die rund um deren Geschäftstätigkeit entstehen. Mit 
dem Erwerb von Klimazertifikaten werden so rund 29.000 Tonnen 
CO2 kompensiert, die für den Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis 31. 
Dezember 2021 prognostiziert wurden.

„Klimaschutz betrifft uns alle, 
sagt Marcus Böske, Geschäfts-
führer von Energie Südbayern. 
„Als regionaler Energieversor-
ger tragen wir jedoch eine be-
sondere Verantwortung. Des-
halb bieten wir nicht nur un-
seren Kunden und Partnern 
nachhaltige Lösungen für eine 
zeitgemäße Energieversorgung 
an, sondern werden selbst aktiv, 
um unsere eigene Klimabilanz 
immer weiter zu verbessern.“

So produziert Energie Südbay-
ern einen Teil des Stroms der 
Münchner Unternehmenszen- 
trale über eine PV-Anlage selbst 
und fördert zudem kommuna-
le Klimaschutzprojekte in ganz 
Ober- und Niederbayern.

Die neutralisierten Emissio-
nen von Energie Südbayern und 
den Energienetzen Bayern wer-
den über das Projektportfolio 
der KlimaInvest Green Concepts 
GmbH kompensiert. Die unter-
stützten Projekte sind nach den 
strengen Anforderungen der 
unabhängigen und gemeinnüt-
zigen Gold Standard Foundati-
on (GS) zertifiziert. Für die Emis-
sionsberechnung und -kompen-
sation überprüft wurden zum 
Beispiel die Pendlerwege der 
Mitarbeiter, der Energiebedarf 
für Beleuchtung sowie Heizung 
– alles nach den Vorgaben des
Umweltbundesamtes.

Informationen: www.esb.de/
ueber-uns/klimaneutral  r

https://matilde-migration.eu/
http://www.esb.de/ueber-uns/klimaneutral
http://www.esb.de/ueber-uns/klimaneutral
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In meiner Amtszeit als Krail-
linger Bürgermeisterin hatte 
ich von Mitte November bis 
kurz vor Weihnachten fast je-
den Abend Termine, die in 
dieser Jahreszeit überwie-
gend aus Weihnachtsfeiern 
der örtlichen Vereine und Ver-
bände bestanden. 

Hinzu kamen tagsüber 
nochmal diverse Weihnachts-
veranstaltungen der Senioren- 
vereinigungen und Altenhei-
me, die lieber mittags oder 
nachmittags feierten. 

Meine Kollegen wissen wo-
von ich spreche, wenn ich mich rückblickend 
an Stollen aller Art erinnere, die ich nur aus 
Höflichkeit gegenüber den Gastgebern ge-
gessen habe, obwohl ich Stollen hasse. Es wa-
ren auch viele Gläser Glühwein, die ich – trotz 

Glühweinabneigung – getrunken und unzähli-
ge Portionen Braten mit Knödeln aller Art, die 
ich gegessen habe, obwohl ich das abends ei-
gentlich nicht vertrage. 

Aber ich erinnere mich auch an unzählige gu-
te und intensive Gespräche bei diesen Veran-
staltungen mit den Bürgerinnen und Bürgern, 
an gemeinsames Singen von Weihnachtslie-
dern im Altenheim, wo auch die an Demenz 
erkrankten Bewohner mitmachen konnten, 
weil sie vielleicht alles andere, aber nicht diese 
Melodien und Texte vergessen hatten. An lan-
ge Nachmittage auf dem Christkindlmarkt, wo 
die Bürgersprechstunde sozusagen open-Air 
stattfand und dank des begleitenden Genusses 
von alkoholischen Getränken oft in unerwar-
teter Einigkeit abliefen. Ich denke an die Feier 
mit den eigenen Mitarbeitern, bei der alle Ab-
teilungen – vom Bauhof bis zur Geschäftslei-
tung – bunt gemischt an den von ihnen selbst 
wunderschön geschmückten Tischen saßen 
und auch die Pensionäre selbstverständlich je-
des Jahr mit dabei waren. Nicht zu vergessen 
auch die Weihnachtsessen mit den Mitglie-
dern des Gemeinderats und des Kreistags, bei 
denen man sämtliche politischen Grenzen au-
ßer Kraft setzte, sich einfach von Mensch zu 
Mensch begegnete und oft feststellte, dass es 
auch bei anderen Fraktionen nette Leute gibt.

Aber alle diese Aktivitäten kamen zum übli-
chen Tagesgeschäft noch on top und das führ-
te oft dazu, dass ich am Heiligen Abend völlig 
erschöpft war und mir mit Recht von meiner 
Familie vorhalten lassen musste, dass ich die 
letzte Zeit entweder überhaupt nicht da war 

oder wenn, dann zu müde und 
zu nichts zu gebrauchen wäre. 
Ich glaube, so oder so ähnlich 
läuft es bei den meisten Kom-
munalpolitikern ab – oder ist 
es zumindest bis letztes Jahr 
so gewesen. 

Und Weihnachten 2020? 
Keine Abendtermine, keine 
Veranstaltungen, keine Märk-
te – nichts. Deshalb auch kei-
ne vorweihnachtlich gepräg-
ten Gespräche mit den Bür-
gern, kein Glühweinumtrunk, 
kein weinseliges Loblied auf 
die Mitarbeiter der Verwal-
tung, keine Verbrüderung mit 
Gemeinde- und Kreisräten al-
ler Fraktionen. 

Bei mir haben die Kontaktbeschränkungen 
in diesem Jahr einiges ausgelöst und mir deut-
lich aufgezeigt, wie wichtig die persönlichen 
Kontakte für unsere Gesellschaft sind. Wie 
Gespräche mit Senioren über die Weltkriege 
den eigenen Horizont erweitern und dem al-
ten und oft einsamen Menschen etwas Gesell-
schaft und Unterhaltung bieten. Wie sehr ei-
ne gelungene Weihnachtsfeier mit den Mitar-
beitern das Zusammengehörigkeitsgefühl in-
nerhalb des Rathauses stärkt und krisenfest 
macht. 

Wie sehr die Menschen in dieser dunklen 
Jahreszeit Begegnungen mit Nachbarn auf ei-
nem hell erleuchteten Weihnachtsmarkt ge-
nießen und wie wichtig eine Umarmung mit 
Freunden ist, die man lange nicht gesehen hat. 
Wie notwendig es ist, auch mit Mitgliedern an-
derer Parteien, mit denen man in der Sache oft 
hart um Positionen ringt, einmal Gespräche 
über Hobbies und Familie zu führen und dabei 
zu merken, welchen Mehrwert unser Leben 
durch menschliche Wärme und Zugewandt-
heit bekommt. 

Vielleicht gelingt es uns im nächsten Jahr, 
wenn wir die Pandemie hoffentlich in den Griff 
bekommen und sich das öffentliche Leben wie-
der normalisiert hat, die Teilnahme an Weih-
nachtsveranstaltungen, die von den Vereinen 
und Verbänden mit viel Liebe und Mühe vor-
bereitet und durchgeführt werden, noch mehr 
als bisher zu schätzen. Nämlich als wichtigen 
Teil unserer Arbeit als Kommunalpolitiker mit 
direktem Zugang zu den Wünschen und Anlie-
gen aus der Bevölkerung. Und vielleicht gelingt 
es den amtierenden 1. Bürgermeistern auch, 
einige dieser Termine den Stellvertretern zu 
überlassen, damit die Familien, die das ganze 
Jahr über mit großen Einschränkungen des Pri-
vatlebens zurecht kommen müssen, wenigs-
tens an Weihnachten auch noch ein bisschen 
was von diesem Familienmitglied haben.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen und  
Ihren Familien ein ruhiges und besinnliches 
Weihnachtsfest und ein glückliches, gesundes 
und erfolgreiches Neues Jahr

GZ KOLUMNE
Christine Borst

Schöne Weihnachten – 
trotz oder gerade  

wegen Corona

Liebe Leserinnen
und Leser!
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Ihre Christine Borst
Stv. Landesvorsitzende der KPV Bayern
Altbürgermeisterin der Gemeinde Krailling

Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft:

Familienunternehmen  
stärken ländlichen Raum

Familienunternehmen tragen zum Erfolg ländlicher Räume in 
Deutschland bei. Ihre Präsenz wirkt sich positiv auf Bevölkerung, 
Wohlstand und Wirtschaftskraft aus. Dies geht aus einer Studie 
des Kölner Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) im Auftrag 
der Münchner Stiftung Familienunternehmen hervor. Untersucht 
wurden 215 ländlich geprägte Kreise und kreisfreie Städte, wobei 
sich die Forscher in ihrer Analyse auf größere Familienunterneh-
men mit 50 oder mehr Mitarbeitern konzentrierten.

In den ländlichen Räumen sind 
durchschnittlich über die Hälfte 
der ansässigen Unternehmen ab 
50 Mitarbeitern Familienunter-
nehmen (54,3 Prozent). Zugleich 
arbeiten in den betrachteten Fa-
milienunternehmen rund 2,5 
Millionen Beschäftigte der ins-
gesamt 5,7 Millionen Beschäf-
tigten in den ländlichen Räu-
men. Die Familienunternehmen 
sind somit ein bedeutsamer Ar-
beitgeber für die Menschen in 
diesen Regionen.

Die Ergebnisse der vorliegen-
den Studie zeigen, dass eine po-
sitive wirtschaftliche Entwick-
lung mit einem hohen Anteil 
an Familienunternehmen in Zu-
sammenhang steht. Diese tra-
gen damit bedeutend zur de-
zentralen Stärke im Land in ih-
rer Rolle als Arbeitgeber, für die 
regionale Innovationsfähigkeit, 
für eine hohe Wertschöpfung 
und zur Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit der ländlichen 
Räume bei.

Der Anteil von Familienunter-
nehmen in den wirtschaftsstar-
ken Bundesländern Bayern und 
Baden-Württemberg ist höher 
als in den ostdeutschen Bundes-
ländern. Platz 1 in der Studie be-
legt der Landkreis Roth mit über 
68 Prozent Familienunterneh-
men; auf Platz 2 rangiert der 
Landkreis Neumarkt i.d.Opf. mit 
über 67 Prozent. 

Ländliche Räume mit hohen 
Familienunternehmensanteilen 

weisen höhere Industriequo-
ten auf als andere Räume. Gro-
ße Unternehmen und Hidden 
Champions, die strukturbestim-
mend sind und maßgeblich zur 
Sicherung von Wettbewerbsfä-
higkeit und Wohlstand beitra-
gen, sind in der Regel Industrie- 
unternehmen. 

Höhere Innovatonskraft

Im Hinblick auf die Innovati-
onskraft zeigen sich deutliche 
Unterschiede zwischen ländli-
chen Räumen mit einem hohen 
Anteil an Familienunternehmen 
und solchen mit einem geringe-
ren Anteil. In Regionen mit ho-
hen Familienunternehmensan-
teilen fallen die Patentanmel-
dungen fast doppelt so hoch aus 
wie in den anderen Räumen.

Insbesondere bayerische und 
baden-württembergische Kreise 
zeichnen sich dabei als patent-
stark aus. Die meisten Patentan-
meldungen je 100.000 sozial-
versicherungspflichtig Beschäf-
tigten verzeichneten Unterneh-
men im Landkreis Regensburg 
mit rund 794 Anmeldungen.

Auch im Ausbildungsbereich 
spielen die Familienunterneh-
men eine wichtige Rolle. Obwohl 
junge Menschen vermehrt in die 
Städte ziehen, um dort ihre Aus-
bildung zu beginnen, schaffen es 
Familienunternehmen in ländli-
chen Regionen, attraktiv für jun-
ge Menschen zu bleiben. Der 

Fortzug von Menschen im Alter 
zwischen 18 und 25 Jahren fällt 
geringer aus, wenn der Anteil an 
Familienunternehmen höher ist. 
In Kreisen mit den höchsten Fa-
milienunternehmensanteilen 
ziehen im Mittel nur 13 junge 
Menschen je 1.000 Einwohner 
in dieser Altersgruppe im Saldo 
weg, in der Gruppe der Kreise 
mit den geringsten Anteilen sind 
es dagegen 34 junge Menschen. 
Der Kreis Marburg-Biedenkopf 
(Hessen) liegt unter allen länd-
lichen Räumen an der Spitze im 
Hinblick auf die Ausbildungs-
wanderung. Der Saldo liegt hier 
bei rund +80.

Attraktiver Arbeitsmarkt 
stoppt die Landflucht

Die Analyse zeigt demnach 
auch, dass ein attraktiver Ar-
beitsmarkt die Landflucht stop-
pen kann. In Regionen mit ei-
nem hohen Anteil an Familien-
unternehmen legte die Bevöl-
kerungszahl zwischen 2008 und 
2018 im Schnitt um zwei Prozent 
zu, während sie in Regionen mit 
geringem Familienanteil um 2,6 
Prozent sank. Den stärksten Be-
völkerungszuwachs konnte der 
Kreis Erding mit einem Anstieg 
um rund elf Prozent verzeich-
nen. Im Kreis Freising sind es 
10,8 Prozent, in Pfaffenhofen an 
der Ilm zehn Prozent.

Der Studie zufolge stehen 
Landkreise mit einem hohen 
Anteil an Familienunternehmen 
wirtschaftlich besser da als Krei-
se mit sehr wenigen solcher Fir-
men. So liegt etwa die Arbeits-
losenquote in Landkreisen mit 
einem starken Anteil an Famili-
enfirmen mit 2,8 Prozent deut-
lich niedriger und der Beschäf-
tigungszuwachs der letzten De-
kade mit 21 Prozent deutlich 
höher als in jenen Kreisen, in de-
nen nur wenige oder keine Fa-
milienfirmen ihren Sitz haben. 
An der Spitze liegt der Land-
kreis Eichstätt mit einer Arbeits-
losenquote von 1,3 Prozent, ge-
folgt von den Landkreisen Do-
nau-Ries und Pfaffenhofen mit 
jeweils 1,6 Prozent.

Privater und öffentlicher 
Wohlstand

Die vergleichsweise hohe und 
stabile Beschäftigung in Kreisen 
mit vielen Familienbetrieben 
wirkt sich der Untersuchung zu-
folge auch auf den privaten und 
öffentlichen Wohlstand aus. In 
Regionen mit zahlreichen Fami-
lienfirmen erreichte das Brutto-
inlandsprodukt pro Kopf durch-
schnittlich 33.200 Euro gegen-
über knapp 28.500 Euro in Krei-
sen, die kaum Familienfirmen 
haben. Zugleich liegt die Ver-
schuldung der öffentlichen Hand 
in stark von Familienunterneh-
men geprägten Regionen um elf 
Prozent niedriger als dort, wo es 
wenige solcher Firmen gibt. 

Musterland Bayern

Dass Bayern in der Untersu-
chung gut abschneidet, spie-
gelt sich in der Auswahl der Po-
sitivbeispiele wider. Dingolfing- 
Landau und Regensburg sind 
zwei von fünf Landkreisen, auf 
die das IW genauer eingeht. Im 
Kreis Dingolfing-Landau sind 
60,3 Prozent der dort ansässi-
gen Unternehmen ab 50 Mitar-
beitern Familienunternehmen. 
Damit gehört der Landkreis zu 
den 25 Prozent der ländlichen 
Räume mit den höchsten Famili-
enunternehmensanteilen. Er ist 
auch wirtschaftlich besonders 
erfolgreich. Mit einem Brutto-
inlandsprodukt von rund 71.000 
Euro pro Einwohner rangiert 
Dingolfing-Landau auf Platz 1 al-
ler ländlichen Räume. 

Im Hinblick auf die gemeindli-
che Steuerkraft unter allen Krei-
sen der ländlichen Räume er-
reicht Dingolfing-Landau die 
Spitzenposition (rund 1.600 Eu-
ro pro Einwohner). Damit sind 
die wirtschaftlichen Bedingun-
gen dort besonders gut ausge-
prägt. Die meisten Beschäftig-
ten des Kreises finden sich im 
Verarbeitenden Gewerbe. Mehr 
als die Hälfte aller sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten 
ist in diesem Wirtschaftszweig 
tätig (52,8 Prozent). Diese starke 
Bedeutung der Industrie spie-
gelt sich auch darin wider, dass 
der Landkreis den höchsten An-
teil an MINT-Beschäftigten in 
den ländlichen Räumen auf-
weist. 44,1 Prozent aller sozial-
versicherungspflichtig Beschäf-
tigten lassen sich dem MINT-Be-
reich zuordnen.

Positive Beispiele

Eines der bekanntesten Un-
ternehmen ist das Unterneh-
men Einhell mit Sitz in Landau 
an der Isar. Das einst als Hand-
werksbetrieb gegründete Un-
ternehmen hat sich inzwischen 
zu einem weltweit führenden 
Werkzeughersteller, insbeson-
dere für Gartengeräte und Elek-
trowerkzeuge, entwickelt. Rund 
82 Prozent aller Patentanmel-

dungen in dem Kreis lassen sich 
auf Einhell zurückführen, was 
ebenfalls die Innovationskraft 
dieses Familienunternehmens 
verdeutlicht.

Ein weiteres Familienunter-
nehmen, das im Kreis Dingolfing- 
Landau ansässig ist, ist die SAR-
Group. Dieses Unternehmen 
entwickelt Systeme für die In-
dustrie- und Prozessautomati-
on. Mit seinen rund 300 Mitar-
beitern am Hauptstandort Din-
golfing ist es der zweitgrößte 
Arbeitgeber in der Stadt. Auch 
dieses Unternehmen ist hochin-
novativ. Es profitiert dabei von 
der Nähe zum Technologiezent-
rum für Produktions- und Logis-
tiksysteme in Dingolfing. 

Hochinnovative Patente 
im Kreis Regensburg

Die meisten Patentanmeldun-
gen unter den ländlichen Räu-
men kann der Kreis Regensburg 
vorweisen. Mit im Schnitt 793 
Anmeldungen je 100.000 sozial-
versicherungspflichtig Beschäf-
tigten liegt er deutlich an der 
Spitze vor dem Kreis Eichstätt 
mit rund 418 Patentanmeldun-
gen. Auch bei den digitalen Pa-
tentanmeldungen ist der Kreis 
Regensburg führend. Rund 18 
Prozent aller Patente wurden 
in digitalisierungsaffinen Tech-

nologiebereichen angemeldet. 
Absolut gesehen sind das die 
meisten Anmeldungen unter al-
len ländlichen Kreisen. Dabei ist 
auch im Landkreis Regensburg 
der Anteil der Familienunter-
nehmen mit 60,7 Prozent hoch. 
Damit gehört der Kreis ebenfalls 
zu den 25 Prozent der ländlichen 
Räume mit den höchsten Famili-
enunternehmensanteilen.

Rund 97 Prozent aller von Un-
ternehmen in der Region ange-
meldeten Patente stammen von 
Krones. Das in Neutraubling an-
sässige Familienunternehmen 
fertigt Anlagen und Maschinen 
zur Herstellung, Abfüllung und 
Verpackung von Getränken und 
Nahrungsmitteln. Dabei wer-
den die Produkte stetig wei-
terentwickelt, denn das Unter-
nehmen investiert stark in den 
Forschungs- und Entwicklungs-
bereich. Bis Dezember 2019 
wurden nach eigenen Anga-
ben rund 5.900 Patente und Ge-
brauchsmuster von Krones an-
gemeldet. Dies verdeutlicht das 
dort vorhandene Innovations-
potenzial.

Zweitstärktes Unternehmen 
hinsichtlich Patentanmeldungen 
ist im Kreis Regensburg agro-
top mit Sitz in Obertraubling. 
Das Familienunternehmen ist im 
Bereich Düsentechnologie und 
Pflanzenschutzmittel tätig.  DK

Umweltminister Thorsten Glauber: 

50 Jahre Bayerisches 
Umweltministerium

Das Bayerische Umweltministerium feierte am 8. Dezember sein 
50-jähriges Jubiläum. Seinerzeit war es das erste Umweltministe-
rium weltweit. Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber dank-
te der gesamten Umweltverwaltung für ihre Arbeit: Sein Haus sei
seit 50 Jahren die Werbeagentur für Bayerns Umwelt.

Dabei hob Glauber einige his-
torische Meilensteine für den 
Naturschutz hervor, etwa die 
Gründung der ersten beiden 
deutschen Nationalparke im 
Bayerischen Wald (1970) und 
in Berchtesgaden (1978) so-
wie den Erlass des Alpenplans 
(1972). Aktuelle Projekte seien 
das „Volksbegehren Plus“, das 
erste Bayerische Klimaschutzge-
setz mit begleitendem Maßnah-
menpaket und das Projekt Was-
serzukunft 2050.

Aktuell sieht der Minister 
drei große Existenzthemen: Kli-
mawandel meistern, Artenviel-
falt erhalten und Wasserver-
sorgung sichern. „Sie sind in ei-
ner schicksalhaften Wechsel-
wirkung miteinander verknüpft. 
Diese Herausforderungen müs-
sen wir langfristig und mit kla-
ren Schwerpunkten angehen.“ 
Beispielsweise werde Anfang 
2021 ein neuer Klimareport für 
Bayern vorgelegt, um die aktuel-
len regionalen Folgen des Klima-
wandels zu zeigen. Auch Kom-
pensationsplattform für den 
Ausgleich von CO2-Emissionen 
soll ihre Arbeit aufnehmen.

2021 startet auch das neue 
Gewässer-Aktionsprogramm. 
Dabei sollen Hochwasser- und 
Gewässerschutz mit dem Arten-
schutz vereint werden. Der Mi-
nister zeigte sich überzeugt: „Es 
wird ein gigantisches Paket mit 
2 Milliarden Euro Volumen allein 
in den kommenden 10 Jahren. 
Bis Ende 2030 soll für zusätzlich 
rund 150.000 Menschen der 
Grundschutz hergestellt werden 

– das heißt Schutz vor einem
100-jährlichen Hochwasser. Wir
machen 2021 außerdem zum
Jahr der Flüsse und Bäche und
beginnen damit, blühende Bän-
der durch das Land zu ziehen.
Mit dem Programm schaffen wir
grüne Ränder für blaue Bänder.“

Größtes Einzelprojekt im Be-
reich Hochwasserschutz ist der 
sanfte Donauausbau. Daneben 
soll der Hochwasserschutz in 
der Fläche und an den kommu-
nalen Gewässern gestärkt und 
das Staustufenmanagement an 
den Flüssen optimiert werden. 
Neue Starkregen-Gefahrenkar-
ten sollen die Kommunen unter-
stützen. „Neues Herzstück des 
Programms ist der ökologische 
Mehrwert. Ziel sind renaturierte 
und ökologisch funktionsfähige 
Fließgewässer und Auen sowie 
eine noch bessere Vernetzung 
der Lebensräume“, so Glauber. 

Als neues Element kommen 
ab 2021 vorbildliche Maßnah-
men zum Schutz der Natur und 
Artenvielfalt auf den Flächen 
im Eigentum der Wasserwirt-
schaftsverwaltung hinzu. Das 
betrifft bayernweit Flächen mit 
einem Umfang einschließlich 
der Gewässer von rund 60.000 
Hektar – in etwa die doppelte 
Fläche der Stadt München. Zu-
sätzlich wird es eine Arbeitshil-
fe für die naturnahe Deichpfle-
ge geben. Damit sollen in Bay-
ern weit über 1.000 Kilometer 
Deiche naturschutzfachlich op-
timiert gepflegt werden.
Informationen:
www.umwelt50.bayern.de/  r

http://www.umwelt50.bayern.de/
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(Fortsetzung von Seite 1)
bestimmung von Menschen mit 
Behinderung sind in dieser Steu-
erungsgruppe neben den Fach-
ministerien und anderen öffent-
lichen Stellen auch Selbsthilfe-
organisationen und Verbände 
sowie Einrichtungen vertreten. 

Mithilfe der Steuerungsgrup-
pe wird ein schneller Informa-
tions- und Meinungsaustausch 
mit den Verbänden und Einrich-
tungen erreicht, um praxistaug-
liche Maßnahmen für alle Betei-
ligten sicherzustellen. Hier wur-
de auch das Rahmenkonzept für 
die Einrichtungen und Dienste 
der Behindertenhilfe in Bayern 
abgestimmt. Es sieht die Auf-
rechterhaltung des Betriebs der 
Einrichtungen unter Berücksich-
tigung Corona-spezifischer An-
forderungen vor. 

Möglichst wenig  
Einschränkungen

Generelle Schließungen soll-
ten das letzte Mittel sein, mach-
te Trautner deutlich: „Es ist mir 
ein großes Anliegen, dass es 
möglichst wenig Einschränkun-
gen für Menschen mit Behinde-
rung gibt, keine pauschalen Be-
tretungs- und Besuchsverbote 
in den Heimen und keine pau-
schalen Schließungen.“

Wie der Sozialverband VdK 
Bayern mitteilt, trifft die Coro-
na-Pandemie Menschen mit 
Behinderung auf dem Arbeits-
markt besonders hart. Laut 
Landesvorsitzender Ulrike Ma-
scher „müssen wir aufpassen, 
dass Corona die zaghaften Er-

folge der Inklusion nicht wie-
der zunichtemacht. Die aktuel-
len Zahlen lassen das jedenfalls 
befürchten.“

Mehr Programme für  
Qualifizierung gefordert

Menschen mit Behinderung in 
Bayern seien in der Corona-Kri-
se überdurchschnittlich oft von 
Arbeitslosigkeit betroffen. Im 
Oktober 2020 wiesen in Bayern 
knapp neun Prozent der arbeits-
los Gemeldeten das Merkmal 
„Schwerbehinderung“ auf, das 
ist der höchste Anteil aller Bun-
desländer. Zudem stieg in Bay-
ern die Zahl arbeitsloser Men-
schen mit Schwerbehinderung 
im Jahresvergleich von Oktober 
2019 und 2020 um 19 Prozent 
und auch damit stärker als in al-
len anderen Bundesländern.

Mascher zufolge darf Inklusi-
on nicht auf der Strecke bleiben. 
Menschen mit Behinderung in 
Bayern benötigten mehr Pro-
gramme für Qualifizierung und 
Weiterbildung, um der Arbeits-
losigkeit zu entkommen. Zudem 
müssten Arbeitgeber stärker in 
die Pflicht genommen werden. 
„Wir fordern deshalb die Anhe-
bung der Ausgleichsabgabe für 
Unternehmen, die überhaupt 
keine Menschen mit Behinde-
rung einstellen oder die Pflicht-
quote nicht erfüllen. Zudem 
müssen staatliche Fördermittel 
aus aktuellen Hilfspaketen an 
Zusagen zur Barrierefreiheit und 
anderen Maßnahmen der Inklu-
sion geknüpft werden“, so die 
VdK-Landesvorsitzende.  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
wurden zudem Ansprechpart-
ner für Kommunalpolitiker und 
Abgeordnete, die Opfer von Ha-
te-Speech geworden sind, be-
nannt, wie Justizminister Georg 
Eisenreich erläuterte. Aus sei-
ner Sicht „endet die Meinungs-
freiheit dort, wo das Strafrecht 
beginnt“. Der lebendige, manch-
mal auch scharfe Meinungsstreit 
sei in einer Demokratie elemen-
tar wichtig, fände seine Grenzen 
aber in Fällen von übler Nachre-
de, Beleidigung, Verleumdung 
oder Volksverhetzung.

Kooperationspflicht für 
die sozialen Netzwerke

Um die Verfolgung von straf-
barem Hass zu erleichtern, for-
dert Eisenreich ein höheres Maß 
an Kooperationspflicht für die 
sozialen Netzwerke. „Mit der ge-
planten Weiterentwicklung des 
Netzwerkdurchsuchungsgeset-
zes wollen wir erreichen, dass es 
im Falle von schweren Straftaten 
eine Anzeigepflicht seitens der 
Plattformen gibt“, so der Minis-

(Fortsetzung von Seite 1)
wertunabhängigen Äquivalenz- 
zahlen angesetzt. Diese betra-
gen für die Grundstücksfläche 
0,04 Euro/qm und für Gebäu-
deflächen 0,50 Euro/qm. Für 
Wohnflächen gibt es einen Ab-
schlag von 30 %, so dass nur 
0,35 Euro/qm angesetzt wer-
den. Daneben ist u.a. für Gebäu-
de mit sozialem Wohnungsbau 
und Denkmäler ein zusätzlicher 
Abschlag vorgesehen. 

Einmalige Feststellung  
der Bemessungsgrundlage

Die Bemessungsgrundlage wird 
einmalig zum Stichtag 1. Januar 
2022 festgestellt und muss nur 
angepasst werden, wenn sich 
die Flächen oder die Gebäude-
nutzung ändert. Auf die so er-
mittelte Bemessungsgrundlage 
wenden die Gemeinden ihren 
Hebesatz an. Die Kommunen 
entscheiden somit über die end-
gültige Höhe der Grundsteuer.

Keine Baulandsteuer

Mit Enttäuschung und Ver-
ärgerung reagierten Bayeri-
scher Gemeindetag und Baye-
rischer Städtetag auf das neue 
Modell der Staatsregierung. Die 
Tatsache, dass die von der Poli-
tik mehrfach zugesagte Einfüh-
rung einer Grundsteuer C (sog. 
Baulandsteuer) nicht kommen 
soll, wertete Gemeindetags-
präsident Dr. Uwe Brandl gar 
als „Kriegserklärung an Bayerns 
Gemeinden und Städte“. Alle 

ter. Auch das Beleidigungsstraf-
recht, das im Kern 150 Jahre alt 
sei, müssen ans digitale Zeitalter 
angepasst werden.

Staatsminister Eisenreich stell-
te klar: „Wer Hass im Netz kon-
sequent verfolgt, schützt gleich-
zeitig die Meinungsfreiheit und 
verhindert, dass die Menschen, 
die unsere Demokratie vor Ort 
mit Leben erfüllen, resigniert 
aufgeben.“

„Einen Stimmungsumschwung“ 
registriert der Präsident des 
Bayerischen Landkreistages und 
Landrat von Deggendorf, Chris-
tian Bernreiter. Konkret wür-
den Autoritären nicht mehr son-
derlich ernstgenommen und 
der Staat allgemein werde nicht 
mehr so anerkannt wie früher. 
Vieles werde in Frage gestellt. 
Mit dem Internet habe sich die-
se Entwicklung potenziert, die 
besonders auch Kommunalpoli-
tikerinnen und Kommunalpoliti-
ker zu spüren bekämen. 

Sicherlich brauche ein Kom-
munalpolitiker manchmal das 
sprichwörtliche dickere Fell. 
„Aber persönliche Anfeindungen 

 oder Drohungen gegen diejeni-
gen, die unseren Staat vor Ort 
vertreten – da ist eine rote Linie 
überschritten und da müssen 
wir klare Kante zeigen“, stell-
te Bernreiter klar. Denn wie der 
Mord an dem Kasseler Regie-
rungspräsidenten Walter Lüb-
cke gezeigt habe, sei es vom 
Wort zur Tat manchmal nur ein 
kurzer Weg.

Sich mit demokratischen 
Mitteln wehren

Wie Bernreiter berichtete, ha-
be er während des Kommunal-
wahlkampfes ein konzertiertes 
Vorgehen AFD-naher Personen 
in diesem Bereich wahrgenom-
men. Für viele kommunalpoliti-
sche Mandatsträger, vor allem 
die ehrenamtlich Tätigen, stelle 
sich am Ende die Frage, ob man 
sich wirklich diesen Anfeindun-
gen aussetzen soll oder sein po-
litisches Engagement dann doch 
lieber reduziert. Aus Bernreiters 
Sicht „steht der Staat und er 
wehrt sich mit demokratischen 
Mitteln. Dann fühlen sich die ge-
wählten Volksvertreter geachtet 
und auch geschützt.“

Verrohung nicht nur ein 
digitales Phänomen

Dass die Verrohung der Ge-
sellschaft nicht allein ein digita-
les Phänomen ist, darauf mach-
te Dorothee Bär, Staatsministe-
rin für Digitalisierung im Bun-
deskanzleramt, aufmerksam. 
Analog habe man dies auf den 
Straßen der Republik und so-
gar im Parlament erleben müs-
sen. Oftmals richteten sich Hass 
und Hetze auch gegen Frauen. 
Beinahe alle Mandatsträgerin-
nen, egal welcher Ebene, hätten 
diese Erfahrung schon gemacht. 
Besonders betroffen seien sie, 
„wenn sie auf Missstände hin-
weisen, Gleichberechtigung ein-
fordern und damit auch aus ei-
ner sogenannten Rolle ausbre-
chen, die ihnen manche Männer 
zugeschrieben haben“, so Bär.

Vor der bayerischen Kommu-
nalwahl habe sie versucht, Frau-
en für eine Kandidatur als Ge-
meinderätin oder Bürgermeis-

terin zu gewinnen. Angst vor 
Anfeindungen, potenziell auch 
gegen die eigene Familie, sei 
häufig als Ablehnungsgrund 
genannt worden. Damit wer-
de auch deutlich, welches Ziel 
die Verursacher verfolgten: En-
gagierte Bürgerinnen und Bür-
ger zum Verstummen zu brin-
gen. Vor allem Netzwerke von 
Rechtsaußen setzten diese Stra-
tegie bewusst ein. 

Tipps zum richtigen Umgang 
mit Krisen in der Online-Kom-
munikation gaben Anzings Ers-
te Bürgermeisterin Kathrin Al-
te und Krisenkommunikations-
expertin Eva Werner. Nach ih-
ren Worten ist eine schnelle 
Reaktion wichtig, jedoch müsse 
man sich trotzdem die Zeit neh-
men, das weitere Vorgehen ab-
zuwägen, bevor man handelt. 
Es sei nicht notwendig, über je-
des Stöckchen zu springen. Viel-
mehr sei zu prüfen, ob der be-
treffende Online-Beitrag bei 
den Bürgern überhaupt auf Re-
sonanz stößt. Auch bei persön-
licher Verletzung seien emotio-
nale Schnellschussreaktionen zu 
vermeiden. Ratsam sei es, sich 
mit vertrauten Menschen abzu-
stimmen, die eine wertvolle Au-
ßenperspektive mitgeben kön-
nen. Altes und Werners Appell: 
„Wenn Sie glauben, dass es sich 
um eine strafbare Äußerung 
handeln könnte oder Sie oder 
Ihre Familie bedroht werden: 
Wenden Sie sich an die Polizei!“

Zivilcourage und das scharfe 
Schwert des Rechtsstaates

Das scharfe Schwert des 
Rechtsstaates sei wichtig, um 
Hassrede zu bekämpfen, er-
klärte die stellvertretende Vor-
sitzende der Hanns-Seidel-Stif-
tung und Vorsitzende des Bay-
erischen Ethikrates, Susanne 
Breit-Keßler. Freilich könne die 
Justiz allein diese Aufgabe nicht 
stemmen. „Es liegt auch an uns, 
dafür zu sorgen, dass das Saat-
korn des Hasses auf einen stei-
nigen, unfruchtbaren Boden 
fällt. Das Internet braucht unse-
re Gegenrede – und ja, auch un-
sere Zivilcourage – damit es ein 
Ort der menschlichen und men-
schenwürdigen Begegnung blei-
ben kann“, stellte Breit-Keßler 
fest.  DK

Bemühungen der Kommunen, 
baureife brachliegende Grund-
stücke im Innenbereich der Ge-
meinden für den Wohnungsbau 
nutzbar zu machen, würden da-
mit zerstört.

Neben anderen baurechtli-
chen Instrumentarien würde 
eine Grundsteuer C dem Spe-
kulantentum der Grundstücks-
eigentümer, die auf Wertstei-
gerungen setzen, entgegenwir-
ken, betonte Brandl. Dies könne 
nun nicht geschehen. Aus seiner 
Sicht ist es ein Schlag ins Gesicht 
der Gemeinde- und Stadträte, 
die auf die politischen Zusagen 
vertraut haben. Vor allem sei 
es nicht nachvollziehbar, wes-
halb gerade die Freien Wähler 
im Bayerischen Landtag dieses 
Instrumentarium verhindert ha-
ben. „Sich einerseits als Anwäl-
te des ländlichen Raums aufzu-
führen, andererseits den länd-
lichen Kommunen ein dringend 
benötigtes Werkzeug vorzuent-
halten, ist schizophren“, erläu-
terte der Präsident.

Einfache Grundsteuer A und B

Begrüßt werden dagegen 
die von Albert Füracker vorge-
stellten Pläne für eine einfa-
che Grundsteuer A und B. Die 
Grundsteuer ist für Bayerns Ge-
meinden und Städte mit einem 
Volumen von rund 1,8 Milliar-
den Euro eine der wichtigsten 
Steuerquellen. Brandl: „Der vor-
gestellte einfache, nachvollzieh-
bare und vollzugsfreundliche 
Ansatz ist gut. So wird auch die 

Dr. Olaf Heinrich Bürgermeister des Jahres 2020: 

Intelligente Lösungen für 
Mobilität der Bürger

Der Bürgermeister der niederbayerischen Kreisstadt Freyung, 
Dr. Olaf Heinrich, ist Bayerns „Bürgermeister des Jahres“. 
Vor wenigen Tagen wurde Niederbayerns Bezirkstagspräsi-
dent für seine herausragenden Verdienste und sein Engage-
ment für die Bürger geehrt. Als Bürgermeister hat er zahlrei-
che Projekte initiiert, die Bürgern, Wirtschaft und Verwaltung 
der Stadt Freyung zugutekommen.

Mit dem Projekt „freYfahrt: Digitalisiertes On Demand Ri-
depooling“ etablierte Heinrich ein wirkungsvolles Instrument, 
um den ÖPNV im ländlichen Raum zu stärken. Jurymitglied 
Dr. Franz-Stephan v. Gronau, LKC, der gemeinsam mit Altbür-
germeister Rolf Zeitler aus Unterschleißheim und Altbürger-
meister Eckhard Kalinowski aus Taufkirchen wieder die Jury 
bildete, hob in seiner Laudatio die bedarfsgesteuerte, flexi-
ble Mobilität des öffentlichen Nahverkehrs Freyungs hervor. 
Während der Betriebszeiten können Bürger der Stadt und an-
grenzenden Gemeindeteilen per App oder Telefon kleine Bus-
se ordern. Kein Fahrplan und keine festen Haltestellen er-
möglichen hohe Flexibilität. „Diese moderne, digitale Lö-
sung für den öffentlichen Nahverkehr hat eine Vorbildfunk- 
tion für andere Gemeinden im ländlichen Raum“, sagte Gronau.

Übergeben wurde der Preis von Rechtsanwalt Dr. Stefan De-
tig, Geschäftsführer der Detig Rechtsanwaltsgesellschaft und 
Altbürgermeister der Gemeinde Pullach im Isartal. Durch die 
Auszeichnung sollen Engagement, Kreativität und Verantwor-
tung der Stadt Freyung gegenüber den nachfolgenden Genera-
tionen Wertschätzung und Aufmerksamkeit erfahren, beton-
te Detig. Zudem hob er die Vorbildfunktion für andere Kom-
munen hervor.

Heinrich wertete die Auszeichnung „als Würdigung für die 
Stadt Freyung, aber auch als Anreiz für die gesamte Stadtver-
waltung, unsere Arbeit weiter nach den alltäglichen Bedürfnis-
sen der Bürger auszurichten. „Wenn wir im engen Austausch 
mit den Bürgern agieren, zu kreativen Lösungen kommen und 
gemeinsam den Mut haben diese umzusetzen, dann können 
wir auch im Kleinen, Großes erreichen. Die FreYfahrt zeigt: in-
telligente, digitale Lösungen lassen sich gemeinsam mit eta- 
blierten Verkehrsunternehmen umsetzen. In unserem Fall mit 
einem traditionsreichen Busunternehmen, das bereit war, sich 
auf ein völlig neues System einzulassen.“

Ausgelobt wird der jährliche, landesweite Preis für beson-
dere kommunalpolitische Verdienste von der LKC-Gruppe aus 
Grünwald bei München sowie der Detig Rechtsanwaltsgesell-
schaft aus Pullach. Neben der Auszeichnung erhält die Stadt 
Freyung steuerliche und rechtliche Beratungsleistungen von 
der LKC-Gruppe für eine gemeinnützige Einrichtung in Höhe 
von 2.000 Euro. r

Selbstbestimmung ...

Wehrhafte Demokratie ...

Kommunikation im Netz:

Kompass als Nothelfer 
Um kommunale Mandatsträgerinnen und Mandatsträger, 

die mit Hass und Hetze im Netz konfrontiert sind, zu unter-
stützen, hat die Hanns-Seidel-Stiftung den „Kompass Wehrhaf-
te Demokratie“ auf den Weg gebracht. Dabei handelt es sich 
um eine Informationsbroschüre in innovativem Design, das ge-
meinsam mit einem interdisziplinären Expertenteam und dem 
Kooperationspartner Reconquista Internet/Hassmelden.de er-
arbeitet wurde. 

Der Kompass soll Wegweiser und Nothelfer für Kommunika-
tion im Netz sein. Er will über aktuelle Bedrohungsphänomene 
aufklären, für präventive Maßnahmen sensibilisieren und kon-
krete Hilfe vermitteln. Mit der Handreichung will die HSS al-
le gegen Shitstorms und Online-Anfeindungen wappnen, die 
im Netz unterwegs sind, seien es Privatpersonen oder solche, 
die in der Öffentlichkeit stehen und (politische) Verantwortung 
tragen.

Zusätzlich bietet die Hanns-Seidel Stiftung mit ihrer neuen 
Online-Themenplattform, „Wir! Gemeinsam gegen Hatespe-
ech“ einen interaktiven Assistenten im Umgang mit Verschwö-
rungserzählungen, Hassrede und Fake News. Diese Seite will 
praktische Hilfe bieten. In drei Klicks findet man die richtige Re-
aktion auf jede Art von Hassrede und Falschmeldung sowie das 
notwendige Wissen zum Thema.  DK

bewährte Zusammenarbeit zwi-
schen Finanzverwaltung und 
den Kommunen beibehalten. 
Letztlich geht es auch um die Si-
cherung der finanziellen Grund-
ausstattung der Gemeinden und 
Städte. Dafür werden wir in ei-
nen konstruktiven Dialog mit 
der Bayerischen Staatsregie-
rung eintreten.“

„Verpasste Chance“

Nach Auffassung des Vorsit-
zenden des Bayerischen Städ-
tetags, Straubings Oberbürger-
meister Markus Pannermayr, 
habe die Staatsregierung auf-
grund des Widerstands der Frei-
en Wähler mit ihrem Entwurf  
für ein bayerisches Grundsteuer- 
gesetz leider versäumt, mit ei-
ner Grundsteuer C ein Instru-
ment zur Mobilisierung von Flä-
chen zu schaffen. „Das ist eine 
verpasste Chance“, stellte der 
Verbandschef fest. Die Grund-
steuer C hätte aus seiner Sicht 
auch in Bayern einen Ansatz 
schaffen können, um Flächen 
für den Wohnungsbau zu mobi-
lisieren. Somit könnten baureife 
Grundstücke, solange sie nicht 
bebaut sind, mit einem eigenen 
Hebesatz belegt werden. Nun 
sei der Bayerische Landtag am 
Zug, damit der Freistaat die bun-
desrechtlich vorgesehene Mög-
lichkeit doch noch in einem Lan-
desgrundsteuergesetz umsetzt. 

Eigentümer motivieren

Laut Pannermayr berichten 
Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister vielfach von Grund-
eigentümern, die trotz beste-
hendem Baurecht ungenutz-
te Baugrundstücke in Ortszen-
tren bevorraten, ohne konkret 
eine Bebauung zu planen. Eine 
Grundsteuer C könne als Steue-
rungsinstrument wirken, damit 
Eigentümer motiviert werden, 
ungenutzte Grundstücke mit 
Wohnungen zu bebauen oder an 
Bauinteressenten zu verkaufen. 

Der Vorstand des Bayerischen 
Städtetags habe daher kein Ver-
ständnis für die kommunalferne 
Blockadehaltung besonders von 
Vertretern der Freien Wähler im 
Bayerischen Landtag und in der 
Bayerischen Staatsregierung. 

Wirkungsvolle Werkzeuge 
für die Innenentwicklung  
gefordert

Beim Flächensparen benötig-
ten die Kommunen wirkungsvol-
le Werkzeuge, machte Panner-
mayr deutlich: „Städte und Ge-
meinden brauchen Instrumente, 
damit sie gezielt Innenentwick-
lung vorantreiben können. Mit 
der Nutzung von bislang unbe-
bauten Baugrundstücken lässt 
sich das Ziel des Flächensparens 
besser erreichen. Kommunen 
brauchen steuerrechtliche Ins-
trumente – dazu gehört als ein 
Instrument von mehreren eine 
Grundsteuer C. Darüber hinaus 
kann eine steuerliche Begünsti-
gung zum Flächensparen helfen, 
wenn zum Beispiel nicht mehr 
benötigte landwirtschaftliche 
Hofgrundstücke an Kommunen 
veräußert werden. Außerdem 
brauchen Kommunen baurecht-
liche Werkzeuge, wie ein gene-
relles Vorkaufsrecht für Kommu-
nen.“  

Der Städtetag lehnt den Vor-
schlag der Staatsregierung ab, ei-
ne Zonierung für die Grundsteu-
er B – etwa nach Größenklassen 
oder Zonentypisierungen – als 
Option für Kommunen zu schaf-
fen. Die Staatsregierung, so Pan-
nermayr, erkläre zwar, dass sie 
einfache und unbürokratische 
Regelungen für die Grundsteu-
er schaffen will, jedoch würde ei-
ne Zonierung je nach Stadtvier-
tel in den Städten einen hohen 
bürokratischen Aufwand verur-
sachen. Die Folge seien enorme 
Konflikte und rechtliche Risiken. 
„Das ist keine Einfach-Grund-
steuer, das ist das Gegenteil von 
einfach und unbürokratisch“, so 
der Verbandschef.  DK

Füracker präsentiert ...



Jetzt Menschen in Kita, Schule und gewerblichen Räumen schützen: 
Der neue WOLF Luftreiniger AirPurifier reinigt Raumluft (Abscheide- 
grad 99,995% / DIN EN 1822) durch HEPA-Hochleistungsfilter H14  
und Aktivkohle-Kombifilter schnell und effizient von Viren, Bakterien, 
Pollen, Staub und Gerüchen. Schnell und einfach aufgestellt. 

Prüfen Sie bundesweite und bundeslandspezifische Förderprogramme!
Für kleine und mittelständische Unternehmen förderfähig mit bis  
zu 90% aus der Überbrückungshilfe!

Mehr auf wolf.eu/airpurifier.
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STECKER REIN – VIREN RAUS. 
WOLF PROFI-LUFTREINIGER  
FÜR KITA, SCHULE, PRAXIS, 
RESTAURANT UND MEHR.

Professionell konstruiert: nach VDI 6022

Flüsterleise: Schalldruckpegel* 34 dB(A)  
im Normalbetrieb, 42 dB(A) im Boost-Modus 

Sichere Luftreinigung: bis zu 1.200m3/h 
mit 4- bis 6-facher Luftfilterrate 

Ideal: Ausblashöhe 2,3m – dadurch  
optimale Luftzirkulation dank Luftwalze

Sorgenfreies Plug & Play: steckerfertig, 
Liefer- und Inbetriebnahmeservice
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Krankenhausversorgung:

„Kein Erfolg ohne Veränderung“
GZ-Interview mit Dr. Andreas Hartung, Leiter des Sana-Geschäftsbereichs Managementverträge
Krankenhäuser sind in der Pandemie unentbehrlich. Aber sie stün-
den auch ohne Corona vor riesigen Herausforderungen. Denn vie-
le Häuser sind defizitär und die kommunalen Haushalte sind deut-
lich geschrumpft. Das dürfte sich in den kommenden Monaten auch 
eher verschlechtern. Die GZ hat deshalb mit Dr. Andreas Hartung ge-
sprochen, der beim drittgrößten privaten Klinikbetreiber Deutsch-
lands, der Sana Kliniken AG, für Managementverträge verantwort-
lich ist, also für Krankenhäuser, die in kommunaler Hand bleiben, 
aber durch Sana geführt werden. 

GZ: Herr Dr. Hartung, Kran-
kenhausmanagement ist sicher 
nicht erst seit Corona ein echter 
Fulltime-Job? 

Hartung: Die Führung eines 
Krankenhauses ist heute deut-
lich komplexer als dies früher der 
Fall war. Heute muss ein Kran-
kenhausmanager von der kom-
plexen Krankenhausfinanzierung, 
über Abläufe im klinischen Be-
reich bis hin zu Hygiene und Not- 
aufnahme alles beherrschen. Zu-
dem müssen Krankenhäuser stän-
dig neu auf gesetzlichen Verände-
rungen ausgerichtet werden. Ein 
Krankenhaus befindet sich me-
dizinisch, pflegerisch und organi-
satorisch in einem permanenten 
Wandel. Zudem müssen gute Mit-
arbeiter gefunden und Ihnen ein 
attraktives Umfeld geboten wer-
den. Es ist eine Teamaufgabe, bei 
der viele Experten Hand in Hand 
zusammenarbeiten, damit das 
Gesamtergebnis stimmt. 

GZ: Vertragen sich denn ein 
professionelles Management 
und der Anspruch, den Bürgern 
eine umfassende medizinische 
Versorgung zu garantieren?  

Hartung: Nur ein professio-

nell geführtes und wirtschaft-
lich gesundes Krankenhaus kann 
auf Dauer die Ergebnisse liefern, 
die sich ein Patient wünscht. Nur 
die Krankenhäuser, die technisch 
und baulich auf der Höhe sind 
sowie den Besten ihres Fachs in 
Medizin und Pflege das richtige 
Umfeld bieten, werden die beste 
Versorgung für die Bevölkerung 
erbringen. 

GZ: Corona hat in Sachen Fi-
nanzen und Wirtschaftlichkeit 
vieles durcheinander gewirbelt.

Hartung: Verwirbelt und ver-
stärkt. Schon ohne Corona muss-
ten sich viele Träger Gedanken 
machen, wie es mit ihrem Kran-
kenhaus weitergehen soll – vie-
le Häuser schreiben rote Zahlen 
und belasten nachhaltig einen 
jetzt schrumpfenden Haushalt. 
Es wird einen Verteilungskampf 
ums Geld geben: Spielplatz 
oder Umgehungsstraße, Schu-
le oder Krankenhaus? Vor sol-
chen schwierigen Entscheidun-
gen werden Bürgermeister und 
Landräte bald stehen. 

GZ: In solchen Situationen 
wird ja oft über einen Verkauf 
nachgedacht – und dann im 

gleichen Atemzug reflexhaft die 
Privatisierung verteufelt. 

Hartung: Leider ist das so – 
zumindest in der Öffentlichkeit. 
Viele Bürgermeister sagen nach 
persönlichen Gesprächen, so 
schlecht sei das eigentlich gar 
nicht, aber den Bürgern sei es 
nur schwer zu vermitteln. 

Kommunale Impfzentren: 

Vorbereitungen laufen auf Hochtouren
Das Bundesgesundheitsministerium hat für die erste Zeit, in der ein Covid-19-Impfstoff zur Verfügung ste-
hen wird, die ausschließliche Verabreichung des Vakzins in kommunalen Impfzentren und ggf. durch 
mo-bile Teams vorgesehen. Für Bayern sind 99 Zentren geplant, die ab Mitte Dezember einsatzbereit 
sein sol-len. Pro Tag können sich 30.025 Personen impfen lassen. Sobald ausreichend Impfstoff 
vorhanden ist und Engpässe in der Lagerung, einige Impfstoffe müssen bei bis zu -75 Grad Celsius 
gekühlt werden, geklärt sind, wird das Regelsystem die Versorgung übernehmen. 

Für die Impfzentren beschafft 
der Bund den Impfstoff, die Län-
der sind für dessen sichere Lage-
rung und Verabreichung sowie 
die Bereitstellung von Zubehör, 
wie z.B. Spritzen, Kanülen und Lö-
sungsmittel verantwortlich. Diese 
zentralisierten Strukturen werden 
als Chance für eine engmaschige 
kommunikative und wissenschaft-
liche Begleitung der Maßnahmen 
gesehen. 

Um einen schnellen Aufbau und 
einen bürokratiearmen Ablauf 
der Impfzentren zu fördern, er-
folgt eine pauschale Abrechnung 
der Kosten über die Länder und 
aus den Mitteln der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Mit dem 
Aufbau von Impfzentren wurde 
den Kommunen die Einrichtung 
einer unbekannten Infrastruktur 
abverlangt, und zwar in kürzes-
ter Zeit.

Individuelle  
kommunale Lösungen

Die bayerischen Kommunen lö-
sen die gestellten Aufgaben indi-
viduell:
• Nach erfolgter Ausschreibung
durch das Landratsamt Fürsten-
feldbruck erhielt das Bayerische
Rote Kreuz, Kreisverband Fürs-
tenfeldbruck, den Zuschlag.
• Im Landkreis Neu-Ulm sind
drei Impfzentren geplant, eines
davon kommt in den ehema-
ligen Feneberg-Supermarkt in 
Weißenhorn.
• In Nürnberg und München 
stellt die jeweilige Messegesell-
schaft geeignete Räumlichkei-
ten zur Verfügung.
• Der Landkreis München rich-
tet drei Impfzentren und mög-
licherweise noch zwei weite-
re Einrichtungen ein. Betreiber
der Zentren sind Malteser-Hilfs-
dienst, das Deutsche Rote Kreuz
und die Johanniter-Unfall-Hilfe.
Im Vollbetrieb rechnet der Land-

kreis für jedes Zentrum mit ei-
ner voraussichtlichen Impfkapa-
zität von mindestens 350 Perso-
nen pro Tag. Sollten Impfungen 
z.B. in Pflegeeinrichtungen not-
wendig sein, kommen an jedem
Standort drei mobile Teams be-
stehend aus je drei Personen
zum Einsatz.
• Stadt und Landkreis Würzburg 
planen gemeinsam mit dem
Messeveranstalter AFAG ein
Hauptimpfzentrum auf der Tala-
vera, ein Impfzentrum am Flug-
platz Giebelstadt sowie mehre-
re mobile Impfteams.
• Das erste gemeinsame Impf-
zentrum für Stadt und Landkreis 
Bamberg wird bis Ende März im 
Foyer der Brose Arena in Bam-
berg umgesetzt. Ab April wird 
das Bamberger Impfzentrum 
dann in den Sportpark Bam-
berg, An der Breitenau, verlegt. 
Der Bamberger Landrat Johann 
Kalb hebt hervor: „Die besonde-
ren Rahmenbedingungen erfor-
dern viel Platz für mehrere Impf-
straßen gleichzeitig. Diese Vor-
aussetzungen sind sowohl in der 
Brose Arena als auch im Sport-
park gegeben.“ 

Impfung und Spielbetrieb

Oberbürgermeister Andreas 
Starke ergänzt: „Wir sind froh, 
schnell eine sehr gute Lösung 
gefunden zu haben. Bis zum Jah-
resende gibt es noch drei Heim-
spiele der Brose Bamberg mit 
großer Wahrscheinlichkeit oh-
ne Zuschauer. Impfzentrum und 
Spielbetrieb in der Brose Arena 
können ohne Probleme paral-
lel laufen. Selbst wenn im neu-
en Jahr wieder Basketballspie-
le mit Zuschauern möglich sein 
sollten, sind wir logistisch in der 
Lage, das Impfzentrum mit dem 
Basketballbetrieb in der Brose 
Arena zu kombinieren.“
• Der Landkreis Forchheim wird

ich mir einen Manager, der das 
Haus dann führt?

Hartung: Als Auftraggeber 
erhalte ich über den Manage-
mentvertrag nicht nur einen er-
fahrenen und versierten Ge-
schäftsführer, ich erhalte, wie in 
unserem Fall, das gesamte Ex-
pertenwissen des drittgrößten 
deutschen Krankenhausträgers. 
Wir decken mit unseren Spezi-
alisten sämtliche Fragestellun-
gen im Krankenhaus ab. Und da-
durch, dass die Kollegen auf ih-
ren Gebieten die Erfahrung aus 
54 Krankenhäusern mitbringen, 
profitiert der Träger von der 
Größe des Verbunds ohne sei-
ne Eigenständigkeit aufzugeben. 
Er bekommt ein Management-
team das die gesamte Komplexi-
tät modernen Krankenhausma-
nagements abdeckt und zudem 
noch alle wirtschaftlichen Vor-
teile, die ein so großer Verbund 
mit sich bringt.

GZ: Gibt die Kommune damit 
nicht viel Einfluss und Gestal-
tungsspielraum auf, wenn sie 
einen externen Manager beauf-
tragt?

Hartung: Im Gegenteil. Denn 
weil Sie ja keine Anteile verkau-
fen, verlieren die Kommunen kei-
nen Einfluss. Und weil sie von 
uns ja im Vorfeld genau beraten 
werden und wir den Trägern auf 
Grundlage einer umfassenden 
Analyse Handlungsempfehlun-
gen geben, wird der Spielraum 
eher größer. Erfahrene Manager, 
ein Verbund im Rücken und eine 
klare Perspektive auf das Mögli-
che und Notwendige: Das ist für 
die Erfüllung des Versorgungs-
auftrages ein klarer Vorteil und 
wird langfristig auch den Haus-
halt schonen. Der Einzelkämpfer 

sein Impfzentrum im ehemali-
gen Don Bosco Schülerheim an 
der Bayreuther Straße in Forch-
heim betreiben. 
• Im Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen wird das Impf-
zentrum im ehemaligen Nah-
versorger Altmühl-Center in 
Frickenfelden eingerichtet; Be-
treiber ist das Klinikum Alt-
mühlfranken.
• Der Landkreis Lindau plant 
zwei Impfzentren und eine Er-
gänzung durch mobile Teams.
Eines der Zentren entsteht in
der FOS-Turnhalle in Lindau.
• Wertingen wird der Stand-
ort des Corona-Impfzentrums 
für den Landkreis Dillingen sein. 
Konkret wird die Impfstation in 
der kreiseigenen Dreifachturn-
halle und im Hallenbad in der 
Pestalozzistraße 12 eingerich-
tet. „Der zusammenhängende 
Gebäudekomplex von Dreifach- 
turnhalle und Hallenbad erfüllt 
die Anforderungen des Baye-
rischen Staatsministeriums für 
Gesundheit und Pflege an die In-
frastruktur sehr gut“, begründet 
Landrat Leo Schrell die Entschei-
dung zur Standortfrage. 

Ausreichend Parkmöglichkei-
ten, die Erreichbarkeit über den 
ÖPNV, genügend Räumlichkei-
ten für wartende Personen sowie 
die Nähe zum Krankenhaus Wer-
tingen waren dafür mit entschei-
dend. Durch entsprechende tech-
nische Nachrüstungen wird zu-
dem ein barrierefreier Zugang ge-
schaffen. Auch die Warteräume 
werden barrierefrei ausgestaltet.

Impfquoten-Monitoring

Für das Impfquoten-Monito-
ring ist das Robert-Koch-Institut 
zuständig. Dazu wird ein digita-
les System entwickelt, in das mög-
lichst in Echtzeit direkt aus den 
Impfzentren Daten übertragen 
werden, die nicht personenbezo-

wird es in Zukunft schwer haben 
zu überleben.

GZ: Dennoch: Ist ein Manage-
ment durch einen externen Ma-
nager nicht der erste Schritt in 
die Privatisierung?

Hartung: Nein. Ein externes 
Managementteam ist ein ent-
scheidender Schritt zu einer si-
cheren und besseren Versorgung 
und einer wirtschaftlichen Ge-
sundung. Sie stärken kommunale 
Strukturen, da sie wirtschaftlicher 
und leistungsfähiger werden. 

GZ: Sie kaufen also keine An-
teile, stellen dafür aber alles auf 
den Kopf im Krankenhaus?

Hartung: Wenn es über vie-
le Jahre Defizite angehäuft hat, 
dann gibt es dafür ja Ursachen. 
Diese wollen wir natürlich finden 
und abstellen. Erfolg ohne Verän-
derung gibt es nicht.

GZ: ... deshalb schließen Sie 
dann sofort unrentable Berei-
che wie die Geburtshilfe?

Hartung: Reflexhafte Schlie-
ßungen sind niemals die richtige 
Lösung. Auch bei einem Manage-
mentvertrag entscheidet der 
Träger über solche grundlegen-
den Themen. 

Der Unterschied ist nur, dass 

das Krankenhaus in seiner Kom-
plexität, in seinem Umfeld und 
Wettbewerb betrachtet wird. 
Eine wirtschaftliche Gesundung 
durch das Wissen von Experten 
und den Vorteilen eines großen 
Verbunds helfen da schon viel. 
Zudem müssen alle Aspekte des 
jeweiligen Versorgungsgebiets 
analysiert und Lösungen erarbei-
tet werden. Nicht die Frage: wie 
bekomme ich mein Krankenhaus 
voll ist die Richtige, sondern viel-
mehr wie versorge ich meine Be-
völkerung optimal. Darauf gibt 
es häufig sehr unterschiedliche 
Antworten. Anstelle einer Schlie-
ßung steht nicht selten eine er-
gänzende Spezialisierung.

GZ: Abschließende Frage: 
Werden es alle Krankenhäuser 
in Deutschland schaffen, unbe-
schadet aus der Corona-Krise zu 
kommen?

Hartung: Vermutlich nicht. 
Deshalb sollten die kommunalen 
Träger rechtzeitig die Weichen 
dafür stellen, dass die Versor-
gung der Bevölkerung angemes-
sen, professionell und zukunftssi-
cher gestaltet wird ‒ ehe ihnen 
diese Entscheidung abgenom-
men wird.  r

gen sind. Begleitend werden Stu-
dien und Surveys durchgeführt. 
Die Risikobewertung von Impf-
stoffen ist ein kontinuierlicher Pro-
zess. Gemessen werden soll die 
Impfeffektivität, ob also Geimpf-
te trotzdem an Covid-19 erkran-
ken (Impfdurchbruch) im Verhält-
nis zum Anteil der Geimpften in 
der Gesamtbevölkerung. 

Langfristig geplant sind Kran-
kenhaus-basierte Fall-Kontrollstu-
dien zur Effektivität der Impfung 
bei hospitalisierten geimpften und 
ungeimpften Patientinnen und Pa-
tienten, in denen auch die Schwe-
re des klinischen Erkrankungsver-
laufs dokumentiert wird. Hinwei-
se, die auf eine Verstärkung der 
Erkrankung nach der Impfung hin-
deuten könnten, sind ebenso For-
schungsgegenstand. 

Ausbrüche in definierten Per-
sonenkreisen, z.B. Pflegeheimen 
oder unter Besuchern von Veran-
staltungen werden mit Fall-Kont-
rollstudien begleitet. Die Überwa-
chung der Sicherheit der Impfstof-
fe erfolgt über ein etabliertes Re-
altime Monitoring. Ob damit die 
UAW-Datenbank des Paul-Ehr-
lich-Instituts gemeint ist, eine Da-
tenbank, in der jeder dem Insti-
tut gemeldete Verdachtsfälle von 
Impfkomplikationen und Impfne-
benwirkungen einsehen kann, ist 
in der Nationalen Impfstrategie 
des Bundesgesundheitsministeri-
ums nicht erwähnt. 

Kurzfristig soll auch in einer Ko-
hortenstudie mittels Smartpho-
ne-App die Häufigkeit und Schwe-
re unerwünschter Ereignisse so-
wie SARS-CoV-2 Infektionen bei 
geimpften Erwachsenen nachver-
folgbar gemacht werden. Ob da-
für die Corona-Warn-App weiter-
entwickelt wird, bleibt abzuwar-
ten. Mit Modellierung und künst-
licher Intelligenz sowie aus Daten 
der vier größten gesetzlichen 
Krankenkassen, die ca. 70 % al-
ler gesetzlich Versicherten abde-
cken, werden potenzielle Risiko-
signale der Phase I-III Studien der 
verschiedenen Impfstoffe und 
neue Risikosignale überwacht. Da 
Schwangere zumeist in den kli-
nischen Prüfungen nicht unter-
sucht werden, sollen Schwanger-
schaftskomplikationen in Verbin-
dung mit der Impfung festgehal-
ten werden.  CH

Flächendeckende Geburtshilfe-Versorgung:

Hebammen-Haftpflicht 
bis 2024 gesichert

Für Hebammen, die im Deutscher Hebammenverband e.V. organi-
siert sind, ist der Haftpflichtversicherungsschutz über weitere drei 
Jahre bis zum 1. Juli 2024 gewährleistet. Ein Versicherungskonsor-
tium unter Führung der Versicherungskammer hat dem Deutschen 
Hebammenverband ein entsprechendes Fortführungsangebot un-
terbreitet. „Wir gewährleisten so langfristig die flächendeckende 
Versorgung einer Geburtshilfe sowie die Vor- und Nachsorge auch 
außerhalb der Ballungszentren beziehungsweise größeren Städten 
und werden damit auch unserer gesellschaftlichen Verantwortung 
gerecht“, sagt Barbara Schick, stellvertretende Vorsitzende der Ver-
sicherungskammer und verantwortlich für die Schaden- und Un-
fallversicherung.

Das Versicherungskonsortium 
bietet den Hebammen je nach 
Tätigkeitsprofil eine passgenaue 
Haftpflichtversicherung an und 
stellt so einen differenzierten, 
an den Bedürfnissen der Heb-
ammen ausgerichteten Schutz 
sicher. Dabei können die Prämi-
en für die meisten Hebammen, 
die Gruppe ohne Geburtshilfe,  
stabil unter 1.000 Euro gehal-
ten werden. Der Versicherungs-
beitrag der freiberuflichen Heb-
ammen mit Geburtshilfe wird 
sich ab Jahresmitte 2021 we-
gen des prognostizierten Scha-
denbedarfs erhöhen. Der eben-
falls steigende staatliche Sicher-
stellungszuschlag mindert einen 
wesentlichen Teil des Anstiegs 
ab.

Gestiegenen Gesamtkosten 
wird Rechnung getragen

Nach der stufenweisen Erhö-
hung der Deckungssummen für 
Personenschäden in den ver-
gangenen Jahren, wird den wei-
ter gestiegenen Gesamtkosten 
bei schweren Geburtsschäden 
in dem Fortführungsangebot in 
besonderer Art Rechnung ge-
tragen: Die maximale Deckungs-
summe wird ab Juli 2021 um 25 
Prozent angehoben. Erst im Fe-
bruar 2020 hatte der Gesamt-

verband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft (GDV), die 
Entwicklung der Schadenzahlen 
in der Studie „Schadenverlauf 
in der Haftpflichtversicherung 
der Ärzte und Hebammen“ be-
stätigt. Die Gruppenhaftpflicht 
steht den rund 15.000 Mitglie-
dern des Deutschen Hebam-
menverbands zur Verfügung und 
wird über den hevianna Versi-
cherungsdienst angeboten. 

Nur wenige Versicherer  
bieten Versicherungsschutz

„Es freut mich, dass wir be-
reits frühzeitig eine sehr über-
zeugende Lösung entwickeln 
konnten, bei der alle beteiligten 
Seiten ihren Beitrag zum Gelin-
gen geleistet haben“, so Schick 
weiter und verweist darauf, 
dass nur noch wenige Versiche-
rer bereit sind, angesichts der 
hohen Haftungsrisiken Versi-
cherungsschutz anzubieten. So 
gleicht eine Haftpflichtversiche-
rung nicht nur die Pflege- und 
Therapiekosten, sondern auch 
weitere Ansprüche wie Schmer-
zensgeld und den Erwerbsaus-
fall des Kindes aus. Gerichte ma-
chen dabei bspw. die Höhe des 
Einkommensersatzes maßgeb-
lich vom Beruf und Einkommen 
der Eltern abhängig. r

V.l.: Mit vereinten Kräften entsteht das Impfzentrum in Sulz-
bach-Rosenberg. Das BRK mit Joanna Sladki (stellv. Leiterin), Ei-
leen Hauenstein (Leiterin) und Geschäftsführer Sebastian Schal-
ler wird das Zentrum betreiben. Dr. Mike Scherer steht zudem
als ärztlicher Leiter zur Verfügung. Landrat Richard Reisinger
dankte ihnen aber auch seinem Gebäudemanagement in Person
von Leiter Hubert Saradeth und Dominik Ernst für ihren Einsatz.

Bild: Christine Hollederer

GZ: Aber eine Schließung we-
gen fehlender Mittel ist noch 
schwerer zu vermitteln, oder?

Hartung: Naja, die Grauzone 
zwischen einem „weiter so“, ei-
ner Insolvenz und einer Privati-
sierung ist ja zum Glück groß und 
hält auch Alternativen bereit ‒ 
etwa durch einen Management-
vertrag. 

GZ: Als Bürgermeister „leihe“ 

Dr. Andreas Hartung  
Bild: Sana Kliniken AG
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Gemeinsam 

da durch.

Präsident Dr. Ulrich Netzer (links) überreicht zwei Spendenschecks 
über je 10.000 Euro zusammen mit der Schirmherrin Karin Baumül-
ler-Söder (Mitte) an Günter Beucker vom Evangelischen Gemeinde-
verein Nürnberg-Mögeldorf e. V. (hinten) und Marlies Breher von der 
Süddeutschen Kinderhospizstiftung (rechts). Bild: Sparkassenverband Bayern

Spendenübergabe unter 
dem Weihnachtsbaum

Zwei große Spendenschecks für bayerische Hospizeinrichtungen 
nahm stellvertretend Karin Baumüller-Söder von Dr. Ulrich Netzer, 
Präsident des Sparkassenverbands Bayern, in München entgegen. 

Je 10.000 Euro gingen an den 
Evangelischen Gemeindeverein  
Nürnberg-Mögeldorf e.V. für das 
Modellprojekt Wohngemeinschaft 
„lebensWeGE“ sowie das Kinder-
hospiz St. Nikolaus in Bad Grö-
nenbach für die Finanzierung von 
Pflegebetten inkl. Ausstattung. 
Die Zuwendungen kommen aus 
dem Reinertrag des PS-Sparen 
und Gewinnens der bayerischen 
Sparkassen.

Karin Baumüller-Söder: „Hos- 
pizeinrichtungen leisten unschätz-
bare Arbeit für Patienten und An-
gehörige in einer sehr schweren 
Lebenssituation. Sie ermöglichen 
Würde und Selbstbestimmtheit 
auch in der letzten Phase des Le-
bens. Tagtäglich kümmern sich 
Hospizteams und Ehrenamtliche  
um die Hilfsbedürftigen. Eine 
wichtige Unterstützung und auch 
Motivation für die helfenden Hän-
de sind Spenden. Mit den heutigen 
großzügigen Gaben können das 
Kinderhospiz in Bad Grönenbach 
und die Wohngemeinschaft Nürn-
berg-Mögeldorf Vorhaben reali- 
sieren, die sie schon lange geplant 
haben, aber bislang nicht umset-
zen konnten. Solche Zuwendun-
gen und das Ehrenamt sind wert-
volle Stützen des Hospizwesens 
und ich freue mich sehr, dass der 
Sparkassenverband Bayern sich 
hier einsetzt.“

Langjähriges Engagement 
der bayerischen Sparkassen

Dr. Ulrich Netzer betonte das 
langjährige Engagement der 64 
bayerischen Sparkassen und ihrer 
Stiftungen für alle Lebensberei-
che der regionalen Gesellschaft: 
„Die kommunalen Sparkassen ge-
hören zu den größten nicht-staat-
lichen Förderern des gesellschaft-
lichen Lebens in Bayern. Wir über-
nehmen damit Verantwortung in 
den Bereichen Bildung, Kultur und 
Sport – verlieren aber auch nie-
mals diejenigen aus den Augen, 
die ganz elementare Lebensfragen 
zu lösen haben.“ Die bayerischen 
Sparkassen fördern das Hospizwe-
sen und die Palliativmedizin seit 
langem regelmäßig: In den ver-
gangenen 20 Jahren floss allein 
aus dem Reinertrag des PS-Spa-
rens mehr als eine halbe Million 
Euro in 18 Einzelspenden an Ein-
richtungen aus diesem Bereich.

Große Freude löste die Spende 
bei den anwesenden Vertretern 
der beiden Einrichtungen aus. Das 
Kinderhospiz St. Nikolaus, heute 
vertreten durch die Vorstandsvor-
sitzende der Süddeutschen Kin-
derhospiz-Stiftung Marlies Bre-
her, kann mit den Mitteln drin-
gend notwendige Investitionen in 
die Pflegeausstattung vornehmen, 
die sonst hätten verschoben wer-
den müssen. Es können 6 Pflege-
betten und Spezialausstattung da-
zu finanziert werden. 

Mit der zweiten Spende kann 
der Evangelischen Gemeindever-

ein Nürnberg-Mögeldorf e.V., für 
den der Vorstand Günter Beu-
cker an der Spendenübergabe teil-
nahm, das Modellprojekt Wohn-
gemeinschaft „lebensWeGE“ mit 
einer Wohnküche besser ausstat-
ten. In dieser Wohngemeinschaft 
können Gäste des Hospizes woh-
nen, die ihre eigene Wohnung be-
reits aufgegeben haben, aber auf-
grund gesetzlicher Bestimmungen 
das Hospiz nochmals verlassen 
müssen. Die Wohngemeinschaft 
„lebensWeGE“ bietet drei Plätze 
für diese Menschen, die ansons-
ten in einer Pflegeeinrichtung un-
tergebracht werden müssten.

Die bayerischen Sparkassen und  
ihre Stiftungen lassen die Gesell-

schaft an ihrem Erfolg mit ca. 
1 Mio. Euro je Woche teilhaben. 
2019 haben sie insgesamt gut 49 
Mio. Euro ins Gemeinwohl inves-
tiert, vor allem in Kultur, Sport 
und soziale Maßnahmen wie Bil-
dung und die Förderung von Maß-
nahmen für Menschen mit beson-
deren Herausforderungen. Mehr 
als 7,5 Mio. Euro stammten aus 
dem Reinertrag der bayernwei-
ten Gewinnsparlotterie „Sparkas-
sen-PS-Sparen und Gewinnen“. r

SSKM unterstützt Ziele des  
Pariser Klimaschutzabkommens

Mit einer „Selbstverpflichtung für Klimaschutz und nachhaltiges 
Wirtschaften“ unterstützt die Stadtsparkasse München die Ziele 
des Pariser Klimaschutzabkommens. Bayerns größte Sparkasse in-
tensiviert ihre Aktivitäten für mehr Nachhaltigkeit und hält dies in 
einer Selbstverpflichtung fest, die sie unterzeichnet hat. Darin ver-
pflichtet sich die Sparkasse, ihren Geschäftsbetrieb CO2-neutraler 
zu gestalten, Finanzierungen und Eigenanlagen auf Klimaziele aus-
zurichten und gewerbliche wie private Kunden bei der Transforma-
tion zu einer klimafreundlichen Wirtschaft zu unterstützen. 

Laut Vorstandsvorsitzendem 
Ralf Fleischer „werden wir jetzt 
jedes Jahr drei bis fünf Prozent 
CO2 einsparen, um bis 2035 kli-
maneutral zu sein. Diese Aufga-
be halten wir für durchaus mach-
bar, schließlich haben wir in der 
Vergangenheit schon bewiesen, 
dass wir unsere Emissionen kon-
sequent senken können.“ Im Jahr 
2006 hat die Stadtsparkasse noch 
8.400 Tonnen CO2 ausgestoßen, 
im Jahr 2019 waren es 1.600 Ton-
nen. „In den vergangenen Jahren 
haben wir also bereits über 80 
Prozent unserer Emissionen einge-
spart“, so Fleischer. „Unsere Kun-
den sollen wissen, dass sie bei uns 
Angebote zur nachhaltigen Finan-
zierung erhalten und dass auch 
die Sparkasse selbst immer nach-
haltiger wird.“ Auch ihren Papier- 
und Wasserverbrauch hat sie in 
den letzten Jahren nachhaltig ver-
ringert. CO2-Emissionen, die nicht 
vermieden werden können, sollen 
über Zertifikate neutralisiert wer-
den, so dass die Stadtsparkasse 
ab 2035 keinen CO2-Fußabdruck 
mehr hinterlässt. 

Ausgangspunkt der Selbstver-
pflichtung ist das Pariser Klima-
schutzabkommen. Darin setzen 
sich Staaten weltweit das Ziel, 
die Erderwärmung im Vergleich 
zum vorindustriellen Zeitalter auf 
„deutlich unter“ zwei Grad Celsi-
us zu begrenzen – möglichst so-
gar auf 1,5 Grad Celsius. 

DSGV:

Vermögensbarometer 2020
Die Bundesbürger sind trotz der Corona-Krise mit ihrer finanziellen 
Situation zufrieden. Dies hat der Deutsche Sparkassen- und Girover-
band (DSGV) in einer repräsentativen Umfrage ermittelt, deren Ergeb-
nisse im Vermögensbarometer 2020 veröffentlicht wurden. Befragt 
wurden mehr als 4.800 Personen ab 14 Jahren. 

42 Prozent der Befragten ga-
ben an, zufrieden oder sogar sehr 
zufrieden zu sein; dieser Wert 
liegt nur einen Prozentpunkt un-
ter dem des Vorjahres. Unter den 
14- bis 29-Jährigen sind es sogar 
46 Prozent. 63 Prozent der Jün-
geren gehen zudem innerhalb 
der nächsten zwei Jahre von ei-
ner Verbesserung aus (im Durch-
schnitt sind es 33 Prozent).

„Vor allem aber sind die Men-
schen in Deutschland optimis-
tisch, dass wir als Gesellschaft 
über diese Krise hinwegkom-
men“, betont Helmut Schleweis, 
Präsident des DSGV. „Jeder Dritte 
geht davon aus, dass sich die ei-
gene finanzielle Situation in den 
nächsten zwei Jahren verbessert, 
gut die Hälfte geht zumindest da-
von aus, dass sie gleichbleibt“, so 
Schleweis. Tatsächlich erwarten 
nur 15 Prozent der Befragten ei-
ne Verschlechterung der eigenen 
finanziellen Situation – und das, 
obwohl 39 Prozent der Menschen 
in Deutschland bereits finanzielle 
Einbußen erlitten haben, 10 Pro-
zent sogar erhebliche. Freiberuf-
ler und Selbstständige sind über-
durchschnittlich betroffen.

Deutlich größere Auswirkun-
gen hatte die Pandemie auf das 
Konsumverhalten der Deutschen:  
Laut eigenen Angaben haben 36 
Prozent der Befragten in den ver-
gangenen zwölf Monaten ihren 
Konsum eingeschränkt. Auffal-
lend groß ist mit 42 Prozent der 
Anteil in der Altersgruppe der 
Jüngeren (14 bis 29 Jahre). Von 
einer Konsumausweitung spre-
chen insgesamt nur sieben Pro-
zent der Befragten. Auch in Zu-
kunft wollen mehr als doppelt 
so viele Menschen ihren Konsum 
einschränken als ausweiten.

33 Prozent der Befragten ha-

ben ihr Sparverhalten in Zei-
ten von Corona angepasst oder 
planen, dies zu tun. Knapp zwei 
Drittel dieser Teilgruppe wollen 
mehr, nur 17 Prozent wollen we-
niger sparen. Mehr als die Hälfte 
der Bevölkerung (54 Prozent) hat 
Maßnahmen zur Altersvorsorge 
ergriffen oder geplant. Je höher 
das Haushaltsnettoeinkommen, 
desto höher der Anteil derer, die 
privat vorsorgen.

Private Vorsorge

Auf der Hitliste der in Anspruch 
genommenen Maßnahmen bele-
gen Lebens- und Rentenversiche-
rungen mit 38 bzw. 34 Prozent 
zwar immer noch die ersten bei-
den Plätze, allerdings mit rückläu-
figer Tendenz. Investmentfonds 
haben dagegen gegenüber 2019 
einen deutlichen Sprung auf 27 
Prozent vollzogen und die selbst 
genutzte Immobilie (26 Prozent) 
von Platz drei auf vier verwiesen.

Von nennenswerter Bedeu-
tung ist bei der Geldanlage in-
zwischen das Thema Nachhaltig-
keit. Ein knappes Drittel der Be-
fragten hat sich bereits damit be-
schäftigt. Vor allem Jüngere und 
Menschen mit höheren Einkom-
men haben daran ein überdurch-
schnittlich großes Interesse.

Gewachsen ist gegenüber den 
beiden Vorjahren das Vertrau-
en in sämtliche Geldinstitute. Am 
meisten Vertrauen genießen un-
verändert die Sparkassen mit ei-
nem Anteil von 55 Prozent der 
Nennungen. Im Jahr 2019 wa-
ren es 52 Prozent, im Jahr 2018 
sogar lediglich 44 Prozent. Auch 
beim Vertrauen in Datenschutz 
und Datensicherheit nehmen die 
Sparkassen mit 51 Prozent den 
ersten Rang ein. DK

Füracker zur Umsatzsteuererklärung:

Landratsämter nicht 
zusätzlich belasten

„Die Landratsämter sind die Schnittstelle zwischen der kommu-
nalen Selbstverwaltung und der Staatsverwaltung und tragen 
maßgeblich zum Funktionieren unseres Gemeinwesens bei. Das 
beweisen sie auch wieder eindrucksvoll in der derzeitigen pan-
demischen Lage. Durch ihre besondere Funktion darf den Land-
ratsämtern aber kein zusätzlicher bürokratischer Aufwand bei der 
Umsatzsteuer entstehen“, fordert Finanzminister Albert Füracker. 

Daher wird sich Bayern im Fi-
nanzausschuss des Bundes-
rats dafür einsetzen, dass Land-
ratsämter und andere umsatz-
steuerlich vergleichbare Ein-
richtungen künftig nicht zwei 
Umsatzsteuererklärungen abge-
ben müssen. „Eine einzige Um-
satzsteuererklärung an das Fi-
nanzamt muss genügen,“ be-
tonte Füracker.

Landratsämter sind einer-
seits als unterste Staatsbehör-
de und andererseits als Kreisbe-
hörde tätig. Sie müssen für bei-
de Bereiche eigenständige Um-
satzsteuererklärungen erstellen 
und an das Finanzamt übermit-
teln. Füracker: „Dies führt zu 
bürokratischem Aufwand und 
bindet Kapazitäten, die gerade 
in dieser Zeit sinnvoller an an-

Laut den Pariser Klimazielen ist 
die Fähigkeit, mit Veränderungen 
des Klimawandels besser umge- 
hen zu können, genauso wichtig  
wie die Verringerung von Treib- 
hausgasemissionen. Unterneh- 
men, die bei diesem Wandel noch 
am Anfang stehen, will die SSKM  
bei ihren Anpassungsinvestitionen 
gezielt unterstützen. „Auch unse-
re privaten Kunden können kon-
kret etwas unternehmen, indem 
sie nachhaltige Wertpapiere aus 
unserem Portfolio in ihrer Anlage-
entscheidung berücksichtigen und 
so eine nachhaltige Entwicklung 
der Wirtschaft stärken“, weist Flei-
scher alle Anleger auf die umfang-
reichen Möglichkeiten hin. 

Die Stadtsparkasse bietet seit 
Oktober 2020 erstmals Ihren Kun-
den einen eigenen Fonds SSKM 
Nachhaltigkeit Invest an. Mit dem 
SSKM Nachhaltigkeit Invest kom-
binieren Kunden die Flexibilität ei-
nes global investierenden nach-
haltigen Mischfonds mit einem 
modernen Risikomanagement für 
eine zukunftsträchtige und ver-
antwortungsbewusste Geldanla-
ge. Für die Auswahl der Titel, die 
in den Mischfonds aufgenommen 
werden, wird die finanzielle Ana-
lyse von Unternehmen und Staa-
ten um eine zusätzliche Kompo-
nente ergänzt, wodurch Chancen 
und Risiken besser bewertet wer-
den können und nachhaltiges Han-
deln gefördert werden kann.        r

derer Stelle eingesetzt werden 
können. Der Bund muss hier tä-
tig werden.“

Bernreiter begrüßt Vorstoß

Der Präsident des Bayerischen 
Landkreistags, der Deggendor-
fer Landrat Christian Bernreiter, 
unterstützt diesen Vorstoß: „Ei-
ne umsatzsteuerrechtliche Auf-
spaltung des Landratsamts in 
Kreis- und Staatsbehörde geht 
an der Vollzugspraxis völlig vor-
bei und führt zu einem erhebli-
chen Bürokratieaufwand, ohne 
dass dadurch auch nur ein Cent 
mehr in der Kasse des Bundes-
finanzministers landet. So müss-
ten die Landkreise beispielswei-
se bei jedem Kopierer, der für 
Kreis- und Staatsaufgaben ge-
meinsam genutzt wird, ermit-
teln, in welchem Umfang der 
Kopierer jeweils in Anspruch ge-
nommen wird, um dann pro-
zentual die Aufteilung auf bei-
de Steuererklärungen machen 
zu können. Dafür fehlt mir jegli-
ches Verständnis. Ich bin Finanz-
minister Füracker daher dank-
bar, dass er unsere Argumen-
te aufgegriffen hat. Der Bund 
muss jetzt die richtigen Lehren 
aus der Corona-Pandemie zie-
hen und die Landkreise von un-
nötiger Bürokratie entlasten.“ r

https://www.sparkasse.de/lp/gemeinsam-da-durch-mit-online-banking.html?vanity=vanityspk/online-banking
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Der Freistaat hält den kom-
munalen Finanzausgleich nach 
den Plänen der Staatsregierung 
trotz massiv sinkender Steuer-
einnahmen auch 2021 mit ins-
gesamt über 10,3 Mrd. Euro auf 
dem Rekordniveau des Vorjah-
res. Füracker zufolge stellt Bay-
ern neben den Schlüsselzuwei-
sungen im kommenden Jahr über 
706 Mio. Euro für die Zuweisun-
gen an die Bezirke zur Verfügung. 
Ein besonderer Fokus liegt auf 
kommunalen Zukunftsinvestitio- 
nen: So werden zum Beispiel För-
dermittel für den kommunalen 
Hochbau, insbesondere für Schu-
len und Kindertageseinrichtun-
gen, um 50 Mio. Euro bzw. 8,3 
Prozent auf 650 Mio. Euro er-
höht. Damit knüpft der Freistaat 
nahtlos an die massive Unterstüt-
zung der Kommunen im laufen-
den Jahr 2020 an. 

In Oberbayern erhalten die Ge-
meinden und Landkreise 2021 
Schlüsselzuweisungen in Höhe 

von 729 Mio. Euro.  Die Stadt Ro-
senheim bekommt mit 26,1 Mio. 
Euro die höchsten Schlüsselzu-
weisungen in Oberbayern und 
damit über 14 Prozent mehr als 
noch für 2020. Die Stadt Ingol-
stadt erhält mit knapp 9,6 Mio. 
Euro die zweithöchste Summe. 
Dahinter folgt Fürstenfeldbruck 
mit 7,9 Mio. Euro. 

Die Landeshauptstadt Mün-
chen erhält aufgrund hoher ei-
gener Steuereinnahmen im in-
soweit maßgeblichen Jahr 2019 
auch 2021 keine Schlüsselzuwei-
sungen. Die Schlüsselzuweisun-
gen an die kreisangehörigen Ge-
meinden in Oberbayern belaufen 
sich im nächsten Jahr auf rund 316 
Mio. Euro, die Schlüsselzuweisun-
gen an die Landkreise auf insge-
samt rund 378 Mio. Euro.

Über Schlüsselzuweisungen in 
Höhe von 679 Mio. Euro können 
sich die Gemeinden und Land-
kreise in Schwaben freuen. Die 
höchsten Schlüsselzuweisungen 

unter den Gemeinden und da-
mit die zweithöchste Summe in 
ganz Bayern erhält 2021 die Stadt 
Augsburg mit 179,1 Mio. Euro. 
Dies bedeutet einen Anstieg um 
4 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Danach folgen die Stadt 
Kempten (Allgäu) mit 28,1 Mio. 
Euro und die Stadt Kaufbeuren 
mit 24,4 Mio. Euro. Die kreisan-
gehörigen Gemeinden in Schwa-
ben bekommen 2021 insgesamt 
217 Mio. Euro, die Landkreise ins-
gesamt rund 223 Mio. Euro.

Mittelfranken

Die Gemeinden und Land-
kreise in Mittelfranken erhalten 
2021 Schlüsselzuweisungen von 
669 Mio. Euro. Die Stadt Nürn-
berg bekommt mit 234,3 Mio. Eu-
ro die höchsten Schlüsselzuwei-
sungen in ganz Bayern. Mit 70,9 
Mio. Euro steigen die Schlüssel-
zuweisungen der Stadt Fürth um 
3,8 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr. Auch die Stadt Ansbach ver-
zeichnet ein Plus von 2 Prozent 
und kann sich über 23,2 Mio. Euro 
freuen. Die Schlüsselzuweisungen 
für die kreisangehörigen Gemein-
den in Mittelfranken betragen 
2021 insgesamt 173 Mio. Euro,  
für die Landkreise 155 Mio. Euro. 

Mit Schlüsselzuweisungen in 

Höhe von 535 Mio. Euro werden 
die Gemeinden und Landkreise in 
Unterfranken bedacht. Die höchs-
ten Schlüsselzuweisungen gehen 
an die Stadt Würzburg mit 50,9 
Mio. Euro. Dahinter folgen die 
Stadt Aschaffenburg mit 20,5 Mio. 
Euro und die Stadt Schweinfurt 
mit 18,1 Mio. Euro. Für Schwein-
furt bedeutet dies ein Anstieg um 
über 80 Prozent bzw. 8,2 Mio. Eu-
ro gegenüber 2020. Die kreisange-
hörigen Gemeinden in Unterfran-
ken erhalten insgesamt 256 Mio. 
Euro. Mit 241 Euro je Einwohner 
bekommen sie um 39 Prozent hö-
here Schlüsselzuweisungen als 
der bayerische Durchschnitt und 
damit die zweithöchsten Schlüs-
selzuweisungen je Einwohner in 
Bayern. Für die Landkreise in Un-
terfranken stehen insgesamt 189 
Mio. Euro zur Verfügung. 

Oberfranken

In Oberfranken erhalten die 
Gemeinden und Landkreise 2021 
Schlüsselzuweisungen in Höhe von 
464 Mio. Euro. Die Stadt Bamberg 
bekommt mit 33,5 Mio. Euro die 
höchsten Schlüsselzuweisungen 
in Oberfranken. Dies bedeutet ei-
nen Anstieg um 19 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. Die zweit-
höchste Summe erhält die Stadt 
Hof mit 32,9 Mio. Euro. Danach 
folgen die Stadt Bayreuth mit 21,8 
Mio. Euro und die Stadt Lichten-
fels mit 8,2 Mio. Euro. Die kreis- 
angehörigen Gemeinden in Ober-
franken werden mit insgesamt 
220 Mio. Euro ausgestattet. Mit 
266 Euro je Einwohner bekommen 
sie um 54 Prozent höhere Schlüs-
selzuweisungen als der bayerische 
Durchschnitt und damit die höchs-
ten Schlüsselzuweisungen je Ein-
wohner in ganz Bayern. Die Land-
kreise in Oberfranken erhalten 
2021 insgesamt rund 156 Mio. Eu-
ro. Mit 188 Euro je Einwohner be-
kommen sie 23 Prozent mehr als 
der bayerische Durchschnitt; auch 
dies ist der Spitzenwert in Bayern. 

Niederbayern

Über Schlüsselzuweisungen in  
Höhe von fast 447 Mio. Euro 
dürfen sich die Gemeinden und 
Landkreise in Niederbayern freu-
en. Die höchsten Schlüsselzuwei-
sungen gehen mit 27,5 Mio. Eu-
ro an die Stadt Landshut. 23,4 
Mio. Euro erhält die Stadt Pas-
sau und damit rund 13 Prozent 
mehr als in 2020. Die Stadt Strau-
bing kann 2021 mit 16,3 Mio. Eu-
ro an Schlüsselzuweisungen kal-
kulieren. Über einen kräftigen An-
stieg von 17,6 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr auf dann 5,3 Mio. 
Euro kann sich die Stadt Deggen-
dorf freuen. Die kreisangehörigen 
Gemeinden in Niederbayern er-
halten insgesamt 212 Mio. Euro. 
Mit 198 Euro je Einwohner wer-
den ihnen um 15 Prozent höhe-
re Schlüsselzuweisungen als dem 
bayerischen Durchschnitt zuteil. 
Die Schlüsselzuweisungen der 
niederbayerischen Landkreise be-
tragen insgesamt 167 Mio. Euro. 

Oberpfalz

Die Gemeinden und Landkrei-
se in der Oberpfalz erhalten 2021 
Schlüsselzuweisungen in Höhe 
von 410 Mio. Euro. Die höchsten 
Schlüsselzuweisungen unter den 
Gemeinden in der Oberpfalz be-
kommt 2021 die Stadt Regens-
burg mit fast 24 Mio. Euro. Dies 
bedeutet mehr als eine Verdopp-
lung gegenüber dem Vorjahr. Die 
Stadt Weiden i. d. OPf. erhält mit 
21,3 Mio. Euro die zweithöchs-
ten Schlüsselzuweisungen. Da-
nach folgen die Stadt Amberg 
mit 15,6 Mio. Euro und die Stadt 
Schwandorf mit 7,3 Mio. Euro. Die 
kreisangehörigen Gemeinden in 
der Oberpfalz werden mit insge-
samt über 200 Mio. Euro ausge-
stattet. Mit 229 Euro je Einwohner 
erhalten sie um 33 Prozent höhe-
re Schlüsselzuweisungen als der 
bayerische Durchschnitt. Für die 
Landkreise in der Oberpfalz ste-
hen 2021 insgesamt 149 Mio. Eu-
ro zur Verfügung. DK

„Wir stehen zu unserem Wort: Die bayerischen Kreise und Gemein-
den können auch im Jahr 2021 mit hohen Schlüsselzuweisungen von 
insgesamt 3,93 Mrd. Euro rechnen. Mit diesen Hilfen unterstützen wir 
gerade die Kommunen, die vor besonderen finanziellen Herausforde-
rungen stehen“, teilte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker an-
lässlich der Bekanntgabe der Schlüsselzuweisungen an die bayerischen 
Kommunen mit. Die Gesamtsumme verteilt sich auf knapp 2,52 Mrd. 
Euro für die Gemeinden und über 1,41 Mrd. Euro für die Landkreise.

Knapp 4 Milliarden Euro für Bayerns Kommunen:

Schlüsselzuweisungen 2021 
auf hohem Niveau

Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden:

Erfolgreiches Geschäftsjahr 2019
Konstituierende Sitzung des Verwaltungsrats - zwei neue Vorsitzende 

Der Verwaltungsrat der Zusatzversorgungskasse der bayerischen 
Gemeinden – BVK Zusatzversorgung kam zu seiner konstituieren-
den Sitzung zusammen, nachdem die vorhergehende Amtsperiode 
am 31. Dezember 2019 zu Ende gegangen war. Aufgrund der ange-
spannten Corona-Lage fand die Sitzung als Online-Konferenz statt. 

Zum Turnuswechsel gab es im 
Gremium zahlreiche personelle 
Veränderungen: Insgesamt schie-
den acht ordentliche Mitglieder 
und sieben stellvertretende Mit-
glieder aus, darunter auch die 
beiden bisherigen Vorsitzenden: 
Dr. Thomas Böhle, Kreisverwal-
tungsreferent der Landeshaupt-
stadt München, und Rudolf Win-
ter von ver.di Bayern.

Zu den beiden neuen im jähr-
lichen Wechsel amtierenden 
Vorsitzenden des Verwaltungs-
rats wurden gewählt: Norbert 
Flach, stellvertretender Landes-
bezirksleiter von ver.di Bayern, 
der bereits seit 2008 ordentli-
ches Verwaltungsratsmitglied 
ist, und Dr. Alexander Dietrich, 
Personalreferent der Landes-
hauptstadt München, der neu 
in das Gremium berufen wurde.

Die 32 Mitglieder des Verwal-
tungsrats, der paritätisch aus je 
16 Vertretern der Arbeitgeber- 
und Versichertenseite besetzt 
ist, haben unter Leitung des neu-
en Vorsitzenden Norbert Flach 
den Jahresabschluss der BVK Zu-
satzversorgung zur Kenntnis ge-
nommen und stimmten dem La-
gebericht für das Geschäftsjahr 
2019 zu. Der Geschäftsführung 
wurde Entlastung erteilt.

Geschäftsentwicklung 2019

Das Geschäftsjahr 2019 ist 
für die BVK Zusatzversorgung 
erfolgreich verlaufen. In nahe-
zu allen Feldern der Geschäfts-
tätigkeit gab es positive Ergeb-
nisse. Zum Jahresende 2019 
waren 5.880 kommunale oder 
kirchlich-caritative Arbeitgeber 
Mitglied der BVK Zusatzversor-
gung. Damit ist die Mitglieder-
zahl im Jahresverlauf um 30 ge-
stiegen, was sich wiederum auf 
die Versichertenzahl auswirkte. 
Sie erhöhte sich im letzten Jahr 
um 2,92 Prozent auf insgesamt 
1.504.531 Versicherte.

Die Zahl der Renten aus 
der Zusatzversorgung lag bei 

303.998. Im Vergleich zum Jah-
resende 2018 waren das 10.334 
Leistungsbezieher mehr als 
ein Jahr zuvor. Der Anstieg be-
trug 3,52 Prozent. Insgesamt 
wurden im Jahr 2019 Versiche-
rungsleistungen in Höhe von 
über 1,23 Mrd. Euro ausbezahlt. 
Dem standen Umlage- und Bei-
tragseinnahmen von rund 1,81 
Mrd. Euro gegenüber. 

Mit Beginn des Geschäftsjah-
res startete bei der freiwilligen 
Versicherung, der PlusPunktRen-
te, der neue Tarif 2019 mit einem 
garantierten Rechnungszins von 
0,9 Prozent. Über alle Tarife hin-
weg betrachtet, lagen die Ver-
tragszahlen der PlusPunktRen-
te am 31. Dezember 2019 bei 
44.524 aktiven Verträgen.

Kapitalanlagen 
und Finanzierung

Die Einnahmen übertrafen 
die Ausgaben demnach bei wei-
tem. Die Finanzlage der BVK Zu-
satzversorgung ist somit grund-
solide. Einen wichtigen Beitrag 
dafür leisteten auch die Erträ-
ge aus den Kapitalanlagen. Die-
se summierten sich im Jahr 2019 
auf 829 Mio. Euro . Am 31. De-
zember 2019 umfassten die Ka-
pitalanlagen der BVK Zusatzver-
sorgung insgesamt 24,16 Mrd. 
Euro (Ende 2018: 22,69 Mrd. Eu-
ro). Die Nettoverzinsung der Ka-
pitalanlagen für das Jahr 2019, 
d. h. die Verzinsung unter Be-
rücksichtigung sämtlicher Erträ-
ge und Aufwendungen, betrug 
3,29 Prozent.

Der vorliegende Geschäftsbe-
richt für das Jahr 2019, den der 
Verwaltungsrat billigte, enthält 
wegen der Corona-Pandemie 
auch einen Nachtragsbericht 
(Stand Juli 2020) zur Entwicklung 
nach dem Ende des Geschäfts-
jahres 2019. Darin wird dar-
auf hingewiesen, dass aufgrund 
des durch die Corona-Pandemie 
verursachten Markteinbruchs 
im ersten Halbjahr 2020 das Ri-

siko besteht, dass im Geschäfts-
jahr 2020 die kalkulierte Ver- 
zinsung aus den Kapitalerträgen 
nicht erreicht werden könnte.

Die Entwicklung seit der Jah-
resmitte 2020 lässt zwar eine 
spürbare Entspannung erken-
nen, dennoch startet die neue 
Amtszeit des Verwaltungsrats 
der BVK Zusatzversorgung in ei-
ner wirtschaftlich schwierigen 
Periode. Die Geschäftsführung 
und die Verantwortliche Aktua-
rin beobachten die Situation an 
den Kapitalmärkten weiterhin 
genau und werden vor allem den 
aus der Mitte des Verwaltungs-
rats neu gewählten Arbeitsaus-
schuss fortlaufend einbinden.

Insbesondere die in der 
Pflichtversicherung gewählte 
Hybridfinanzierung aus Umla- 
ge- und Kapitaldeckungselemen-
ten schafft hier enorme Sicher-
heitsreserven auch in schwieri-
ger Zeit und gewährleistet auch 
weiterhin Stabilität und Krisen-
festigkeit des Gesamtsystems.

Wahlen für Arbeitsausschuss

Im Anschluss an die Sitzung 
des Verwaltungsrats konstitu-
ierte sich umgehend auch der 
Arbeitsausschuss für die neue 
Amtsperiode. Die acht Mitglie-
der des Arbeitsausschusses, 
dessen Aufgabe insbesondere 
die Entscheidung über Immobi-
lienangelegenheiten ist, haben 
den vorläufigen Bericht über das 
Wirtschaftsjahr 2020 zur Kennt-
nis genommen und stimmten 
der Wirtschaftsplanung für das 
Geschäftsjahr 2021 zu.

Als bundesweit größte öffent- 
lich-rechtliche Versorgungsgrup 
pe Deutschlands ist die Bayeri-
sche Versorgungskammer ein 
Dienstleistungs- und Kompetenz- 
zentrum für berufsständische 
und kommunale Altersversor 
gung. Sie führt die Geschäfte von 
zwölf rechtlich selbständigen be-
rufsständischen und kommuna-
len Altersversorgungseinrichtun-
gen mit insgesamt knapp 2,4 Mio. 
Versicherten und Versorgungs-
empfängern, ca. 5 Mrd. Euro jähr-
lichen Beitrags- und Umlageein-
nahmen und ca. 3,6 Mrd. Euro 
jährlichen Rentenzahlungen. r

Sparkasse Niederbayern-Mitte:

Große Spendenaktion
Das Jahr 2020 stand für die Sparkasse Niederbayern-Mitte ganz 
im Zeichen ihres 180-jährigen Jubiläums und damit verbunden 
einer großen Spendenaktion. Viele Aktivitäten mussten im Jah-
re 2020 Corona-bedingt auf der Strecke bleiben. „Der Sparkasse 
lag es aber sehr am Herzen, diese Spendenaktion durchzuführen“, 
betonte Walter Strohmaier, Vorstandsvorsitzender der Sparkasse 
Niederbayern-Mitte und Vorsitzender des Stiftungsvorstands der 
Sparkasse. Insgesamt wurden 180.000 Euro an rund 300 verschie-
dene Empfänger ausgereicht.

Eine Spende in Höhe von 
1.830 Euro ging an den Arbeits-
kreis Heimatgeschichte Mit-
terfels e.V.. Walter Strohmaier 
übergab gemeinsam mit Land-
rat Josef Laumer (Straubing) die 
Spende an 1. Vorsitzende Elisa-
beth Vogl. „Durch diese Spen-
de wurde die Drucklegung des 
‚Mitterfelser Magazins – ges-
tern, heute, morgen‘ ermög-
licht“, führte Vogl aus. „Ohne 
diese Spende und die ehren-
amtliche Arbeit der Autoren  
wäre diese Publikation nicht 
machbar.“ 

AK Heimatgeschichte 
Mitterfels

Landrat Josef Laumer erläu-
terte, dass das Mitterfelser Ma-
gazin auch über die Grenzen von 
Mitterfels hinaus gelesen und 
geschätzt werde. „Die Organisa-
tion rund um dieses Magazin er-
fordert viel Arbeit. Ich bin sehr 
froh, dass der Arbeitskreis Hei-
matgeschichte Mitterfels sich 
dafür einsetzt und engagiert. 
Diese Spende soll den Mitglie-
dern als Motivation in dieser 
schwierigen Zeit dienen.“

„Der Arbeitskreis Heimatge-
schichte Mitterfels e.V. kann auf 
die Sparkasse als verlässlichen 
Partner nach wie vor zählen“, 
betonte Strohmaier. „Gerade 
zu Zeiten von Corona ist es uns 
wichtig, die Vereine in der Re-
gion zu unterstützen, da diese 
momentan wenig bis keine Ein-
nahmen haben.“

Mit 800 Euro wird das Kultur-
forum Oberalteich unterstützt. 
„Die Sparkassenstiftung enga-
gierte sich in den vergangenen 
Jahren sehr umfangreich für 
kulturelle Aktivitäten in Bogen“, 
erklärte Kulturamtsleiter Chris-
tian Freundorfer. Die Finanz-
spritze wird insbesondere für 
die Durchführung von Veran-
staltungen im Kulturforum ver-
wendet. Hier können Besucher 
kulturelle Erlebnisse vor einer 
einzigartigen Kulisse genießen.

Darüber hinaus förderte die 
Sparkassenstiftung die Anschaf-
fung einer neuen Lautsprecher- 
anlage im Stadion Bogen. Da-
zu übergab Strohmaier einen 
Scheck über 960 Euro an Bür-
germeisterin Andrea Probst. 
„Mit der Unterstützung durch 
die Sparkasse konnte die Ton-

qualität im Stadion Bogen deut-
lich verbessert werden“, so 
Probst. Sie freue sich, dass mit 
der Sparkasse ein verlässlicher 
und zuverlässiger Partner in Bo-
gen vorhanden ist, der so man-
che Anschaffungen für die Ge-
sellschaft erleichtert, oder in 
vielen Fällen auch erst ermög-
licht. 

Eine weitere Spende in Höhe 
von 2.000 Euro wurde dem TSV 
Stallwang-Rattiszell 1948 zuteil. 
Sie wird als Zuschuss für den 
Bau einer Wasserzisterne für die 
Beregnungsanlage der beiden 
Sportplätze in Stallwang und 
Rattiszell genutzt.

Kita Storchennest

Zu den Glücklichen zählt auch 
die Kita Storchennest in Nieder-
winkling, die einen Scheck über 
1.000 Euro überreicht bekam. 
Bürgermeister Ludwig Waas be-
dankte sich im Namen der Ge-
meinde für die großzügige Spen-
de, die den Jüngsten in der Ge-
meinde zugutekommt. Denn die 
Kita und das Winklinger Nes-
terl, das kurz vorher eingeweiht 
wurde, können sich damit Extra-
wünsche, wie Spiele und diverse 
Fahrzeuge, erfüllen. 

Feuerwehrjugend im 
Landkreis Dingolfing-Landau

Ebenfalls 1.000 Euro erhielt 
die Feuerwehrjugend im Land-
kreis Dingolfing-Landau. „Mit 
diesem Betrag sollte der alljähr-
liche Jugendtag des Kreisfeuer-
wehrverbands finanziert wer-
den“, betonte Strohmaier. Lei-
der konnte dieser heuer nicht 
stattfinden. 

Der 1. Vorsitzende des Kreis- 
feuerwehrverbands Dingol-
fing-Landau, Kreisbrandrat Jo-
sef Kramhöller, dankte der Spar-
kasse, dass trotzdem die Ju-
gend mit dieser großzügigen Zu-
wendung gefördert wird. „Der 
Kreisfeuerwehrverband ist sehr  
aktiv im Bereich der Jugendar-
beit und -ausbildung und wird 
das auch ohne Jugendfeuer-
wehrtag in diesem Jahr blei-
ben“, unterstrich Kramhöller. 
„Die Förderung und Weiterbil-
dung der Jugend ist von höchs-
ter Bedeutung. Denn die Zu-
kunft unserer Feuerwehren liegt 
in ihren Händen.“ DK

Ingolstadt:

Gründerpreis für  
Unverpackt Eichstätt eG 

Für ihren Laden „Einfach so“ wurde die Unverpackt Eichstätt eG 
mit dem Gründerpreis Ingolstadt geehrt. In ihrem seit April 2020 
bestehenden Laden in der Bischofsstadt können Waren, in der 
Regel Lebensmittel, „einfach so“ in eigene Behältnisse abgefüllt 
werden, ohne dass eine womöglich energieaufwändig hergestell-
te und vielleicht auch wenig umweltgerechte industrielle Verpa-
ckungshülle benötigt wird. Der genossenschaftlich aufgezogene 
Laden wurde über Crowdfunding finanziert.

Kunden können in dem Laden 
Lebensmittel wie Mehl, Eier, Nu-
deln, frisches Gemüse oder Kaf-
fee kaufen. Das Besondere des 
Konzepts: Auf dem Weg vom Er-
zeuger bis zum Endverbraucher 
fallen keine Einwegverpackun-
gen an. Die Ware wird zumeist 
in 10 Kilogramm bis zu 25 Kilo-
gramm-Säcken oder in Pfandbe-
hältern geliefert, die anschlie-
ßend in die Lebensmittelspender 
aus Glas, in Schraubgläser oder in 
Edelstahlbehälter umgefüllt wird. 

Der Kunde kann die Ware, die 

er kaufen möchte, dann in mit-
gebrachte oder im Laden er-
werb- oder ausleihbare Behält-
nisse selbstständig abfüllen, oh-
ne damit direkt in Kontakt zu 
kommen. Somit wird auch den 
geltenden Hygienebestimmun-
gen entsprochen.

Bei der Zusammenstellung des 
Sortiments achten die Unter-
nehmerinnen nicht nur auf eine 
möglichst biologische und faire 
Produktion; ein besonderes Au-
genmerk liegt auch auf der Regi-
onalität der Produkte. KI
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Entlastung kleiner Banken:

Bundestag beschließt 
Risikoreduzierungsgesetz

Der Deutsche Bundestag hat das sogenannte Risikoreduzierungs-
gesetz (RiG) beschlossen, mit dem unter anderem das Kreditwe-
sengesetz (KWG) novelliert wird. Das RiG gehört im Bankenbe-
reich zu den wichtigsten nationalen Reformen der vergangenen 
Jahre. Es setzt wesentliche Vorgaben des EU-Bankenpakets um 
und soll bereits zum Jahreswechsel in Kraft treten.

Der Bundestag hat das Risi-
koreduzierungsgesetz beschlos-
sen. Mit ihm soll zum einen die 
Stabilität des Bankensektors ge-
währleistet werden. Zum ande-
ren sieht das Gesetz auch Än-
derungen bei der Versiche-
rungsaufsicht vor. Besonders 
die gesetzlich vorgeschriebenen 
Sicherungsfonds sollen fit ge-
macht werden.

Nach Angaben der finanzpo-
litischen Sprecherin der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion Antje 
Tillmann, „leistet das Risikore-
duzierungsgesetz einen wich-
tigen Beitrag zum Risikoabbau 
im Bankensektor. Dabei stär-
ken wir aber auch den Proporti-
onalitätsgedanken. Kleine Ban-
ken mit einer Bilanzsumme unter  
5 Mrd. Euro werden von über-
mäßiger Regulierung entlastet 
und profitieren von Erleichterun-
gen bei den Offenlegungspflich-
ten und einer vereinfachten Be-
rechnungsmethode bei den neu-
en Liquiditätsvorgaben. Um die 
Abwicklung von Banken glaub-
würdig zu machen und die Steu-
erzahler zu schützen, müssen 
große Banken Verlustpuffer von 
mindestens 8 % ihrer Bilanzsum-
me vorhalten. Diese Puffer kön-
nen im Krisenfall Verluste abfe-
dern und stellen sicher, dass ei-
ne Bankenrettung von den Eigen-
tümern und Gläubigern der Bank 
getragen werden muss, nicht 
aber vom Steuerzahler.“

Schon früh hatte sich der Ge-
nossenschaftsverband Bayern 

(GVB) in den Gesetzgebungspro-
zess eingebracht und unter an-
derem die schärferen Anforde-
rungen an die Kapitalunterlegung 
der sogenannten Eigenmittelziel-
kennziffer bemängelt. Nun soll 
an der bisherigen Aufsichtspra-
xis festgehalten werden, die eine 
temporäre Unterlegung mit wei-
chem Eigenkapital erlaubt. Sei-
ne Anmerkungen adressierte der 
Verband nach eigenen Angaben 
frühzeitig an bayerische Finanz-
politiker im Bundestag sowie an 
die bayerischen Ministerien, die 
über den Bundesrat in die Bera-
tungen eingebunden waren. 

Einschätzung des GVB

Nachbesserungen konnte der 
Verband auch bei den Anzeige-
pflichten von Banken gegenüber 
der Aufsicht erwirken. Im ur-
sprünglichen Gesetzentwurf war 
vorgesehen, dass Banken künf-
tig eine Eignungsprüfung für Auf-
sichtsräte bei der BaFin abgeben 
müssen. Das ist nun vom Tisch. 
Zudem konnte eine Erleichterung 
beim Vertrieb von Eigenmittelins-
trumenten kleiner und nicht-kom-
plexer Banken an Privatkunden 
erreicht werden. Für die Anleihen 
dieser Banken gilt künftig nicht die 
Mindeststückelung von 50.000 
Euro, sondern abweichend eine 
Stückelung von 25.000 Euro.

Das Fazit fällt laut GVB 
durchwachsen aus. Zwar konn-
te man an einigen Stellen zusam-
men mit dem Bundesverband 

der Deutschen Volksbanken und 
Raiffeisenbanken und der Deut-
schen Kreditwirtschaft „Goldpla-
ting“, d.h. die Verschärfung von 
EU-Rechtsetzung auf deutscher 
Ebene ohne Not, verhindern, zum 

Gezielt Wachstum fördern
Bankenverband legt wirtschaftspolitische Vorschläge für 

Aufschwung nach Corona vor

Im Rahmen eines virtuellen Pressegesprächs hat der Bankenver-
band wirtschaftspolitische Vorschläge vorgelegt, um die gewal-
tigen Herausforderungen für die deutsche Wirtschaft besser in 
den Griff zu bekommen. Wie Hauptgeschäftsführer Christian Os-
sig darlegte, „waren und sind die staatlichen Programme für Un-
ternehmen als Akuthilfe wichtig“. Doch komme es jetzt darauf an, 
die richtigen Impulse zu setzen, um die gesunden Unternehmen 
für die Zukunft zu stärken.

Eine der größten Herausfor-
derungen des kommenden Jah-
res sei es daher, die Verschul-
dung im Blick zu behalten, so 
Ossig. Denn klar sei auch, dass 
die nächsten Monate für einen 
Teil der Unternehmen zur Be-
lastungsprobe werden. Es wer-
de Insolvenzen sowie Kreditaus-
fälle geben. „Beides haben die 
Banken im Blick – und es ist für 
uns verkraftbar. Doch wir dürfen 
uns nicht von den derzeit histo-
risch niedrigen Insolvenzzah-
len täuschen lassen. Sie werden 
im Jahresverlauf 2021 deutlich 
ansteigen. Wir sind noch nicht 
über den Berg“, unterstrich der 
Hauptgeschäftsführer. 

Nachhaltigkeit 
und Digitalisierung

„Deshalb bringt es aus unserer 
Sicht auch nichts, bei den staatli-
chen Hilfen weiter auf das `Prin-
zip Gießkanne´ zu setzen“, fuhr 
Ossig fort. Der Aufbruch aus 
der Krise sollte mit dem so not-
wendigen Umbau der Wirtschaft 
verbunden werden. Die Hilfen 
müssten dabei gezielt Investiti-
onen in Zukunftstechnologien in 
den Feldern Nachhaltigkeit und 
Digitalisierung unterstützen. 

Aus Sicht des Bankenverban-
des sollte der steuerliche Ver-
lustrücktrag ausgebaut werden, 

um gezielt die Eigenkapitalba-
sis derjenigen Unternehmen zu 
stärken, die in den vergangenen 
Jahren erfolgreich gewirtschaf-
tet, darauf Steuern gezahlt ha-
ben und nun Luft zum Investie-
ren brauchen. Zudem müsse die 
Kapitalmarktunion weiter vor-
angebracht werden, um den Zu-
gang erfolgreicher europäischer 
Unternehmen zu mehr Eigenka-
pital zu erleichtern.

Forschung und Entwicklung

Auch gelte es, die Investitio-
nen für Forschung und Entwick-
lung jetzt hochzufahren, trotz 
derzeitiger genereller Investiti-
onszurückhaltung. Hier seien ei-
ne steuerliche Förderung und 
vorteilhafte Finanzierungsbe-
dingungen vonnöten. Die För-
derpolitik sollte angepasst wer-
den, um gezielt Investitionen in 
Zukunftstechnologien und den 
Umbau der Wirtschaft zu unter-
stützen.

Darüber hinaus sollte das Au-
genmerk nicht nur auf öffent-
lichen Mitteln liegen. Daher 
müssten die Handlungsspiel-
räume der Banken bei der Kre-
ditvergabe erhöht werden. Die 
Finanzierung des Aufschwungs 
darf laut Bankenverband nicht 
an regulatorischen Hindernis-
sen und Auflagen scheitern. DK

Beispiel bei der Eigenmittelemp-
fehlung oder der Eignungsprüfung 
für Aufsichtsräte. Unterm Strich 
werde das Gesetz jedoch seinem 
ursprünglichen Antritt, die Pro-
portionalität zu stärken, nicht ge-
recht. Umso mehr wird sich der 
GVB bei künftigen Gesetzgebun-
gen auf europäischer und natio-
naler Ebene dafür einsetzen, dass 
„Proportionalität“ nicht nur im Ti-
tel vorkommt, sondern auch mit 
Leben erfüllt und entsprechend 
angewendet wird. DK

Finanzminister Füracker und Boddenberg: 

Home-Office einfach  
steuerlich geltend machen

Bayern und Hessen setzen sich mit gemeinsamer Initiative  
weiterhin für die Einführung einer Home-Office-Pauschale ein

Anlässlich aktueller Medienberichte, wonach der Bund die Arbeit 
im Home-Office steuerlich attraktiver machen möchte, äußerten 
sich Bayerns Finanzminister Albert Füracker und Hessens Finanz-
minister Michael Boddenberg: „Wir begrüßen die gegenwärtige 
Diskussion und die wohl vorhandene Bereitschaft den steuerli-
chen Abzug für die Arbeit im Home-Office auf einfache Weise zu 
ermöglichen. Der bayerisch-hessische Vorschlag einer Homeof-
fice-Pauschale könnte bereits ins Jahressteuergesetz 2020 aufge-
nommen werden. Unser gemeinsamer Vorschlag liegt auf dem 
Tisch und könnte also schon in Kürze in die Tat umgesetzt werden. 
Wir freuen uns deshalb über den angekündigten politischen Rü-
ckenwind aus Berlin. Von unseren Plänen würden sehr viele Men-
schen in Deutschland, insbesondere während der Corona-Pande-
mie, profitieren. Entlasten und vereinfachen, das muss gerade in 
diesen Tagen eine wichtige steuerpolitische Maxime sein.“

Bayerns Finanzminister Albert 
Füracker und Hessens Finanzmi-
nister Michael Boddenberg ha-
ben sich vorgenommen, Ho-
me-Office für die Bürgerinnen 
und Bürger steuerlich attraktiver 
zu machen. Dazu wollen Füracker 
und Boddenberg die bestehen-
den Abzugsmöglichkeiten für Ar-
beitszimmerkosten mit einer so-
genannten Einfachvariante er-
gänzen. Diese soll vor allem den-
jenigen zugutekommen, die nicht 
die Möglichkeit haben, ein ei-
genes Arbeitszimmer einzurich-
ten. Eine entsprechende Initiative 
brachten beide Minister bereits 
im September in den Finanzaus-
schuss des Bundesrates ein.

Finanzminister Füracker und 
Boddenberg stellten fest: „Noch 
nie haben in Deutschland so viele 
Menschen von zu Hause gearbei-
tet, wie in den vergangenen Mo-
naten. Home-Office bringt in aller 
Regel viele Vorteile mit sich, wie 
beispielsweise ersparte Fahrt-
kosten und -zeit. Jedoch entste-
hen daheim auch zusätzliche Kos-
ten, die nach den aktuellen steu-

erlichen Regelungen unter Um-
ständen nicht abgezogen werden 
können, zum Beispiel, weil der 
heimische Arbeitsplatz gewis-
se Voraussetzungen nicht er-
füllt. Wir möchten deshalb, dass 
die Home-Office-Kosten unbüro-
kratisch bei der Einkommensteu-
er geltend gemacht werden kön-
nen. Unser Vorschlag: Wer im Ho-
me-Office arbeitet, soll für jeden 
vollen Tag einen Pauschalbetrag 
von 5 Euro, maximal 600 Euro im 
Jahr als Werbungskosten geltend 
machen können. Diese werden 
abgezogen, wenn sie zusammen 
mit den weiteren Werbungskos-
ten den Arbeitnehmer-Pauschbe-
trag von 1.000 Euro übersteigen.“

Um die Pauschale zu erhalten, 
muss nach den Plänen der Finanz-
minister der Arbeitsplatz in der 
Wohnung keine besonderen Vo-
raussetzungen erfüllen. Ob am 
Küchentisch, in einer Arbeitsecke 
oder in einem getrennten Raum 
gearbeitet wird, macht dafür kei-
nen Unterschied. „Arbeitnehmer, 
die grundsätzlich sowohl die Vo-
raussetzungen für die neue Pau-

schale als auch für den aktuell 
geltenden Abzug für ein Arbeits-
zimmer erfüllen, haben damit 
letztlich ein Wahlrecht“, so die 
beiden Finanzminister.

„Der gemeinsame Vorschlag 
aus Bayern und Hessen trägt zur 
Steuervereinfachung bei und 
kann helfen, die in der gegen-
wärtigen Praxis häufigen Kon-
flikte mit dem Finanzamt bei den 
Arbeitszimmerkosten zu befrie-
den. Die neue Regelung würde 
also beiden Seiten helfen: Der 
Bürger hätte weniger Bürokra-
tie beim Ausfüllen der Steuerer-
klärung und auch die Finanzäm-
ter würden entlastet. Deshalb 
möchten wir weiter kräftig da-
für werben, dass unsere Initiati-
ve am Ende auch Gesetz wird“, 
so Albert Füracker und Michael 
Boddenberg. r

Bezirk Oberfranken:

Bayernweit niedrigster  
Umlagehebesatz

Das Haushaltsvolumen des Bezirks Oberfranken soll im kommen-
den Jahr um rund 12 Millionen Euro auf rund 454 Millionen Eu-
ro steigen. Diese Zahlen aus dem Etat-Entwurf für 2021 wurden 
in der Sitzung des Bezirkstags unter Leitung von Bezirkstagsprä-
sident Henry Schramm präsentiert. Der Großteil des Geldes wird 
für die soziale Sicherung, insbesondere für Menschen mit Behin-
derung und für pflegebedürftige Menschen ausgegeben.

Nach dem Haushaltsentwurf 
soll der Hebesatz der Bezirksum-
lage auch 2021, im sechsten Jahr 
in Folge, bei 17,5 Prozentpunkten 
liegen. „Der Hebesatz in Ober-
franken wird auch im nächs-
ten Jahr der Niedrigste in Bay-
ern sein. Wir bleiben damit kom-
munalfreundlich und kommen 
den Landkreisen und kreisfreien 
Städten als Umlagezahler entge-
gen“, bekräftigte Bezirkstagsprä-
sident Henry Schramm.

Der Haushaltsplanentwurf für 
das Jahr 2021 versuche, das Inte-
resse der Umlagezahler an einem 
möglichst niedrigen Hebesatz mit 
der Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben des Bezirks in Einklang 
bringen, so Reiner Böhner, Käm-
merer des Bezirks Oberfranken. 
Der Haushalt des Bezirks Ober-
franken umfasst rund 454 Millio-
nen Euro. Etwa 444 Millionen Eu-
ro entfallen auf den Verwaltungs-
haushalt und rund 10 Millionen 
Euro auf den Vermögenshaus-
halt. Das Bezirksumlagesoll liegt 
bei insgesamt 240,6 Millionen 
Euro und passt sich damit der ge-
stiegenen Umlagekraft mit einem 
Plus von 2,1 Prozent an.

Pflichtaufgaben gut erfüllbar

„Wir können auch 2021 alle un-
sere Pflichtaufgaben gut erfüllen, 
besonders im Bereich der sozia-
len Sicherung. Für Soziales sollen 
im nächsten Jahr etwa 418 Mil-
lionen Euro ausgeben werden. 
Das sind 92 Prozent der Mittel 
des Verwaltungshaushalts. Men-
schen mit Behinderung und pfle-
gebedürftige Menschen können 
sich darauf verlassen, dass sie die 
erforderlichen Hilfen vom Bezirk 
erhalten“, erklärte Bezirkstags-
präsident Henry Schramm.

Im Haushaltsjahr 2021 ist eine 
Darlehensaufnahme des Bezirks 
von 1,7 Millionen Euro vorgese-
hen. Hinzu kommt eine geplan-
te Nettokreditaufnahme von 9,8 
Millionen Euro, die auf das Kom-
munalunternehmen „Gesund-
heitseinrichtungen des Bezirks 
Oberfranken“ entfällt. Hinter-

grund sind verschiedene Bau-
maßnahmen im Krankenhaus-
bereich.

In den nächsten Jahren sollen 
ca. 540 Millionen Euro in die Ge-
sundheitseinrichtungen des Be-
zirks investiert werden, um die 
Rahmenbedingungen für Patien-
ten und Beschäftigte weiter zu 
verbessern. Große Baumaßnah-
men sind u.a. der Neubau des Be-
zirksklinikums Obermain sowie 
die Errichtung einer Tuberkulo-
se-Absonderungseinrichtung und 
neue Bettenhäuser an der Be-
zirksklinik Rehau. Am Bezirkskran-
kenhaus Bayreuth erfolgen der 
Neubau der Kinder- und Jugend-
psychiatrie, der Neubau der Fo-
rensik für psychische und sucht-
kranke Straftäter und wesentliche 
Renovierungsmaßnahmen. r

https://bayernlabo.de/
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Virtueller Digitalgipfel CODE BAVARIA 2020:

Digitalisierung  
hilft dem Klimaschutz

Die Corona-Krise hat den hohen Stellenwert der Digitalisierung in 
allen gesellschaftlichen Bereichen sichtbar gemacht. Gerade jetzt 
bietet die digitale Transformation die Chance für Gesellschaft 
und Wirtschaft, neue Wege zu beschreiten, um gestärkt und zu-
kunftsorientiert aus der Krise hervorzugehen. Bayern als führen-
der Hightech-Standort ist prädestiniert, um hier Vorreiter zu sein 
und zugleich Möglichkeiten aufzuzeigen, die digitale Transforma-
tion selbst umweltfreundlicher zu gestalten. Gelegenheit hierzu 
bot sich auf dem virtuellen Digitalgipfel CODE BAVARIA 2020.

Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder und Digitalministerin Ju-
dith Gerlach diskutierten mit 
hochrangigen Gästen und nam-
haften Experten aus der Digital-
branche über mehr Nachhaltig-
keit durch digitale Innovationen. 

Im Auftaktgespräch warb Sö-
der für einen Schulterschluss 
von Wissenschaft und Poli-
tik als Chance für Nachhaltig-
keit und Klimaschutz: „Corona 
ist jetzt schlimm, aber der Kli-
mawandel ist eine mindestens 
so pandemische und längere 
Entwicklung. Und er wird auch  
viel länger gehen und er findet 
schon statt.“ Einen „evolutionä- 
ren Fortschritt“ erhoffe und er-
warte er sich dabei, dass „Politik 
Forschung als ganz wesentlichen 
Ratgeber annimmt und nicht ne-
giert“.

Für viele Regionen der Welt 
bedeute der Klimawandel weit-
reichende Veränderungen aller 
Art – verursachte Migrations-
veränderungen beträfen den 
ganzen Planeten, betonte Sö-
der. Er verwies auf die an der TU 
München entstehende neue Fa-
kultät für Luftfahrt, Raumfahrt 
und Geodäsie. Durch Entwick-
lungen in der Raumfahrt könne 

man mittlerweile beispielswei-
se wichtige Kenntnisse über Be-
wegungen und Strömungen der 
Meere gewinnen.

Investition in  
nachhaltige Forschung

Der Freistaat will demnach im 
nächsten Jahr stark in nachhalti-
ge Forschung und Innovationen 
investieren. Dazu seien ein Mil-
liardenbetrag, tausende neue 
Studienplätze und zahlreiche 
neue Professuren etwa im Be-
reich der Künstlichen Intelligenz 
(KI) vorgesehen. Nach Söders 
Worten „wollen wir auf dem 
Transfermarkt der Wissenschaft 
zuschlagen. Wir wollen ein Netz-
werk erzeugen, dass wir hier in-
ternationale Forschung voran-
bringen können.“

„Digitale Technologien können 
einen großen Beitrag für die Um-
welt leisten“, erklärte Bayerns 
Digitalministerin Judith Gerlach. 
Künstliche Intelligenz etwa lasse 
sich für den Klimaschutz einset-
zen, die Blockchain könne bei der 
Nachverfolgung von Lieferketten 
oder Rohstoffen helfen.

Wie dies genau aussehen 
könnte, zeigen die Preisträgerin-

nen und Preisträger des Wett-
bewerbs #FutureTech4Climate. 
Im Wettbewerb wurde zu Ide-
en aufgerufen, wie man mit di-
gitaler Technologie für Um-
welt- und Klimaschutz sorgen 
kann. Ministerin Gerlach ver-
lieh die mit je 2.500 Euro do-
tierten Preise der Innovation 
Challenge #FutureTech4Climate. 
In der Kategorie „Die überzeu-
gendste digitale Lösung zum 
Anstoß von klima-/umwelt-
freundlichen Verhaltensände- 
rungen“ gewann das Projekt 
„Bavaria Eco Token“. Mit Hilfe 
der Blockchain-Technologie soll 
ein Bonussystem für ökologisch 
nachhaltige Einkäufe geschaf-
fen werden. Über eine App lässt 
sich der Öko Score eines Pro-
dukts anzeigen und nachhalti-
ge Einkäufe werden mit dem so 
genannten „Bavaria Eco Token“ 
belohnt.

Wettbewerb 
#FutureTech4Climate

Die Idee „fair mit liebe“ über-
zeugte die Jury als marktfähigs-
te digitale Lösung für Klima-/
Umweltschutz. Die Online-Platt-
form für lokale, nachhaltige Mo-
de bildet die Lieferketten und 
den CO2-Fußabdruck der Pro-
dukte ab. Die visionärste und 
überraschendste Idee für den 
Einsatz digitaler Technologien 
für den Klima-/Umweltschutz 
entstand mit dem Projekt „Das 
hybride Büro – Momentum 4 
Climate“. Das Team setzt dabei 
kreativ und visionär die Techno-
logie der Extended Reality (XR) 
für virtuelle Treffen ein und eb-
net den Weg in Richtung virtuel-
len Büroalltag.

Das größte Einsparpotenzial 
an CO2 wurde der Idee „Green-
Crease.ai“ zugesprochen. Die-
se Lösung setzt bei der Energie-
einsparung in Rechenzentren 
an und bringt den Energiebe-
darf von Rechenanwendungen 
mit der Energieversorgung 
durch erneuerbare Energien zu-
sammen. Der Sonderpreis der 
Jury ging an „SAVEDiversity“. 
Mit Hilfe eines digitalen Spiels 

wird auf vom Aussterben be-
drohte heimische Arten auf-
merksam gemacht. Biodiversi-
tät wird damit spielerisch er-
fahrbar gemacht. Auf positive 
und einfallsreiche Weise lenkt 
das Spiel die Aufmerksamkeit 
auf bedrohte Arten im eigenen 
Vorgarten.

Innovation und Kreativität

Gerlach lobte die großarti-
gen Leistungen der Beteiligten: 
„Die Innovation Challenge #Fu-
tureTech4Climate war ein vol-
ler Erfolg. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer haben mit ih-
ren kreativen und innovativen  
Ideen Großartiges für mehr Kli-
maschutz und Nachhaltigkeit 
entwickelt. Unsere Umwelt ist 
damit der größte Gewinner die-
ses Hackathons.“ An der Innova-
tion Challenge hatten über 100 
Teilnehmer mit unterschiedli-
chem fachlichem Hintergrund 
mitgemacht und digitale Lösun-
gen im Kampf gegen den Klima-
wandel erarbeitet.

Umweltschäden  
sichtbar gemacht

Die zugeschaltete britische 
Verhaltensforscherin Dr. Jane 
Goodall betonte ebenfalls die 
Vorteile, die sich durch die Di-
gitalisierung für ihre Arbeit und 
den Naturschutz ergeben hät-
ten. Mit Hilfe von Satellitenauf-
nahmen seien Umweltschäden 
sichtbarer geworden. Die digi-
tale Kommunikation helfe, die-
se Informationen leichter zu 
verbreiten. „Das bedeutet, dass 
sich mehr Menschen für Verän-
derungen einsetzen können“, 
stellte Goodall fest.

Zugeschaltet war auch Insa 
Thiele-Eich, die als erste deut-
sche Frau ins Weltall geschickt 
werden könnte. Sie verwies dar-
auf, dass bei neuen Technologien 
in Zukunft auch direkt ihre Um-
weltverträglichkeit berücksich-
tigt werden sollte. 

Zu mehr Digitalkompetenz 
rief schließlich der Autor und 
Mediziner Eckart von Hirsch-
hausen auf. Die Verbreitung von 
wissenschaftlich absurden Ver-
schwörungstheorien im Inter-
net mache ihm Angst, auch weil 
der Klimawandel dränge: „Wir 
steuern auf eine unbewohnba-
re Erde zu, mit Höchstgeschwin-
digkeit.“ DK

Breitbandausbau:

3.000ster Förderbescheid 
für Seubersdorf

„Unsere Breitbandförderung ist ein voller Erfolg! Den bereits 
3.000sten Förderbescheid nach Bayerischer Breitbandrichtli-
nie erhält die Gemeinde Seubersdorf in der Oberpfalz. Ich freue 
mich, dass wir den Ausbau des Glasfasernetzes in der Gemeinde 
mit insgesamt 457.689 Euro fördern“, sagte Finanz- und Heimat-
minister Albert Füracker bei der Übergabe des Bescheids an den 
Ersten Bürgermeister der Gemeinde, Eduard Meier. 

Wie der Bayerische Landesbe-
auftragte für den Datenschutz, 
Prof. Dr. Thomas Petri mitteilt, 
wurden von der Datenschutz-
konferenz Forderungen nach ei-
nem Zugriff der Sicherheitsbe-
hörden und Geheimdienste auf 
die verschlüsselte Kommunika-
tion in Messengerdiensten und 
der privaten Kommunikation 
abgelehnt. 

Sichere Verschlüsselung

In einer Entschließung wird 
darauf verwiesen, dass die Aus-
höhlung von Verschlüsselungs-
lösungen, wie sie im Rat der Eu-
ropäischen Union nahegelegt 
wird, kontraproduktiv wäre und 
durch Kriminelle und Terroristen 
leicht umgangen werden könn-
te. Dagegen sei eine sichere und 
vertrauenswürdige Verschlüs-
selung essenzielle Vorausset-
zung für eine widerstandsfähi-
ge Digitalisierung in Wirtschaft 
und Verwaltung. Unternehmen 
müssten sich vor Wirtschafts-
spionage schützen und Bür-
ger auf eine sichere und integre 
Nutzung digitaler Verwaltungs-
leistungen vertrauen können. 
Verschlüsselung sei ebenso ein 
zentrales Mittel für die Daten-
übermittlung in unsichere Dritt-
länder. 

Mit einer weiteren Entschlie-
ßung werden die Gesetzgeber 
in Bund und Ländern laut Pe-
tri aufgefordert, das manuelle 

Auskunftsverfahren für Sicher-
heitsbehörden und Nachrichten-
dienste möglichst rasch verfas-
sungskonform auszugestalten. 
Das Bundesverfassungsgericht 
hatte erkannt, dass sowohl die 
Übermittlung von Daten durch 
Telekommunikationsdienstean-
bieter als auch der Abruf durch 
berechtigte Stellen (z. B. Staats-
anwaltschaften) jeweils einer 
verhältnismäßigen und normen-
klaren Grundlage bedürfen. Die 
derzeitige Fassung des § 113 Te-
lekommunikationsgesetz und die  
Abrufnormen auf Seiten der 
Empfängerkreise genügten die-
sen Anforderungen nicht.

Umsetzung in deutsches Recht

Darüber hinaus wird an den 
Gesetzgeber appelliert, endlich 
die ePrivacy-Richtlinie der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 
aus dem Jahr 2002 vollständig 
und im Einklang mit der Daten-
schutz-Grundverordnung von 
2018 in deutsches Recht umzu-
setzen. Nach der Richtlinie be-
darf es einer aktiven informier-
ten Einwilligung des Nutzers im 
Grundsatz insbesondere dann, 
wenn der Verantwortliche 
„Cookies“ setzt. Webseitenbe-
treiber und andere Akteure, die 
ihre Dienste unter anderem in 
Bezug auf „Cookies“ rechtmä-
ßig gestalten müssen, benötig-
ten Rechtsklarheit und -sicher-
heit. DK

Verschlüsselte  
Kommunikation und ePrivacy
Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden 

des Bundes und der Länder
In ihrer 100. Sitzung befasste sich die Konferenz der unabhängi-
gen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 
(DSK) unter anderem mit der Frage des datenschutzkonformen 
Einsatzes von Windows 10 (Version „Enterprise“) sowie der Ini-
tiative zur Aufweichung von Ende-zu-Ende-Verschlüsselungen 
zugunsten von Sicherheitsbehörden und Nachrichtendiensten. 
Zudem wurden die gesetzliche Ausgestaltung der Telekommu-
nikations-Bestandsdatenauskunft, Initiativen zur Zentralisierung 
der Datenschutz-Aufsicht sowie die in Deutschland noch immer 
ausstehende Umsetzung der „ePrivacy“-Richtlinie erörtert.

Hoffnungsträger für Glasfaserausbau im Landkreis Regensburg:

Gigabitgesellschaft stößt 
auf große Zustimmung

Im Landratsamt Regensburg wurde der Startschuss zur Gründung 
einer Gigabitgesellschaft gegeben. Ziel dieser Gesellschaft ist die 
koordinierte, interkommunale Zusammenarbeit zum Ausbau ei-
nes Glasfasernetzes.

Bis Jahresende sollten die Ge-
meinden entscheiden, ob sie 
der neuen Infrastrukturgesell-
schaft beitreten wollen, um da-
mit den Grundstein für den in-
terkommunalen Glasfaseraus-
bau zu legen. In vielen einzelnen 
Sitzungen wurden deshalb vor 
allem Synergieeffekte bei Pro-
zessen, die bisher jede Gemein-
de einzeln abgewickelt hat, er-
läutert.

Mit Beitritt in die Gigabitge-
sellschaft eröffnen sich aber 
auch Möglichkeiten, Aufgaben 
von den Kommunen auf die In-
frastrukturgesellschaft zu über-
tragen. Dies sind beispielsweise 
die Mitverlegungspflicht laut Di-
giNetzGesetz, die Bestandskar-
tierung, Fördermittelberatung, 
Unterstützung bei Verpachtung 
von Infrastruktur oder Adminis-
tration.

Beitrittskommunen

All diese Vorteile überzeug-
ten am Ende bis jetzt schon die 
überwiegende Anzahl der Ge-
meinden im Landkreis. So erklär-
ten die Kommunen Alteglofs-

heim, Altenthann, Aufhausen, 
Barbing, Bernhardswald, Brenn-
berg, Brunn, Deuerling, Donau- 
stauf, Duggendorf, Hemau, Holz-
heim a. Forst, Kallmünz, Köfe-
ring, Laaber, Lappersdorf, Min-
traching, Mötzing, Neutraub-
ling, Nittendorf, Obertraubling, 
Pettendorf, Pfatter, Pielenho-
fen, Regenstauf, Riekofen, Sin-
zing, Sünching, Tegernheim, 
Wiesent, Wolfsegg, Wörth a. d.
Donau und Zeitlarn ihren Bei- 
tritt per Beschluss.

Verbesserte Marktposition

Damit wollen die künftigen Ge-
sellschafter der LNI dem zuneh-
menden Handlungsdruck im Be-
reich des Glasfaserausbaus soli-
darisch begegnen, erreichen 
durch den Zusammenschluss ei-
ne wesentlich bessere Markt-
position und bleiben nach Fer-
tigstellung des Glasfasernetzes 
über die Laber-Naab Infrastruk-
tur GmbH (LNI) dessen Eigentü-
mer. Ein weiterer Meilenstein für 
den interkommunalen Glasfaser-
ausbau im Landkreis Regensburg 
wurde damit erreicht. r

In zwei vorangegangenen För-
derprojekten hat die Gemeinde 
schon 522.218 Euro Förderung 
erhalten. Damit wird schnelles 
Internet im ganzen Gemeindege-
biet ermöglicht.

„In den aktuellen Krisenzeiten 
wird die Bedeutung der Digita-
lisierung immer deutlicher. Ho-
meoffice und Videokonferenzen 
stehen mehr denn je auf der Ta-
gesordnung. Das geht nur mit ei-
ner gut ausgebauten Breitband-
versorgung. Bayern ist hier Vor-
reiter: Im Freistaat sind über 96 
% aller Haushalte mit schnel-
lem Internet versorgt. Ein leis-
tungsfähiger Internetanschluss 
ist in Bayern aber kein Privileg 
der Städte: Im ländlichen Raum 
sind wir mit 90 % deutschland-
weit Spitzenreiter“, hob Füra-
cker hervor. Die Bayerische 
Breitbandrichtlinie und die hohe 
Beteiligung der Kommunen hat 
entscheidend zu dieser guten 
Versorgungslage beigetragen.

Europaweiter Vorreiter

„Aber wir bleiben nicht ste-
hen: Mit unserer neuen Giga- 
bitförderung arbeiten Kommu-
nen und Freistaat Hand in Hand 
für eine noch schnellere Ver-
sorgung. Mit der am 2. März 
2020 in Kraft getretenen baye-
rischen Gigabitrichtlinie ist Bay-

ern europaweit Vorreiter beim 
Breitbandausbau“, so Füracker 
weiter. Mit der neuen Giga- 
bitrichtlinie kann Bayern als ers-
te Region in Europa auch die Be-
schleunigung von Anschlüssen 
in Bereichen fördern, wo bereits 
schnelles Internet mit mind. 30 
Mbit/s verfügbar ist (sog. „graue 
NGA-Flecken“). Rund 230 Ge-
meinden sind bereits in das 
neue Förderverfahren einge-
stiegen.

Ambitioniertes Ziel

Der Breitbandausbau läuft 
in Bayern seit 2014 auf Hoch-
touren: „Kein Bundesland un-
terstützt seine Kommunen 
und damit auch die Unterneh-
men vor Ort mehr als der Frei-
staat“, machte Füracker deut-
lich. Seit Ende 2013 wurden in 
Bayern durch Freistaat, Kom-
munen und Kommunikations-
unternehmen mehr als 2,5 Mil-
lionen unversorgte Haushalte 
erstmals an das schnelle Inter-
net angeschlossen. Im Rahmen 
des bayerischen Förderverfah-
rens werden über 54.000 Kilo-
meter Glasfaser verlegt. Frei-
staat und Kommunen haben zu-
sammen rund 1,5 Milliarden Eu-
ro seit 2014 investiert. Bayerns 
ambitioniertes Ziel lautet: Giga-
bit bayernweit bis 2025. r

Gemeinderat beschließt 
Datenethikkonzept  
für die Stadt Ulm

Der Ulmer Gemeinderat hat ein kommunales Datenethikkonzept 
beschlossen. Damit positioniert sich die Stadt Ulm auch im Kon-
text von Datenethik als Vorreiter in Deutschland. Zunehmende 
Digitalisierung und intelligente Vernetzung verändern Stadt und 
Gesellschaft. Insofern sind Regelungen zum ethischen Umgang 
mit den erfassten Daten ein wichtiger nächster Schritt.

Die Stadt Ulm hat sich durch 
zahlreiche Projekte zu einer der 
Vorreiterstädte der digitalen 
Transformation entwickelt. Zahl-
reiche Sensoren in der Stadt und 
die künftige Datenplattform bie-
ten nun eine erweiterte Grund-
lage, um Entscheidungen treffen 
und die Stadt effizienter und effek-
tiver steuern zu können. Zwangs-
läufig stellt sich dabei die Frage, 
wie und zu welchen Zwecken die 
Daten genutzt werden sollten.

Leitlinien und Grenzen

Das Datenethikkonzept der 
Stadt Ulm ergänzt die bestehen-
den gesetzlichen Regelungen 
zum Datenschutz. Als Selbstver-
pflichtung der Stadt Ulm und al-
ler kommunalen Beteiligungen 
definiert es Leitlinien und Gren-
zen, wie und zu welchen Zwe-
cken Daten durch die Stadt Ulm 
genutzt werden dürfen. Hierbei 
werden bestimmte Bereiche, 
wie der Verkauf personenbe-
zogener Daten, generell ausge-
schlossen. Gleichzeitig soll aber 
eine zielgerichtete und daten-
schutzkonforme Nutzung der 
Daten ermöglicht werden.

Grundsätzlich gilt, personen-
bezogene Daten nur dort zu er-
heben, wo sie tatsächlich benö-
tigt werden. „Die Ulmer Bürge-
rinnen und Bürger sollen Ver-
trauen in die zunehmende 
Digitalisierung ihrer Stadt ha-
ben, daher entwickeln wir selbst 
Leitlinien zum Umgang mit städ-
tischen Daten.“ betont Ober-
bürgermeister Gunter Czisch. 

Durch die transparente Fest-
schreibung, zu welchen Zwe-
cken Daten genutzt werden 
dürfen, können die Ulmer Bür-
gerinnen und Bürger die Nut-
zung ihrer Daten nachvollzie-
hen. „Hiermit tritt die Stadt Ulm 
entschieden etwaigen Konzep-
ten eines Überwachungsstaates 
entgegen. Letztlich kann die Di-
gitalisierung der Stadt nur gelin-
gen, wenn die Bürger diese un-
terstützen und auf ein recht-
mäßiges wie ethisches Handeln 
vertrauen.“ erklärt Sabine Mei-
gel, Leiterin der Geschäftsstelle 
Digitale Agenda. Hierfür wurde 
mit dem Beschluss ein wichtiger 
Grundstein gelegt.

Signalwirkung

Das Datenethikkonzept wurde 
gemeinsam mit Prof. Jörn von 
Lucke von der Zeppelin Univer-
sität in Friedrichshafen und sei-
nem Team im Rahmen der Zu-
kunftsstadt Ulm 2030+ entwi-
ckelt. 
„Ich freue mich, dass wir nach 
Monaten intensiver Diskussion 
nun ein vom Gemeinderat be-
schlossenes Datenethikkonzept 
vorliegen haben, das auch Sig-
nalwirkungen weit über Ulm hi-
naus entwickeln wird,“ so von 
Lucke. Das Konzept ist dank ei-
ner offenen Lizenz frei zu-
gänglich und kann herunter-
geladen werden: https://www. 
zukunftsstadt-ulm.de/sites/ 
default/files/downloads/ulm- 
201008-txt-datenethikkonzept- 
stadt-ulm-final.pdf r

https://www.zukunftsstadt-ulm.de/sites/default/files/downloads/ulm-201008-txt-datenethikkonzept-stadt-ulm-final.pdf
https://www.zukunftsstadt-ulm.de/sites/default/files/downloads/ulm-201008-txt-datenethikkonzept-stadt-ulm-final.pdf
https://www.zukunftsstadt-ulm.de/sites/default/files/downloads/ulm-201008-txt-datenethikkonzept-stadt-ulm-final.pdf
https://www.zukunftsstadt-ulm.de/sites/default/files/downloads/ulm-201008-txt-datenethikkonzept-stadt-ulm-final.pdf
https://www.zukunftsstadt-ulm.de/sites/default/files/downloads/ulm-201008-txt-datenethikkonzept-stadt-ulm-final.pdf
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»Also, ich sehe Hilfe 
in schwierigen Zeiten.«

Und was sehen Sie? Kommunen, die sich 
bei Personalmangel und Überlastung Hil-
fe bei der AKDB holen, sehen plötzlich 
Lösungen statt Probleme.

z.B. AKDB Servicecenter

Eine plötzliche Kündigung, ein Krankheitsfall, ein Mutter-
schaftsurlaub, eine unvorhergesehene Krise. Schnell steht 
man als Kommune vor einem Personalengpass. Vom Fach-
kräftemangel ganz zu schweigen. Mit den Servicecentern 
der AKDB bekommen Sie Hilfe. Schnell und unkompliziert.
Im Finanzwesen, Bauamt und Personalwesen.

TKMoG in der Diskussion 
BREKO und VKU plädieren für Nachbesserungen

Bundeswirtschafts- und Bundesverkehrsministerium haben ei-
nen sog. Diskussionsentwurf für das „Telekommunikationsmo-
dernisierungsgesetz“ (TKMoG) veröffentlicht. Das Gesetz soll die 
Weichen für die digitale Infrastruktur der Zukunft und damit für 
den weiteren Glasfaserausbau in Deutschland stellen. Nach An-
sicht des Bundesverbandes Breitbandkommunikation (BREKO) 
und des Verbandes kommunaler Unternehmen (VKU) setzen ei-
nige der geplanten Regelungen die richtigen Impulse. Gleichwohl 
müsse noch an einzelnen Stellschrauben gedreht werden. 

Erheblichen Anpassungsbedarf 
sieht der BREKO bei der Ausge-
staltung des bereits im Koaliti-
onsvertrag von CDU/CSU und 
SPD verankerten, „rechtlich ab-
gesicherten Anspruch auf schnel-
les Internet“. Der Gesetzentwurf 
sieht eine Lösung vor, wonach die 
Bundesnetzagentur einzelne Te-
lekommunikationsanbieter ver-
pflichten kann, Bürgern und Un-
ternehmen, die über eine beson-
ders schlechte Internetversor-
gung verfügen, auf Antrag eine 
Anbindung mit einem Mindest-
standard an Bandbreite zu reali-
sieren („Universaldienst“). Dieser 
darf sich rechtlich allerdings nur 
an den von der großen Mehrheit 
der Bevölkerung bereits tatsäch-
lich genutzten Bandbreiten ori-
entieren. Dies führe zu Zwischen-
schritten statt zu einem direkten 
Ausbau von Glasfaser. 

Falscher Ansatz

Die Anbindung soll über eine 
Umlage von den im betreffenden 
Gebiet nicht am Ausbau betei-
ligten Netzbetreibern finanziert 
werden. Für BREKO-Geschäfts-
führer Stephan Albers ist das der 
falsche Ansatz: „Unser gemein-
sames Ziel ist es, den Glasfaser- 
ausbau für die Menschen und 
Unternehmen voranzubringen. 
Das wird uns mit der jetzt vorge-
schlagenen Lösung aber nicht ge-
lingen. Dort wo die Versorgung 
der Bürger und Unternehmen be-
sonders schlecht ist („weiße Fle-
cken“) und sich ein Ausbau für 
die Unternehmen nicht rechnet, 
brauchen wir ergänzend zum ei-
genwirtschaftlichen Ausbau ziel-
gerichtet staatliche Fördermaß-

nahmen, die die Glasfaser auch in 
diese Gebiete bringen.“

„Wenn man statt auf Aus-
bau-Anreize auf umlagefinanzier-
te Zwischenlösungen setzt, ver-
langsamt das den Glasfaserausbau 
in Deutschland. Nur dann – und so 
steht es auch in der EU-Richtlinie, 
die die Grundlage für die Überar-
beitung des Telekommunikations-
gesetzes bildet – wenn alle ande-
ren zur Verfügung stehenden Ins- 
trumente keine Aussicht auf Er- 
folg versprechen, darf sozusagen 
als ‚Ultima Ratio‘ auf den Univer-
saldienst zurückgegriffen wer-
den“, erläutert Albers. Dieser darf 
demnach nur dann zur Anwen-
dung kommen, wenn weder durch 
bestehende Infrastrukturen eine 
Mindestversorgung gewährleistet 
werden kann, noch ein eigenwirt-
schaftlicher oder staatlich geför-
derter Ausbau Aussicht auf Erfolg 
versprechen, dass dies künftig der 
Fall sein wird. Der Anspruch soll-
te zudem technologieneutral aus-
gestaltet sein, so dass auch Mobil-
funk- oder Satelliten-Lösungen in 
Betracht kommen.

Paradigmenwechsel

Im Bereich der Regulierung von 
Glasfasernetzen sieht der Gesetz-
entwurf einen Paradigmenwech-
sel im Vergleich zur alten „Kup- 
ferwelt“ vor. Statt einer strengen 
Vorab-Regulierung ist für den ko-
operativen Ausbau von Glasfa-
sernetzen eine deutlich reduzier-
te Regulierungsintensität vorge-
sehen. Um die richtigen Anreize 
für den Glasfaserausbau im Wett-
bewerb zu setzen, macht sich der 
BREKO bereits seit längerem für 
den Vorrang eines frei verhandel-

ten und marktakzeptierten Netz-
zugangs (Open Access) mit der 
Regulierungsbehörde als neutra-
ler Streitbeilegungsinstanz stark. 
„Wir haben beim Glasfaseraus-
bau eine völlig neue Marktsituati-
on, eine neue Welt. Dazu passt die 
im Gesetzesentwurf geplante „Re-
gulierung 2.0“. Wichtig ist, dass es 
faire und klare Regelungen für alle 
Marktteilnehmer gibt und die Bun-
desnetzagentur bei Verstößen je-
derzeit eingreifen kann. Im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren wer-
den wir sehr genau darauf achten, 
dass das bei der gesetzlichen Re-
gelung hinreichend gewährleistet 
wird und keine Missbrauchsgefahr 
verbleibt“, fasst BREKO-Präsident 
Norbert Westfal zusammen.

Für modernisierte 
„Umlagefähigkeit 2.0“

Das Telekommunikationsmo-
dernisierungsgesetz sieht eine 
Änderung der Betriebskostenver-
ordnung und eine Streichung der 
Umlagefähigkeit im Rahmen der 
Gesetzesänderung vor. Aus Sicht 
des BREKO wird mit der ersatzlo-
sen Streichung ein wichtiges Ins-
trument verschenkt, um Kräfte 
für die Digitalisierung zu bündeln. 
Der BREKO macht sich daher für 
eine modernisierte „Umlagefä-
higkeit 2.0“ stark. Dadurch sollen 
Mieter einen zukunftssicheren 
und nachhaltigen Glasfaseran-
schluss zu einem attraktiven Preis 
erhalten. Dieser läge deutlich un-
ter den Kosten, die im Falle eines 
Wegfalls des Sammelinkasso bei 
der Buchung von Einzelanschlüs-
sen entstehen würden. 

Im Bereich der Verwaltungs-
verfahren, die vor Beginn eines 

Ausbauprojekts zu durchlaufen 
sind, sieht der Gesetzentwurf ei-
nerseits eine Änderung der Ge-
nehmigungsfristen vor. Mussten 
Unternehmen bisher häufig sehr 
lange auf die Ausbau-Genehmi-
gung durch die Wegebaulastträ-
ger – meist Kommune oder Kreis 
– warten, soll künftig die bearbei-
tende Behörde innerhalb eines 
Monats nach Antragstellung aktiv 
werden. Erhebt diese keine kon-
kreten Einwände, gilt der Antrag 
als vollständig und die Bearbei-
tungsfrist von drei Monaten läuft. 
Innerhalb dieser Frist muss dann, 
wie bisher auch, die Genehmi-
gung für den Ausbau abgeschlos-
sen sein.

One-Stop-Shop-Prinzip

Zusätzlich zur vereinfachten 
Fristenregelung soll das vom  
BREKO seit längerem geforder-
te sogenannte One-Stop-Shop-
Prinzip umgesetzt werden: Dieses 
sieht vor, dass alle erforderlichen 
gesetzlichen Genehmigungen für 
den Glasfaserausbau gemeinsam 
ergehen, was wiederum das An-
tragsverfahren vereinfacht und 
zu größerer Planungssicherheit 
für die ausbauenden Unterneh-
men führt. 

Über diese positiven Impulse 
hinaus sind für den BREKO-Ge-
schäftsführer zwei weitere As-
pekte besonders wichtig: „Die 
digitale Verwaltung, die auch im 
aktuellen Konjunkturpaket der 
Bundesregierung im Fokus steht, 
muss endlich Realität werden. 
Anträge und Genehmigungen 
per Fax oder Post sind einfach 
nicht mehr zeitgemäß. Zudem 
brauchen auch die Verwaltun-
gen vor Ort zusätzliches Perso-
nal, um die Digitalisierungspro-
jekte vor Ort, die über den Glas-
faserausbau hinausgehen, um-
zusetzen. Jeder Euro, der dafür 

eingesetzt wird, ist gut investier-
tes Geld.“

„Die Zeit drängt: Der Aus-
bau der Glasfasernetze bleibt ei-
ne der größten Baustellen unse-
res Landes, die Mittelstand und 
Menschen nicht nur im ländli-
chen Raum ausbremst. Aus unse-
rer Sicht muss die Bundesregie-
rung an drei Stellschrauben dre-
hen, damit unser Land zügig mehr 
Kilometer beim Glasfaseraus-
bau macht“, stellt VKU-Hauptge-
schäftsführer Ingbert Liebing fest.
1. Stellschraube: Mitverlegung –
Glasfaserpiraten stoppen, Kilo- 
meter machen

Die Bundesregierung muss für 
Rechtssicherheit beim Recht auf 
Mitverlegung sorgen. Hat ein 
kommunales Unternehmen eine 
„Grube“ ausgehoben, verlegen 
Glasfaserpiraten ihr Kabel ein-
fach mit – sogar dann, wenn das 
kommunale Unternehmen eigen-
wirtschaftlich, ohne Fördermittel 
ausbaut und das volle wirtschaft-
liche Risiko trägt. Wettbewerber 
sparen Tiefbaukosten. Investitio-
nen kommunaler Unternehmen 
werden entwertet, so halten sich 
viele zurück. Folge für Bürger und 
Wirtschaft: Lukrative Gebiete 
werden doppelt und dreifach, an-
dere gar nicht ausgebaut werden. 

Wettbewerb auf Augenhöhe 

Aus Sicht des VKU ist der Über- 
und Doppelausbau volkswirt-
schaftlicher Unsinn, der insbeson-
dere zu Lasten von Mittelstand 
und Menschen im ländlichen 
Raum geht. Die Bundesregie-
rung müsse für Rechtssicherheit 
sorgen, um das missbräuchliche 
Ausnutzen des Rechts auf Mit-
verlegung zu stoppen und durch 
Wettbewerb auf Augenhöhe wei-
tere Investitionen in den Aus-
bau der Glasfasernetze anzurei-
zen. In Kombination mit offenem 

Netzzugang, wie ihn 55 Prozent 
der kommunalen Unternehmen 
schon heute bieten und weite-
re 20 Prozent planen, könnten so 
Kooperationen angereizt werden. 
2. Vorrang für Markt und Open 
Access statt Bürokratie und Re-
gulierung 

„Neue Technologien brauchen 
einen neuen Rechtsrahmen. Was 
beim Kupfernetze-Monopol funk-
tionierte, bringt uns beim Glasfa-
serausbau nicht ans Ziel“, betont 
der VKU. Hier herrsche Wettbe-
werb zwischen nationalen Anbie-
tern und regionalen und kommu-
nalen Telekommunikationsanbie-
tern, die auch in unterversorgten 
Gebieten ausbauen. Langwierige 
und bürokratische Zugangs- und 
Entgeltregulierungen eigneten 
sich nicht für den schnellen Glas-
faserausbau durch kommunale 
Unternehmen bis in jeden Haus-
halt. „Vielmehr brauchen wir Vor-
rang für marktverhandelte und 
-akzeptierte Open-Access-Lösun-
gen: Dabei bieten unsere Unter-
nehmen allen Anbietern einen 
diskriminierungsfreien Zugang 
zum eigenen Netz gegen ein an-
gemessenes Entgelt an.“ 
3. Gebäude-Verkabelung: Um-
lage verbraucherfreundlich 
modernisieren 

Die Bundesregierung muss die 
Umlagefähigkeit als bewährten 
Investitionsanreiz verbraucher-
freundlich modernisieren. Die 
Kosten für ultraschnelle Inter-
netanschlüsse sollten weiter auf 
Mietnebenkosten umgelegt wer-
den dürfen – allerdings nur für In-
vestitionen in Netze mit sehr ho-
her Kapazität, insbesondere Glas-
fasernetze, und zeitlich befristet. 
In Kombination mit Open Access 
ist der Verbraucher nicht mehr 
über die Mietnebenkosten an 
einen Anbieter gefesselt und 
kann frei wählen. Das stärkt den 
Wettbewerb. DK

Landkreis Cham:

Digitales Gründerzentrum 
eröffnet

Im Beisein von Wirtschaftsstaatssekretär Roland Weigert, Hoch-
schulpräsident Dr. Peter Sperber, Regierungspräsident Axel Bar-
telt und weiteren Ehrengästen hat Landrat Franz Löffler das 
Digitale Gründerzentrum des Landkreises Cham mit einem „Grün-
der-LAB“ für Digitale Produktion und Additive Fertigung am Tech-
nologie Campus Cham eröffnet. 

Landrat Franz Löffler beton-
te: „Der Transformationspro-
zess in der Wirtschaft läuft und 
der Landkreis Cham ist mit da-
bei! Wir fördern Innovation in 
der Region und ermöglichen da-
mit auch Wertschöpfung in der 
Region.“ Staatssekretär Weigert 
formulierte es so: „Es geht da-
rum, mit neuen Technologien 
neue Produkte für neue Märkte 
zu entwickeln.“ 

Prof. Dr. Sperber bezeichne-
te die im Technologie Campus 
Cham eingerichteten modernen 
Anlagen für Digitale Produktion 
und Additive Fertigung als wich-
tige Grundlage für eine Fortent-
wicklung der mit dem Campus 
verbundenen Möglichkeiten für 
Innovation und Forschung in der 
Region. Cham werde als Studi-
enzentrum weiter ausgebaut.

Der Landkreis Cham hat sich 
2017 an der bayernweiten Aus-
schreibung für digitale Gründer-
zentren erfolgreich beteiligt. Im 
Rahmen des Förderprojektes 
„e3 Digitale Region ohne Gren- 
zen“ – Digitale Gründerzentren 
Landkreis Cham wurden die neu-
esten und innovativsten Maschi-
nen und Anlagen vor allem in 
den Bereichen 3D-Druck, Robotik 
und Messtechnik, die aktuell am 
Markt zu finden sind, angeschafft. 

Die Kosten von 3,8 Millionen Eu-
ro werden mit 3,1 Millionen Euro 
vom Freistaat gefördert.

„Mit diesen Maschinen und 
Anlagen können neue Wege der 
Digitalisierung entstehen und 
Innovations- und Technologie-
fortschritte erreicht werden“, so 
Löffler. Durch das Digitale Grün-
derzentrum Landkreis Cham er-
halten Gründer, Studierende und 
Unternehmen die Möglichkeit, 
ihre Geschäftsideen an den neu-
artigsten Technologien auszu-
testen und eigene Dienstleistun-
gen zu entwickeln.

Marktplatz für  
innovative Ideen

Netzwerktreffen sind Platt-
form und Marktplatz für neue 
innovative Ideen. Das Digita-
le Gründerzentrum Landkreis 
Cham bietet Netzwerkveran-
staltungen zum Austausch und 
Technologietransfer für Grün-
der, Studierende und Unter-
nehmen. Hier spielt das vor 
20 Jahren gegründete Kompe-
tenz-Netzwerk Mechatronik in 
Ostbayern eine bedeutende 
Rolle. Gründer können sich mit 
über 40 Mechatronik-Mitglie-
dern vernetzen und vom Aus-
tausch profitieren. r

https://www.akdb.de/
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Digitalisierungsbegleitung  
für Kommunen

Digitalisierung ist in aller Munde und wird allenthalben verteufelt 
oder als Heilsbringer angesehen. Neutral betrachtet ist Digitalisie-
rung eine Entwicklung, die alle Lebens- und Arbeitsbereiche um-
fasst und immer mehr an Fahrt aufnimmt. Mit ihr gehen enorme 
Veränderungen einher, da sie einen tiefen Eingriff in die jeweilige 
Aufbau- und Ablauforganisation darstellt.

Schritte in Richtung Digitali-
sierung sollten daher nie Selbst-
zweck sein. Es gilt im Einzelfall zu 
prüfen, ob ein Prozess damit ef-
fizienter gestaltet werden oder 
die Zusammenarbeit erleichtert 
werden kann. Ist dies nicht der 
Fall, ist eine bewusste Entschei-
dung gegen eine entsprechende 

Erfolgsfaktoren von 
Digitalisierungsvorhaben

Mit diesem Bewusstsein, das 
dem Thema Digitalisierung die 
Bedrohlichkeit nimmt, bringen 
Mitarbeiter bei der Analyse von 
Ist-Abläufen meist motiviert ih-
re wertvollen Erfahrungen ein, 

nen ist keine Über-Nacht-Akti-
on, sondern ein andauernder 
Prozess, der kontinuierlich und 
in kleinen Schritten zum Erfolg 
führt. Wichtig sind individuel-
le, passgenaue Lösungen und 
der Mut, einfach mal zu ma-
chen. Und das, auch wenn an-
dere Themen noch so domi-
nant erscheinen. Sonst tappt 
man leicht in die Falle ‚Wir hat-
ten keine Zeit die Axt zu schär-
fen, denn wir mussten Bäume 
fällen“.

Fallbeispiel aus 
Niederösterreich

Wie ein weiterer Schritt zur 
digitalen Kommune gelingen 
kann, zeigt das Beispiel der nie-
derösterreichischen Kommune 
Ober-Grafendorf. Die Gemein-
de legt viel Wert auf Regiona-
lität und Nachhaltigkeit. Daher 
organisiert sie die Essensversor-
gung ihrer öffentlichen Einrich-
tungen selbst und stellt so kur-
ze Wege sicher. Dabei sind ver-
schiedene Akteure beteiligt: Als 
Kunden die kommunalen Kin-
dergärten und eine Einrichtung 
für Betreutes Wohnen, als End-
kunden die essenden Kinder 
bzw. Senioren, als kooperieren-
de Produzenten die ortsansäs-
sigen Wirte und als Auslieferer 
ein Verein.

Bisher löste die Gemeinde 
die Koordination dieses Prozes-
ses durch eine selbst program-
mierte Datenbank. Diese ist in-
zwischen technisch überholt 
und relativ pflegeaufwändig, so 
dass eine Alternativlösung er-
forderlich war. Im Rahmen ei-
nes Projekts, das von den Ingol-
städter Catus Consultants für 
Changemanagement und Digita-
lisierung begleitet wurde, wur-
de zunächst der Ist-Prozess vom 
Zusammenstellen der Menüs bis 
zur Rechnungsstellung an die 
Endkunden analysiert und do-

kumentiert. Auf dieser Basis 
wurde der zukünftige Soll-Pro-
zess definiert und in Gesprä-
chen mit allen Beteiligten An-
forderungen an eine neue Soft-
ware identifiziert. 

Zukunftsfähige Lösung

Im Rahmen der anschließen-
den Recherche wurde eine pas-
sende Software gefunden, die 
zur bestehenden kommunalen  
Infrastruktur kompatibel ist. 
Schließlich wurde die Einfüh-
rung der neuen Software beglei-
tet. Bürgermeister Rainer Hand-
lfinger zeigt sich sehr zufrieden: 
„In sehr kurzer Zeit und mit äu-
ßerst geringem personellen Auf-

Bürgermeister Dipl.-Ing. (FH) Rainer Handlfinger. Bild: Catus

Digitalisierung legitim und sinn-
voll. Denn Ziel einer jeden digi-
talen Transformation sollte es 
sein, Menschen von fehleran-
fälligen bzw. zeitaufwändigen 
Routine-Tätigkeiten zu entlas-
ten. So wird Raum geschaffen 
für andere Aufgaben, die zumin-
dest derzeit nur Menschen er-
ledigen können. Bei derartigen 
Nicht-Routine-Aufgaben sind et- 
wa Wahrnehmung, Feinmoto- 
rik, Kreativität, analytisches 
Denken und soziale Intelligenz 
gefragt.

um gemeinsam Digitalisierungs-
potenziale zu identifizieren. Ne-
ben motivierten Menschen sind 
lebbare Prozesse und nachhal-
tige Strategien als kritische Er-
folgsfaktoren von Digitalisie-
rungsvorhaben zu nennen. Da-
mit lassen sich ineffiziente 
Workarounds und kostspielige 
Insellösungen vermeiden.

In kleinen Schritten 
zum Erfolg

Digitalisierung in Kommu-

Umfassendes Digital-Paket für 
Münchner Schulen beschlossen

Der Bildungsausschuss des Stadtrats hat jetzt fünf kurzfristigen 
Maßnahmen zur digitalen Unterstützung der Münchner Bildungs-
einrichtungen in der aktuellen coronabedingten Ausnahmesitu-
ation zugestimmt. Vorbehaltlich der Bestätigung durch das Stadt-
ratsplenum setzen das Referat für Bildung und Sport und die LHM 
Services GmbH vor allem auf die Ausstattung der Lehrkräfte mit 
Laptops und sogenannten Convertibles sowie auf die kurzfristige 
WLAN-Ausleuchtung von 50 weiteren Schulen sowie die Anschaf-
fung von 2.000 LTE-Routern. Zusätzlich werden die Ausstattungen 
für Videokonferenzen optimiert, eine Plattform zur Kommunikation 
mit den Eltern aufgebaut und der technische Support sowie Qualifi-
zierungsangebote für die Bildungseinrichtungen ausgeweitet. 

Die aktuelle Corona-Pande-
mie macht ein erhöhtes Maß 
an digitaler Unterstützung für 
die Münchner Bildungseinrich-
tungen erforderlich. Daher set-
zen das Referat für Bildung und 
Sport und die LHM Services Gm-
bH neue Prioritäten innerhalb 
des mehrjährig ausgelegten IT- 
Zukunftsprogramms. Durch die 
nun beschlossenen Sofortmaß-
nahmen kann in Zeiten der Co-
rona-Pandemie ein digital opti-
mierter Unterricht möglich ge-
macht werden. Für die Umset-
zung der Maßnahmen fallen bei 
der LHM Services GmbH für die 
Jahre 2021 bis 2024 Beschaf-
fungskosten in Höhe von rund 
50,8 Millionen Euro an. Diese 
gehen über den bisher beschlos-
senen Kostenrahmen um 18,2 
Millionen Euro hinaus, können 
aber voraussichtlich aus zusätz-
lichen Fördermitteln des Bundes 
und des Freistaats Bayern abge-
deckt werden.

10.000 Lehrer-Laptops 
und beschleunigte 
WLAN-Ausstattung

Die veränderte Schwerpunkt-
setzung bedeutet, dass zu-
nächst im Jahr 2021 insgesamt 
10.000 personenbezogene mo-
bile Endgeräte – Notebooks 
oder Convertibles – zur Verfü-
gung gestellt werden. Das ent-
spricht einer Ausstattung von 
gut zwei Dritteln der Münch-
ner Lehrkräfte. Vorgesehen ist 
zunächst eine bedarfsorientier-
te Verteilung an besonders in-
teressierte Lehrer, so dass al-
le Schulstandorte bereits in der 
ersten Phase von der Neuerung 
profitieren können. Die Lehr-
kräfte können dann standort- 
unabhängig auf das pädagogi-
sche Netz und damit auf die pä-
dagogischen Dateien und Appli-
kationen zugreifen. Die Geräte 
sind mit allen modernen Funkti-
onalitäten ausgestattet und lie-
fern die notwendigen Voraus-
setzungen für einen möglichen 
Distanzunterricht.

Das zweite wesentliche Ele-
ment ist die Ausleuchtung von 
50 Schulen mit fest installier-
tem WLAN sowie die Anschaf-
fung von 2.000 LTE-Routern, die 
kurzfristig auch netzunabhängig 
eine WLAN-Ausstattung ermög-
lichen. Durch die damit verbun-
dene Erhöhung der räumlichen 
Flexibilität lassen sich unter-
schiedliche Szenarien des mobi-
len Arbeitens sowie des virtuel-
len Unterrichts realisieren.

Das Vorgehen erfolgt zwei- 

wand der Kommune haben wir 
mit den Catus Consultants ei-
ne zukunftsfähige Lösung ge-
funden, die allen Beteiligten 
durch eine einfachere Bedie-
nung auch noch wöchentlich 
Zeit spart.“

Enormes Einsparpotenzial

Dieses Projekt steht stellver- 
tretend für zahlreiche weitere  
kommunale Themen und Prozes- 
se mit einem enormen finanziel- 
len und zeitlichen Einsparpoten- 
zial durch nachhaltige Digitalisie-
rungslösungen. Effizienzsteigerun- 
gen und eine zukunftsfähige Posi-
tionierung sind zum Beispiel auch 
hier möglich:

• Ablösen der telefonischen Bu-
chung von kommunalen Veran-
staltungsgebäuden durch einen 
teildigitalisierten Prozess und 
die Einbindung eines online-Ka-
lenders
• Teamentwicklung zur Einfüh-
rung synchroner, digitaler Zu-
sammenarbeitsformen, wenn 
Teile der Belegschaft im Ho-
meoffice tätig sind
• Entwicklung von alternativen 
Lösungen für wichtige Sitzun-
gen, die trotz der Pandemie 
nach strikten Vorgaben abzu-
halten sind. Ein kritischer Blick 
auf die eigenen Arbeitsabläufe 
lohnt in jedem Fall.
Kontakt: ww.catus-consultants.
de r

gleisig: Für Standorte mit be-
reits vorhandener, passiver Ver-
kabelung werden WLAN-Zu-
gangspunkte in den Klassenräu-
men installiert. Vorgesehen sind 
dafür bis zu 50 Bildungseinrich-
tungen mit jeweils durchschnitt-
lich 30 WLAN-Access Points. Für 
weitere Schulen gibt es ab Fe-
bruar als Übergangslösung ein 
so genanntes „Pop-Up WLAN“ 
über LTE-Router mit Mobilfunk-
anschluss. Dies ermöglicht ei-
ne WLAN-Versorgung unabhän-
gig von bestehender Infrastruk-
tur, so dass Einrichtungen früher 
als ursprünglich geplant von der 
Lösung profitieren können. Ein 
großer Vorteil: Die eingesetz-
ten LTE-Router können flexibel 
eingesetzt werden. Wird eine 
Einrichtung, die übergangswei-
se mit „Pop-Up WLAN“ versorgt 
ist, mit einer WLAN-Festinstal-
lation ausgestattet, können die 
LTE-Router an anderen Standor-
ten zur übergangsweisen WLAN- 
Versorgung oder Erweiterung 
eingesetzt werden.

Videokonferenzen  
und Elternkommunikation

Von den IT-Arbeitsplätzen für 
Lehrkräfte sind derzeit etwa 15 
bis 20 Prozent so ausgestattet, 
dass einfache Videokonferenzen 
möglich sind. Um auch komple-
xere Unterrichtsszenarien oder 
Schulkonferenzen digital abhal-
ten zu können, ist eine zusätz-
liche Ausstattung nötig – bei-
spielsweise mit Konferenzspin-
nen für optimierte Akustik und 
schwenkbaren Kameras für flexi-
ble Bildübertragung. Ermöglicht 
werden so auch hybride Unter-
richts- oder Konferenz-Formen, 
bei denen ein Teil der Teilnehmer 
anwesend und ein Teil digital zu-
geschaltet ist. Für diese Aus-
stattungserweiterung sind im  
ersten Schritt 2021 bis zu 10 
Prozent der IT-Arbeitsplätze für 
Lehrkräfte vorgesehen.

Schnellen Support 
gewährleisten

Als weitere Maßnahme stellt 
die LHM Services GmbH den 
Bildungseinrichtungen passen-
de Online-Elternkommunika-
tions-Dienste zur Verfügung, um 
die Kommunikation zwischen 
Schule und Erziehungsberech-
tigten zu stärken. Hierzu soll es 
eine datenschutzrechtlich siche-
re App oder eine webbasierte 
Lösung geben. Dadurch können 
beispielsweise der Versand or-
ganisatorischer Informationen 

wie Hygienevorschriften verein-
facht, Einverständniserklärun-
gen oder Anmeldungen einge-
holt sowie Elternabende online 
durchgeführt werden.

Durch die umfangreiche Be-
reitstellung neuer Hard- und 
Software entsteht insgesamt 
ein deutlich erhöhter Unterstüt-
zungsbedarf sowie die Notwen-
digkeit für Qualifizierungsmaß-
nahmen. Um dies aufzufangen, 
soll mithilfe von zusätzlichen re-
gelmäßigen Einsätzen von Tech-
nikern an allen Bildungseinrich-
tungen ein schneller Support  
gewährleistet werden. Dezen-
trale IT-Lager ermöglichen zu-
dem, die Bildungseinrichtungen 
flexibel und unbürokratisch zu 
unterstützen. Parallel dazu wer-
den zur Qualifizierung der Päda-
gogen Schulungsunterlagen wie 
Quicksheets, Webinare oder 
Lernvideos entwickelt und be-
reitgestellt.

Langfristiges Konzept der 
digitalen Transformation

Bereits im April hatten das 
Referat für Bildung und Sport 
und die LHM Services GmbH 
kurzfristig ein erweitertes Un-
terstützungs- und Serviceange- 
bot für die Bildungseinrichtun-
gen aufgebaut. Die Lernplatt-
form „Microsoft Teams for 
Education“ wurde für den vir-
tuellen Unterricht bereitge-
stellt mit inzwischen mehr als  
140.000 Accounts an 238 Schu-
len. Zudem werden für sozial  
benachteiligte Schüler insge-
samt 8.220 Tablets – etwa die 
Hälfte ist mit SIM-Karten zum 
mobilen Internetzugriff ausge-
stattet – leihweise zur Verfü-
gung gestellt, um allen Schülern 
die Partizipation am Distanz- 
unterricht zu ermöglichen.

Neue IT für  
mehr als 50.000 Endgeräte

Wichtig ist dabei, dass al-
le kurzfristigen Maßnahmen in 
die langfristig geplante digitale 
Ziel-Infrastruktur integriert wer-
den können. Grundsätzlich soll 
das gesamte Zukunftsprogramm 
einen industrienahen Standard 
an IT- und Telekommunika- 
tionsleistungen an den Münch-
ner Bildungseinrichtungen eta-
blieren. Dieser beinhaltet unter 
anderem eine fast vollständi-
ge neue IT für mehr als 50.000 
Endgeräte, eine zentrale Re-
chenzentrumsinfrastruktur auf 
Basis einer breitbandigen Inter-
netanbindung sowie eine Hard-
ware-Ausstattung nach dem 
Konzept des „Digitalen Klassen-
zimmers“. 

Die coronabedingten Ein-
schränkungen des Schulbetriebs 
haben den besonderen Bedarf 
in Bezug auf die digitale Aus-
stattung deutlich offengelegt 
und damit den eingeschlagenen 
Weg der bisherigen Stadtrats-
beschlüsse zum strategischen 
Gesamtrahmen der digitalen 
Transformation bestätigt. r

Montagefreundlich 
und dauerhaft dicht

Connect Com bringt mit CCM ONE® neue Glasfaserspleißmuffen  
für FTTx Netze auf den Markt 

„Es ist leichter Probleme zu lösen als mit ihnen zu leben.“ Die-
sem Motto Albert Einsteins folgend, hat Connect Com mit den 
CCM ONE Spleißmuffen PRO und COMPACT eine neue Generati-
on Glasfasermuffen entwickelt, die den Anforderungen an flexib-
le und nachhaltige Systemlösungen für den Breitbandnetzausbau 
nachkommen. Herzstück der CCM ONE Spleißmuffe sind die pa-
tentierten Systeme dynaloX Kabeleinführung und Xtight Dichtele-
ment, die dafür sorgen, dass Verbindungen dauerhaft dicht und 
wartungsfrei sind. 

„Unsere Vision für ONE wäh-
rend der Entwicklung war, un-
seren Kunden ein erstklassiges 
und ausgereiftes Muffen-Sys-
tem anzubieten – robust, langle-
big, sicher. CCM ONE besticht 
durch maximale Flexibilität, ein-
faches Handling und – dank dem 
patentierten Kalt-Dichtsystem 
dynaloX – durch absolute Dicht-
heit.“, erklärt Jörg Frei, Inhaber 
Connect Com.

Entwickelt für 
höchste Anforderungen

CCM ONE passt sich der Net-
zanforderung flexibel an – so-
wohl an die geforderte Faser-
zahl als auch an das zum Einsatz 
kommende Kabel. Das paten-
tierte Kalt-Dichtsystem, beste-
hend aus der dynaloX Kabelein-
führung mit dem integrierten 
Dichtelement Xtight, schützt 
die Glasfasern im Inneren der 
IP68-dichten Muffe gegen äu-
ßere Einflüsse. Egal ob Micro-, 
Mini-, Standard- oder Sonder-
kabel - die spezielle, patentier-
te X-Kontur des Dichtelements 
Xtight umschließt LWL-Kabel 

und Mikroröhrchen von 2 bis 
20 mm sicher. So wird das Ka-
bel bereits nach dem Einziehen 
in der Kabeleinführung positi-
oniert und kann nicht aus der 
Dichtung herausrutschen. Das 
patentierte Federdruck-System 
der dynaloX Kabeleinführung 
sorgt für eine permanente Vor-
spannung des Dichtsystems und 
ist dadurch auch bei extremen 
Temperaturschwankungen dau-
erhaft dicht und wartungsfrei. 
Das patentierte Kalt-Dichtsys-
tem garantiert zudem auch ei-
ne zuverlässige und permanente 
Abdichtung zwischen der Kabel- 
einführung und dem Einlassport 
im Muffenboden. CCM ONE bie-
tet Installateuren und Netzbe-
treibern, die gewünschte Inves-
titions- und Zukunftssicherheit 
ihrer Netze, da je nach Bedarf 
weitere Glasfaserverbindungen 
eingeführt werden können, die 
über Jahrzehnte vor Umweltein-
flüssen geschützt sind.

Die CCM ONE Spleißmuffe 
kann je nach Anforderung und 
Bausituation im Freien, im Erd-
reich, im Schacht oder am Mast 
installiert werden. Die Installa- 

tion der Muffe ist intuitiv, selbst-
erklärend und ohne Spezial-
werkzeug zu bewerkstelligen. 
Auch im laufenden Betrieb kön-
nen Glasfasern-/Kabel ohne Netz- 
ausfälle angeschlossen werden. 

Entworfen in der Schweiz, 
hergestellt in Deutschland

Von der Entwicklung über die 
Produktion bis zur Qualitätsprü-
fung - wir haben die gesamte 
Wertschöpfungskette im Griff. 
Regionale, langjährige Lieferan-
ten produzieren für uns die Bau-
teile, welche inhouse mit größ-
ter Sorgfalt zusammengesetzt, 
montiert und abschließend ge-
prüft werden. 

Angeboten wird die CCM ONE 
Spleißmuffe zunächst in zwei 
Größenvarianten: 
• Spleißmuffe CCM ONE COM-
PACT für max. 432 Spleiße und 
1 Loop Kabeleinführung sowie 
6 dynaloX oval Kabeleinführun-
gen
• Spleißmuffe CCM ONE PRO 
für max. 864 Spleiße und 2 Loop 
Kabeleinführungen sowie 8 dy-
naloX  oval Kabeleinführungen

Die Ablage der Glasfaserver-
bindungen wird durch die be-
währten CCM CARO Spleißkas-
setten mit einem optimalen, 
schonenden Biegeradius von 30 
mm gewährleistet.
Weiterführende Infos unter 
www.ccm.ch/spleissmuffe bzw. 
unter www.connectcom.de/
spleissmuffe r

http://ww.catus-consultants.de
http://ww.catus-consultants.de
http://www.ccm.ch/spleissmuffe
http://www.connectcom.de/spleissmuffe
http://www.connectcom.de/spleissmuffe
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 Datenschutzbeauftragung, eLearning, Vor-Ort-Schulungen, 
Informationssicherheitsberatung, ISIS12, Digitallotsen-Beratung, 

Psychische Gefährdungsbeurteilung, Agile Arbeitsmethoden 

Virtueller Digital-Gipfel der Bundesregierung:

Aufbruchssignal für 
digitalen Klimaschutz

Beim diesjährigen Digital-Gipfel der Bundesregierung unter dem 
Motto „Digital nachhaltiger leben“ diskutierten Experten die Chan-
cen der Digitalisierung für mehr Nachhaltigkeit, aber auch Strate-
gien, die Energieeffizienz der Informations- und Kommunikations-
technologien selbst zu erhöhen. Bundeskanzlerin Angela Merkel 
sprach sich dafür aus, bei der Frage des Vertrauens der Menschen in 
neue Technologien vor allem auf kulturelle Bildung zu setzen. „Das 
darf nicht nur ein Elitenprojekt sein“, betonte Merkel.

„Die Zeit drängt, dass wir 
Nachhaltigkeitsziele sehr schnell 
erreichen müssen“, hob die 
Kanzlerin hervor. Die Frage der 
Abwägung von technologischem 
Fortschritt auf der einen und 
dem Schutz der Daten auf der 
anderen Seite müsse kulturell 
immer wieder neu ausgehandelt 
werden. Klar sei aber, dass die-
ser Prozess nun schnell gehen 
müsse, um zum Beispiel den Zie-
len beim Klimawandel nicht wei-
ter hinterherzuhinken. Es müsse 
darum gehen, die Lebenssituati-
on der Menschen zu verbessern 
und gleichzeitig den Planeten für 
nachfolgende Generationen le-
benswert zu halten.

Mit Blick auf Quantencompu-
ting als eine Art Königsdisziplin der 
Digitalisierung zeigte sich Merkel 
überzeugt, dass diese Technologie 
im wahrsten Sinne des Wortes ein 
„Quantensprung“ werde. „Wir ha-
ben im Konjunkturprogramm zwei 
Milliarden Euro eingestellt und wir 
entwickeln gemeinsam mit Fraun-
hofer eine Strategie, wie wir auch 
selber Quantencomputer bauen 
können“, so die Kanzlerin. Auch 
die erfolgreiche Entwicklung und 
die millionenfache Nutzung der 
Corona-Warn-App der Bundesre-
gierung seien ein Beweis für die 
richtungsweisenden Leistungen 
bei der Digitalisierung.

Exponate der Gipfel-Plattfor-
men zeigten, wie vorhandene 
Gebäude unter Einsatz intelligent 
vernetzter Lösungen zu smar-
ten, integrativen und ressourcen-
schonenden Quartieren werden 
können, wie die EUV-Lithogra-
phie mit extrem ultraviolettem 
Licht immer kleinere, leistungs-
fähigere und energieeffizientere 
IT-Systeme ermöglicht und wie 
die Quantentechnologie Kom-
munikation abhörsicher macht. 
Über 30 Projekte der zehn Gip-
fel-Plattformen zum Thema „Di-
gitalisierung und Nachhaltigkeit“ 
wurden in Kurzfilmen vorgestellt. 

Bundeswirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier präsentierte gemein-
sam mit Mitgliedern der in Grün-
dung befindlichen GAIA-X As-

Telecomputer wird Teil des  
AKDB-Unternehmensverbunds

Die Firma Telecomputer mit Stammsitz in Frechen wird ab dem 
1.1.2021 von der Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bay-
ern (AKDB) als eigenständiges Tochterunternehmen in den AKDB-Un-
ternehmensverbund aufgenommen. Die AKDB übernimmt alle Antei-
le an der Telecomputer GmbH und führt diese als Tochtergesellschaft 
weiter. Alle verantwortlichen Personen, Mitarbeiter und Produkte 
verbleiben weiter bei Telecomputer. Aktuelle Kundenbeziehungen 
und Verträge werden in gewohnter Art und Weise fortgeführt.

Der Geschäftsführer von Tele-
computer, Peter Häußler, erklärt 
dazu: „Mit der AKDB konnte ein 
Partner gefunden werden, der 
sowohl für die Mitarbeiter als 
auch für die Kunden von Tele-
computer die größtmögliche Zu-
kunftsperspektive bietet.“ Ru-
dolf Schleyer, Vorstandsvorsit-
zender der AKDB, ergänzt: „AKDB 
und Telecomputer sind seit Jahr-
zehnten in vielen wichtigen Be-
reichen der Softwareentwick-
lung für Verwaltungen gleicher-
maßen sehr erfolgreich tätig. 
Mit dieser Investition verankert 
die AKDB einen für Kernberei-
che der Kommunalverwaltung 
wichtigen Softwarelieferanten 
dauerhaft im öffentlichen, kom-
munalen Sektor.“ Die Telecom-

puter Gesellschaft für Daten-
verarbeitung mbH mit Haupt-
sitz in Frechen ist nicht nur im 
Bereich Verkehrswesen mit ih-
rem Zulassungsverfahren und 
ihren i-Kfz-Services sehr gut 
am Markt positioniert, sondern 
auch in den Bereichen Fahrer-
laubniswesen und Wohngeld. 
Besonders hervorzuheben ist 
der Erfolg beider Unternehmen 
im Kfz-Zulassungswesen ein-
schließlich der internetbasier-
ten Fahrzeugzulassung (i-Kfz).

Die Telecomputer GmbH 
wird alle ihre bekannten Pro-
dukte weiterhin am Markt an-
bieten und weiterentwickeln. 
Die Ansprechpartner für ihre 
Kunden bleiben ebenso erhal-
ten. Peter Häußler wird das Un-

ternehmen als Geschäftsführer 
weiterführen.

Expertenwissen bündeln

Angesichts der ständig an-
spruchsvoller werdenden An-
forderungen an komplexe Ver-
waltungssoftware und der im-
mer schnelleren Änderungspro-
zesse in Verwaltungen haben 
AKDB und Telecomputer be-
schlossen, gemeinsames Wis-
sen und Know-how partner-
schaftlich zu bündeln. Für bei-
de Unternehmen stehen nach 
wie vor die Kunden an obers-
ter Stelle. Demzufolge bleibt 
ein modernes, zukunftsfähiges 
Softwareangebot weiterhin das 
wichtigste Unternehmensziel. 
Auch unter dem Dach der AKDB 
wird Telecomputer ihre Kunden 
weiter selbständig mit dem vor-
handenen Produktportfolio und 
der bereits angekündigten Neu-
entwicklung bedienen, rechtli-
che Änderungen werden in ge-
wohnter Zuverlässigkeit wie bis-
her umgesetzt. Zukünftig wollen 

beide Anbieter aber die Reali-
sierung gesetzlicher Anpassun-
gen sowie fachliche Ergänzun-
gen gemeinsam und aufeinan-
der abgestimmt planen. Ziel ist 
eine insgesamt noch bessere 
Usability und Qualität aller Pro-
dukte. Das seit mehr als 40 Jah-
ren aufgebaute fachliche Wis-
sen beider Akteure wird nun in 
den Schwerpunktbereichen Zu-
lassungswesen, Fahrerlaubnis-
wesen und Wohngeld synerge-
tisch gebündelt und in die jewei-
ligen Folgeentwicklungen der 
Produkte beider Anbieter mit 
einfließen.

Digitalisierung in deutschen 
Behörden forcieren

„Die Partnerschaft erlaubt  
uns, wichtige Kundenanfor-
derungen, Standardisierungen 
und rechtliche Belange abge-
stimmt und anwenderfreund-
lich in die Programme zu inte-
grieren, um die Digitalisierung 
in deutschen Behörden noch 
schneller voranzubringen“, ist 
Telecomputer-Geschäftsführer 
Peter Häußler überzeugt. Die 
Bündelung von Expertenwis-
sen beider Häuser, von der man 
sich auch Synergien bei bun-
desweit umzusetzenden Pro-
jekten verspricht, ist bereits ge-
startet. In der Vorbereitung der 
Partnerschaft wurden zwischen 
den schlagkräftigen Entwick-
lungsabteilungen beider Häu-
ser bereits viele Ideen ausge-
tauscht, die nun marktgerecht 
und schnell in die Praxis umge-
setzt werden sollen.

Garantierte Kontinuität und 
Sicherheit für die Kunden

Die Partnerschaft wurde 
nicht zuletzt auch deshalb for-
ciert, weil beide Häuser durch 
die Zusammenarbeit Kontinui-
tät und Sicherheit für die Kun-
den und für die Beschäftigten 
garantieren können. „Die Integ-
ration von Telecomputer in den 
Unternehmensverbund der AK-
DB ist eine zielgerichtete, lang-
fristige und zukunftsträchtige 
Lösung. Das gemeinsame Ziel ist 
es, auch in Zukunft die moderns-
te Fachsoftware am Markt an-
zubieten, so dass beide Firmen 
zum Nutzen der kommunalen 
Familie ihre jeweils hervorra-
gende Marktstellung weiter aus-
bauen können“, kommentiert 
der AKDB-Vorstandsvorsitzende 
Rudolf Schleyer den Zusammen-
schluss.

Mit Softwarelösungen für 
die Kfz-Zulassung und die Fah-
rerlaubnis zählt Telecomputer 
zu den Marktführern. Mehr 
als ein Viertel der Straßenver-
kehrsbehörden vertrauen IKOL-
KFZ und IKOL-FS. Insgesamt set-
zen 350 Kommunen auf die In-
tegrierten Kommunalen Lösun-
gen, viele von ihnen schon seit 
mehr als 20 Jahren. r

V.l.: Bei der Vertragsunterzeichnung in Berlin: Dr. Sibylle Häußler 
(Mitgesellschafterin und Prokuristin Telecomputer), Peter Häuß-
ler (Geschäftsführender Gesellschafter Telecomputer), Rudolf 
Schleyer (Vorstandsvorsitzender AKDB) und Gudrun Aschenbren-
ner (Mitglied des Vorstands AKDB). Bild: Volker Nitschke

sociation die Fortschritte des 
Projekts GAIA-X, an dem sich na-
tional und international mehr als 
350 Unternehmen und Organisa-
tionen beteiligen. Gerade die sich 
im Umbruch befindende Fahr-
zeugbranche werde großen Nut-
zen aus GAIA-X ziehen können 
und als erste große Anwender-
branche bei GAIA-X vorangehen.

Altmaier zufolge ermöglicht 
GAIA-X die digitale Souveräni-
tät der Nutzer von Cloud-Dienst-
leistungen. Europäische Anbieter 
könnten ihre Nutzungen skalie-
ren, so dass es wirtschaftlich at-
traktiv ist, diese Dienstleistungen 
anzubieten. So würden Wert-
schöpfung und Beschäftigung in 
Europa nachhaltig gesichert.

Sichere Dateninfrastruktur

Laut Dorothee Bär, Staatsmi-
nisterin für Digitalisierung, wird 
GAIA-X eine sichere, souverä-
ne und offene Dateninfrastruktur 
schaffen – auf der Grundlage eu-
ropäischer Werte. Für Unterneh-
men und Bürger bedeute das ei-
nen sicheren Datenaustausch und 
sichere Kommunikation und kei-
ne Abhängigkeit von der bisheri-
gen Dominanz US-amerikanischer 
und chinesischer Anbieter. GAIA-X 
werde sowohl Infrastruktur als 
auch Anwendungen anbieten. 
Das Projekt werde europäisch an-
gelegt, soll aber offen für Nutzer 
und Anbieter weltweit sein.

Damit zunehmende Digitalisie-
rung im Einklang mit den festge-
legten Klimazielen erfolgen kann, 
muss neben verstärkter Nutzung 
von erneuerbaren Energien auch 
digitale Infrastruktur hochgradig 
energieeffizient ausgestaltet wer-
den. Wie Altmaier darlegte, „wol-
len wir deshalb Energieverbräu-
che und Energieeffizienz der gro-
ßen Rechenzentren in Deutsch-
land und möglichst auch in Europa 
transparent machen und in Ab-
stimmung mit der Branche ein frei-
williges Register aufbauen“. 

Um auch Städten und Gemein-
den die Realisierung von Nachhal-
tigkeitsgewinnen zu erleichtern, 

hatte die Initiative Stadt.Land.Di-
gital des BMWi für den diesjähri-
gen Digital-Gipfel mit der Fokus-
gruppe „Intelligente Vernetzung“ 
den Smart City Navigator entwi-
ckelt. Der Navigator enthält re-
alisierte nachhaltige Digitalisie-
rungsprojekte in Städten und 
Kommunen und gibt Einblick in 
smarte, nachhaltige Projekte aus 
ganz Deutschland.

Digitale Technologien für mehr 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
schnell und auf breiter Ebene ein-
zusetzen, fordert der Digitalver-
band Bitkom von Politik und Wirt-
schaft. „Der Klimawandel ist eine 
globale Krise, die uns zum Han-
deln zwingt: Nicht irgendwann in 
der Zukunft, sondern sofort. Es 
existieren schon jetzt viele hoch-
effektive digitale Technologien, 
die uns auf diesem Weg mas-
siv unterstützen können“, mach-
te Bitkom-Präsident Achim Berg 
deutlich. „Je ambitionierter wir 
digitalisieren, desto nachhaltiger 
können wir auch wirtschaften. 
Jetzt brauchen wir eine gezielte 
und mutige Flankierung durch die 
Politik, um klimaschonende und 
emissionseinsparende Technolo-
gien zügig und in so vielen Berei-
chen wie möglich einzusetzen.“ 

Wie die Bitkom-Studie „Kli-
maeffekte der Digitalisierung“ er-
geben hat, können digitale Tech-
nologien maßgeblich dazu bei-
tragen, den CO2-Ausstoß zu sen-
ken. Bei einer konsequenten und 
beschleunigten Digitalisierung in 
der industriellen Fertigung und 
der Mobilität, von Gebäuden und 
Arbeitsplätzen kann der CO2-Aus-
stoß im Jahr 2030 verglichen mit 
2019 um 120 Millionen Tonnen 
reduziert werden. Das entspricht 
fast der Hälfte der notwendi-
gen Einsparungen von 262 Millio-
nen Tonnen, die Deutschland für 
sein selbst gestecktes Klimaziel 
im Jahr 2030 erreichen muss. Die 
Einspareffekte der Technologi-
en sind dabei viermal so groß wie 
der CO2-Fußabdruck der Digitali-
sierung selbst.

„Die Corona-Pandemie zeigt 
uns, wie wir unsere Widerstands-
fähigkeit gegen Krisen jeder Art 
steigern können“, stellte Berg 
fest. „Was die Klimakrise angeht, 
so können wir mit Hilfe der Digi-
talisierung unsere CO2-Emissio-
nen massiv herunterfahren und 
machen unsere Wirtschaft durch 
einen digitalen Effizienzschub zu-
gleich wettbewerbsfähiger.“ DK

Elektronische Rechnungsstellung:

ITZBund leistet 
Pionierarbeit

Das ITZBund bietet seinen Kunden, insbesondere Behörden der 
Bundesverwaltung, die passgenaue Infrastruktur zum Empfang 
von elektronischen Rechnungen gemäß der E-Rechnungsverord-
nung (ErechV) und nutzt diese auch selbst. Damit wird ein wei-
teres Etappenziel auf dem Weg zu einer modernen digitalen Ver-
waltung erreicht.

Die flächendeckende Einfüh-
rung der E-Rechnung für alle 
Bundesbehörden erfolgte zum 
27.11.2019. Seitdem können 
Lieferanten und Dienstleister 
ihre Rechnungen an die gesam-
te Bundesverwaltung über das 
zentrale Rechnungseingangs-
portal (ZRE) durch verschie-
dene Kanäle einreichen. Am 
27.11.2020 tritt jetzt die Liefe-
rantenverpflichtung in Kraft. 
Lieferanten der Bundesverwal-
tung dürfen nur noch elektro-
nische Rechnungen einreichen.

E-Rechnung spart 
Arbeit und Zeit 

Bei einer elektronischen  
Rechnung nach der ErechV han-
delt es sich um ein Dokument in 
einem wohldefinierten, struk-
turierten XML-Datensatz. Dies 
ermöglicht dem Rechnungs-
sender, Rechnungen in einem 
Buchhaltungssystem automa-
tisiert zu erstellen, rechnungs-
begründende Unterlagen di-
rekt in die Rechnung einzubet-
ten und ohne Medienbrüche 
durch die gesamte Lieferket-
te über die ZRE bis zum Rech-
nungsempfänger zu übermit-
teln. Der Empfänger kann die-
se dann in seinem ERP-System 
direkt übernehmen, prüfen – 
sachlich und rechnerisch richtig 
zeichnen - und zur Auszahlung 
anweisen. Abschließend erfolgt 
mit der Archivierung die rechts-
sichere Aufbewahrung.

Die Vorteile liegen auf der 
Hand: Die E-Rechnung spart 

Unternehmen sowie Behörden 
der Bundesverwaltung viel Ar-
beit und Zeit. Durch den auto-
matisierten Informationsaus-
tausch werden Fehlermöglich-
keiten minimiert. Druck- und 
Versandkosten entfallen. Der 
gesamte Prozess der Rech-
nungsstellung erfolgt automati-
siert und medienbruchfrei. Die 
E-Rechnung leistet einen wich-
tigen Beitrag auf dem Weg zu 
einer modernen digitalen Ver-
waltung und markiert damit 
auch einen Meilenstein bei der 
Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes (OZG).

Zentraler IT-Service Provider 
für die Bundesbehörden

Das ITZBund als der zentrale 
IT-Service Provider für die Bun-
desbehörden wurde im Projekt 
E-Rechnung mit der Entwick-
lung und dem Betrieb des zen-
tralen Rechnungseingangspor-
tals (ZRE) beauftragt. Zusätz-
lich bietet es den Bundesbehör-
den die Nutzung von Templates 
an, mit denen die eingegange-
nen Rechnungen in deren nach-
gelagerten ERP-Systemen wei-
terverarbeitet werden können. 
Das ITZBund stellt einerseits 
diese Infrastruktur den Bundes-
behörden als Service zur Ver-
fügung, nutzt diese allerdings 
auch selbst.

Die FAQs und weitere, hilf-
reiche Informationen rund um 
das Thema E-Rechnung finden  
sich auf der Website www. 
e-rechnung-bund.de r

http://www.e-rechnung-bund.de
http://www.e-rechnung-bund.de
https://www.mein-datenschutzberater.de/
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Studie zu Cybermobbing:

Neue Dimension
Cybermobbing hat sich zu einem dauerhaft virulenten Problem-
feld in Schulen und im privaten Umfeld der Jugendlichen entwi-
ckelt. Dies geht aus der Studie „Cyberlife III – Cybermobbing bei 
Schülerinnen und Schülern“ hervor, die das Bündnis gegen Cyber-
mobbing in Kooperation mit der Techniker Krankenkasse reali-
siert hat. An der Erhebung beteiligten sich insgesamt fast 6.000 
Schüler, Eltern und Lehrer. Die Ergebnisse der Onlineumfrage ge-
ben Einblicke zur Entwicklung des Phänomens, das bereits 2013 
und 2017 untersucht wurde.

Laut Untersuchung ist Cyber-
mobbing ein wachsendes Pro-
blem. Dazu zählen Beschimp-
fungen, Beleidigungen, das Ver-
breiten von Gerüchten und Ver-
leumdungen im Netz. Die Zahl 
der Kinder und Jugendlichen, 
die von Cybermobbing betrof-
fen sind, ist in den vergange-
nen drei Jahren um mehr als 
ein Drittel gestiegen. Waren im 
Jahr 2017 noch 12,7 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler be-
troffen, sind es inzwischen 17,3 
Prozent, wie aus Aussagen der 
befragten Kinder und Jugend-
lichen hervorgeht. Dies ent-
spricht knapp 2 Millionen Schü-
lern. Auch Grundschüler sind 
zunehmend der Gefahr ausge-
setzt. Die Folgen werden immer 
gravierender: Die Zahl der Be-
troffenen, die Suizidgedanken 
äußerten, ist seit 2017 um 20 % 
und der Anteil, der Alkohol und 
Tabletten nahm, um fast 30 % 
angestiegen. 

Die phasenweise Umstel-
lung des Schulbetriebs auf Fern- 
unterricht in Folge der CO-
VID-19-Pandemie hat die Wahr-
scheinlichkeit von Cybermob-
bing erhöht und zur Zunahme 
von Cybermobbingfällen bei-

getragen. Die Pflege von Sozi-
alkontakten haben die Jugend-
lichen zum Teil ins Internet ver-
lagert. 

Besonders gefährdet sind mit 
ihrer sozialen Alltagssituation 
unzufriedene Schüler, auch weil 
diese gerade im Internet nach 
Kompensation und Bindung su-
chen. Zudem hat die Studie auf-
gezeigt, dass eine geringere Le-
benszufriedenheit die Resilienz 
gegen die psychosozialen Aus-
wirkungen von (Cyber-) Mob-
bing deutlich verringert.

Schüler

Weitere Ergebnisse: Schüler, 
die andere mobben, sind und 
oder waren vielfach gleichzeitig 
Betroffene. Die Täter- und Op-
ferseite kann also nicht scharf 
voneinander getrennt werden. 
Auch wird schulische Präven-
tion gegen Cybermobbing von 
den Jugendlichen kaum wahrge-
nommen. 

Wie die Untersuchung zudem 
zeigt, fühlen sich die befragten 
Eltern zunehmend unter Druck 
und auch überfordert, ihre Er-
ziehungsaufgaben unter Ein-
fluss des allgegenwärtigen, un-

kontrollierten Internets auszu-
üben. Sie erkennen deutlich, 
dass die Anonymität im Inter-
net die allgemeine Gewaltbe-
reitschaft unter Jugendlichen 
online wie auch offline fördert. 
Ihre eigenen Kinder sehen sie in 
immer größerer Zahl von Cyber-
mobbing betroffen.

Eltern

Etwa 44 Prozent der Eltern 
reglementieren die Internetnut-
zung ihrer Kinder zwar nach ei-
genen Angaben streng, indem 
sie etwa Seiten sperren. Aller-
dings lassen 70 Prozent der El-
tern ihre Kinder auch allein im 
Web surfen. Schon knapp die 
Hälfte der Sechs- bis Zehnjähri-
gen (47 Prozent) ist laut der Stu-
die ohne Aufsicht online.

Lehrer

Auch nach Ansicht der befrag-
ten Lehrkräfte wird Cyberge-
walt ein immer größeres Prob-
lem an den Schulen. Besonders 
betroffen sind aus ihrer Sicht die 
Haupt- und Werkrealschulen. 
Besonders kritisch zu bewerten 
sei, dass trotz dieser Entwick-
lung das Ausmaß von Fachwis-
sen unter den Lehrkräften ab-
nimmt und die Schulen immer 
weniger Präventionsmaßnah-
men durchführen.

Viele Lehrer sehen die Ver-
wendung des Internets im Unter-
richt kritisch, weil hierdurch pä-
dagogische Zeit verloren geht.  
Diese fehlt dann auch für die 

Prävention von Cybermobbing 
und müsste verstärkt durch ins-
titutionelle Lösungen aufgefan-
gen werden. 

Präventionsarbeit verstärken

Aus Sicht des Bündnisses ge-
gen Cybermobbing muss die bis-
herige Präventionsarbeit ver-
stärkt werden und bereits an 
den Grundschulen beginnen. 
Kinder müssten den „sozialen 
Umgang im Internet“ lernen. Ei-
ne verbesserte Lehrerfortbil-
dung sei ein weiterer wichtiger 
Baustein. Wenn notwendig, soll-
te man auch Experten von au-
ßen in die Schulen holen.

Auch die Politik 
ist gefragt

Eltern sollten sich intensi-
ver mit den Inhalten und Funk-
tionsweisen vom Internet und 
den Sozialen Medien auseinan-
dersetzen. Hier seien Kommu-
nen, soziale Träger und Schu-
len gefragt, Eltern mit konkre-
ten Angeboten zu unterstützen. 
Wünschenswert wären für al-
le Betroffenen flächendecken-
de Mobbingberatungsstellen 
sowie anonyme Hotlines, an die 
sich Hilfesuchende in Schulen 
oder im sozialen Umfeld wen-
den können.

Neben den Schulen und der 
Gesellschaft müsse auch die Po-
litik ihrer Verantwortung nach-
kommen. Zum Schutze der Op-
fer fordert das Bündnis gegen 
Cybermobbing ein (Cyber-)Mob-
binggesetz, das es in Österreich 
schon seit 2016 gibt. Schließlich 
müssten Täter und Opfer wis-
sen, dass Cybermobbing kein 
Kavaliersdelikt ist. DK

V.l.: Sabine Melbig (Stadtwerke Kelheim), Sebastian Mauksch 
(Stadtwerke Kelheim), Rektorin Sandra Schwendner, Bürgermeis-
ter Christian Schweiger. Bild: Stadtwerke Kelheim/R.Jellinek

Grundschule Kelheim-Nord:

Anschluss ans Glasfasernetz 
der Stadtwerke

Die Digitalisierung in Kelheim schreitet weiter voran. Mit der 
Grundschule Kelheim-Nord kann nun die vierte Bildungseinrich-
tung im Stadtgebiet durch das leistungsstarke Glasfasernetz der 
Stadtwerke Kelheim surfen.

Den Anfang machte das Do-
nau-Gymnasium Kelheim, wel-
ches seit August letzten Jahres 
mit einer Bandbreite von 1 Gbit/s 
über breitbandige Internetzu-
gänge verfügt. Es folgten die 
Wittelsbacher Mittelschule und 
die Grundschule Kelheimwin-
zer. In dieser Grundschule profi-
tierte vor allem das Pilotprojekt 
‚Digitales Klassenzimmer‘ vom 
schnellen Internetzugang.

Auf dem Weg in die  
Digitale Bildung

Gerade in Schulen teilen sich 
sehr viele Nutzer den bestehen-
den Internetzugang. Der Einsatz 
digitaler Medien ist somit mit ei-
nem DSL-Anschluss oder TV-Ka-
belanschluss schwer möglich. 
Erst Glasfaser bietet die notwen-
dige Gigabit-Geschwindigkeit.

Als vierte Schule in Kelheim 
ist nun auch für die Schülerin-
nen und Schüler der Grundschu-

le Kelheim-Nord der Weg in die 
Digitale Bildung geebnet. „Es ist 
wichtig, die Digitalisierung der 
Schulen schleunigst umzuset-
zen“, so Bürgermeister Christi-
an Schweiger. „Zudem sind auf-
grund der aktuellen Situation 
unsere Schulen auf digitale An-
bindungen angewiesen. In den 
Stadtwerken Kelheim haben wir 
einen Premiumpartner gefun-
den, der uns bei der Umsetzung 
unterstützt.“

Tiefbaumaßnahmen

Vor zwei Jahren hat der Ener-
gieversorger mit dem Glasfa- 
serausbau in Kelheim begon-
nen. Für die Verlegung von Glas-
faserleitungen sind Tiefbaumaß-
nahmen durchzuführen. Dafür 
haben die Stadtwerke Kelheim 
Fachleute, die das notwendige 
Know-how mit sich bringen. Das 
ermöglicht eine zügige Umset-
zung solcher Verlegungen. r

Mit Data Analytics und Künstlicher Intelligenz:

Intelligentes  
Bilanzkreismanagement 
Die Data Scientists der OmegaLambdaTec GmbH und der EXXE-
TA AG sind Experten für die Nutzung der Potenziale von Künst-
licher Intelligenz (KI) für die Zukunftsthemen Smart Energy und 
Smart City. Zusammen mit den Projekt-Partnern KOS Energie Gm-
bH (KOS) und Octothorpe GmbH entwickeln sie aktuell eine in-
novative kombinierte Prognose- und Optimierungs-Intelligenz 
für die deutsche Energiewende, gefördert vom bayerischen Wirt-
schaftsministerium als eines der Energie-Projekte mit der höchs-
ten Priorität.

Ziel  des Innovationspro -
jekts „intelligentes Bilanzkreis-
management mit Data Ana-
lytics und KI“ (iBKM) ist es, in 
der Strombeschaffung die Aus-
gleichsenergie und die damit 
verbundenen Kosten für Plan-
abweichungen in der Bewirt-
schaftung von Bilanzkreisen si-
gnifikant zu mindern – konkret 
für die KOS und ihre kommu-
nalen Stadtwerke-Partner. Oh-
ne dieses neue datengetriebe-
ne und vorausschauende iBKM 
bzw. Smart Data & KI Instru-
ment drohen die Kosten durch 
den stetig steigenden Anteil er-
neuerbarer Energien und die 
Sektorkopplung (v.a. Wärme, 
Verkehr) weiter substanziell zu 
steigen.

Signifikante Verbesserungen 

Der ganzheitliche Innovations-
ansatz für das zukünftige intelli-
gente Bilanzkreismanagement 
umfasst signifikante Verbesse-
rungen bei der Erfassung von 
Rohdaten und Messwerten, bei 
den Prognosen sowie der Zeit-
auflösung und Performance mit-
tels modernsten KI, Machine  
Learning und Data Analytics Tech-
nologien. Ziel ist, eine neuartige 
höherdimensionale Optimierung 
aller Komponenten in Nah-Echt-
zeit (d.h. in weniger als einer 
Minute) zu entwickeln, wobei 
gleichzeitig höchste Daten- und 
IT-technische Sicherheitsansprü-
che sowie die Einhaltung des re-
gulatorischen Rahmens (EEG, 
MsbG, EnWG) gewährleistet sind. 
Dadurch lässt sich das Ungleich-
gewicht von volatiler Energieer-

zeugung und Verbrauch schon 
im Vorhinein weitestgehend ver-
meiden. Die restliche notwendige 
Regelenergie kann dazu direkter 
quantifiziert und schneller ausge-
glichen werden, was die Kosten 
weiter reduziert und die Netz-
stabilität – z.B. durch die Vermei-
dung von Engpässen im Rahmen 
des Redispatch 2.0 – erhöht. Die-
ses themenbereichsübergreifen-
de ehrgeizige Vorhaben ist so-
wohl für die deutsche Energie-
wende als auch für den Standort 
Bayern von hoher strategischer 
Relevanz.

Freude über Projektstart

„Wir freuen uns sehr über 
den Projektstart, um jetzt ge-
meinsam eine intelligente und 
dringend benötigte Smart Ener-
gy Lösung für die Herausforde-
rungen der Energiewende zu 
entwickeln und in der Praxis 
zu testen.“, kommentiert Rene 
Fassbender, Gründer und Ge-
schäftsführer von OmegaLam-
bdaTec.

Projektkoordinator Christian 
 Müller von der KOS ergänzt: „Die 
hohe Priorisierung durch das 
Wirtschaftsministerium und die 
damit verbundene Anerkennung 
für unser Projekt freut uns ganz 
besonders. Damit steigt natürlich 
nochmals unsere Motivation und 
die Chancen, hieraus eine wirk-
lich zukunftsfähige KI-basierte 
Lösung für die breite Anwendung 
für EVU im kommunalen Umfeld 
bereitstellen zu können und so-
mit einen aktiven Beitrag zum 
Erfolg der Energiewende beizu-
steuern.“ r

Warum und wie  
wir Daten preisgeben
bidt fördert zukunftsweisendes interdisziplinäres Projekt 

an der Universität Passau

In welchem Maß hängt unsere Bereitschaft, eigene Daten preis-
zugeben, von einer kulturellen Prägung sowie von dem bestehen-
den rechtlichen Rahmen ab? Wie wirkt sich der grenzüberschrei-
tende Charakter einer Vielzahl von Datenpreisgaben aus? Diese 
und weitere Fragen untersuchen Forscherinnen und Forscher aus 
drei Fakultäten der Universität Passau im Projekt „Vektoren der 
Datenpreisgabe“. 

Die Forschungsgruppe arbei-
tet gemeinsam im Rahmen ei-
nes internationalen Vergleichs 
und vereint dabei Perspekti-
ven der Rechtswissenschaft, 
Kulturwissenschaft und Wirt-
schaftsinformatik. Das Baye-
rische Forschungsinstitut für 
Digitale Transformation (bidt) 
der Bayerischen Akademie 
der Wissenschaften unter-
stützt das Forschungsvor-
haben mit insgesamt rund 
940.000 Euro.

Innovationstreiber

„Daten sind einer der zen-
tralen Treiber von Innovatio-
nen im 21. Jahrhundert. In glei-
cher Weise entstehen durch die 
laufend sich fortentwickelnden 
Möglichkeiten zur Verarbeitung 
von Daten neue Gefährdungss-
zenarien. Wir untersuchen des-
wegen – wechselwirkend – Ent-
scheidungsprozesse, kulturelle 
Einflüsse und rechtliche Schutz-
mechanismen“, fasst Projekt-
leiter Prof. Dr. Moritz Henne-
mann zusammen. „Mit Hilfe der 
gewonnenen Erkenntnisse aus  
unterschiedlichen Perspektiven 
sollen innovationsfördernde 
und gefährdungsadäquate Lö-
sungsansätze erarbeitet wer-
den. Entsprechende Ansätze 
sollen in Regelungsempfehlun-
gen für Normgeber und Hand-
lungsempfehlungen für Unter-
nehmen münden.“

Preisgabe 
personenbezogener Daten

Neben Hennemann (Lehrstuhl 
für Europäisches und Internatio-
nales Informations- und Daten-
recht) gehören Prof. Dr. Kai von 
Lewinski (Lehrstuhl für Öffent-
liches Recht, Medien- und In-
formationsrecht), Prof. Dr. Da-
niela Wawra (Lehrstuhl für Eng-

lische Sprache und Kultur) und 
Prof. Dr. Thomas Widjaja (Lehr-
stuhl für Wirtschaftsinforma-
tik mit Schwerpunkt Betriebli-
che Informationssysteme) zur  
Forschungsgruppe. Ihr gemein- 
sames Ziel: die kulturellen und  
regulatorischen Einflüsse, die da-
rüber entscheiden, ob wir per-
sonenbezogene Daten preisge-
ben oder nicht, zu identifizie-
ren, ein Modell zu erarbeiten, 
welches die Einflüsse in die-
sem Entscheidungsprozess er-
klären kann, und regulatori-
sche Vorschläge zu präsentie-
ren. Dafür sollen auch die Grund-
prinzipien der Preisgabe von  
Daten im internationalen Ver-
gleich erarbeitet werden. 

„Ein wichtiges Teilziel unse-
res Projekts ist es, die kulturel-
len Einflussfaktoren zu identi-
fizieren und besser zu verste-
hen“, so Prof. Dr. Daniela Waw-
ra. „Dieses Verständnis hilft uns 
dabei, gemeinsam zu untersu-
chen, wie kulturelle und rechtli-
che Rahmenbedingungen indivi-
duelle Datenpreisgabeentschei-
dungen prägen“, ergänzt Tho-
mas Widjaja. 

Projektstart 2021

Auf dieser Basis werden Emp-
fehlungen abgeleitet, wie Rechts-
rahmen gestaltet und datenba-
sierte Geschäftsmodelle für un-
terschiedliche Rechtskreise ad-
aptiert werden können. „Nicht 
nur die Analyse der Unterschie-
de in den Rechtsordnungen und 
Kulturen in aller Welt ist wich-
tig, sondern auch, dass diese Un-
terschiede zu Konflikten führen 
können, wenn Daten grenzüber-
schreitend genutzt werden“, be-
tont Prof. Dr. Kai von Lewinski für 
sein Forschungsfeld.

Das Projekt startet zum 1. Ja-
nuar 2021 und endet zum 31. 
März 2024. r

Startschuss für 6-GHz-
WLAN Einführung

Die Bundesnetzagentur plant, im 2. Quartal 2021 einen zu- 
sätzlichen Frequenzbereich für WLAN bereitzustellen. Unter 
den in einer Allgemeinzuteilung genannten Bedingungen 
wird jedermann die Frequenzen nutzen können. Das zusätz-
liche Spektrum von 480 MHz ermöglicht mehr Kapazität für 
WLAN-Anwendungen, unterstützt innovative Anwendun-
gen und ermöglicht neue Nutzungen für Verbraucher und 
Industrie.

Einheitliche europäische Regeln beschlossen

Voraussetzung für die geplante Zuteilung des Frequenzbe-
reichs durch die Bundesnetzagentur war eine Entscheidung 
auf der europäischen Ebene. Der Ausschuss für Elektronische 
Kommunikation (ECC) hat jetzt über die Einführung von WLAN 
im 6-GHz-Frequenzbereich entschieden. Unter Beteiligung 
der Bundesnetzagentur wurden die technischen Grundlagen 
für einen gemeinsamen europäisch harmonisierten Markt für 
6-GHz-WLAN geschaffen. Sie bilden die Grundlage für die Um-
setzung in Deutschland. 

Zugleich verabschiedete das ECC auch einen CEPT-Bericht, 
mit welchem der Europäischen Kommission empfohlen wird, 
diese technischen Bedingungen zur Einführung verbindlich für 
alle Mitgliedsstaaten der EU zu regulieren. 

Hintergrund ECC

Das Electronic Communications Committee (ECC) ist das für 
Frequenzfragen verantwortliche Gremium der Conférence 
Européenne des Administrations des Postes et des Télécom-
munications (CEPT), einem Zusammenschluss der 48 europä-
ischen Staaten.
Weiterführende Informationen finden sich unter: https://
www.cept.org/ecc r

https://www.cept.org/ecc
https://www.cept.org/ecc
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Die BayernGrund als 
„Bauamt auf Zeit“
GZ-Interview mit Geschäftsführer Franz Schonlau

GZ: Die BayernGrund ist seit 
einigen Jahren nicht nur mit 
den klassischen Erschließungs-
trägerschaften in den bayeri-
schen Kommunen als Dienstleis-
ter etabliert, sondern nun auch 
als „Bauamt auf Zeit“ präsent. 
Wie sind Ihre Erfahrungen?

Schonlau: Aufgrund der Fül-
le an (Pflicht-)Aufgaben können 
die Verwaltungen bereits ge-
plante Projekte oft nicht umset-
zen. Neben den ausgeschöpften 

Franz Schonlau. r

personellen Ressourcen kommen 
auch die Zwänge des kommuna-
len Haushaltsrechts ins Spiel, die 
dazu führen, die BayernGrund 
als Bauherrenvertreter ins Boot 
zu holen.

GZ: Wie gestaltet sich Ihre Un-
terstützung für ein kommunales 
Bauprojekt?

Schonlau: Entscheidet sich eine 
Kommune für unsere Dienstleis-
tung, setzen wir an dem aktuel-
len Planungsstand an und führen 
das Projekt in die Umsetzung und 
zum Abschluss. Unter Einhaltung 
der jeweiligen Vergabegrund-
sätze kümmern wir uns um noch 
ausstehende Fachplaner, schrei-
ben die einzelnen Gewerke aus 
und überwachen die Ausführun-

gen. Selbstverständlich sind unse-
re Verträge fördermittelkonform. 
Nachdem wir als Bauherr im Rah-
men eines  Geschäftsbesorgungs-
vertrages tätig sind, übernehmen 
wir auch die Vorfinanzierung der 
Baukosten.

GZ: Sind Sie personell entspre-
chend aufgestellt? Wie schaffen 
Sie die räumliche Nähe zu den 
Kommunen?

Schonlau: In den vergangenen 
Jahren hat die BayernGrund  
ganz bewusst ein interdisziplinä-
res Team für unsere Kommunen 
zusammengestellt. Wir verfügen 
nicht nur über jahrzehntelange 
Erfahrung in der klassischen Bau-
buchhaltung, sondern setzen vor 
Ort auch eigene Bauingenieure 
und -techniker ein. Darüber hin-
aus greifen wir bei Bedarf auf regi-
onale Partner zurück. Durch unse-
re strategisch gelegenen Standor-
te können wir zeitnah vor Ort sein.

GZ: Welche Projekte beglei-
ten Sie aktuell als „Bauamt auf 
Zeit“?

Schonlau: Neben einem gro-
ßen Abwasserprojekt in Mittel-
franken betreuen wir mehre-
re Kommunen bei der Neuerrich-
tung ihrer Kinderbetreuungsein-
richtungen. Mittlerweile schätzen 
auch einige Rathäuser die Mög-
lichkeit, den kommunalen Woh-
nungsbau mit der BayernGrund 
nach vorne zu bringen. Darüber 
hinaus werden wir regelmäßig 
angefragt, punktuelle VgV-Ver-
fahren zu begleiten.

GZ: Ihr Blick in die Zukunft?
Schonlau: Die Aufgaben der 

Rathäuser sind unverändert um-
fangreich. Angesichts knapper 
personeller Ressourcen eröffnet 
das ‚Bauamt auf Zeit‘ die notwen-
digen Spielräume. Entsprechend 
bieten wir den kommunalen Ent-
scheidern ein maßgeschneidertes 
Dienstleistungsportfolio für die 
anstehenden Aufgaben.

Wir freuen uns auf Ihre An- 
frage. r

M-net bringt Glasfaser ins 
Gewerbegebiet Hallbergmoos 

Eigenwirtschaftlicher Ausbau nach erfolgreicher Vorvermarktung 
Fertigstellung bereits im ersten Quartal 2021

Rund 60 Unternehmen im südlichen Gewerbegebiet der Gemein-
de Hallbergmoos bei München haben in Kürze die Möglichkeit, 
mit einem direkten Glasfaseranschluss das umfangreiche Inter-
net-, Telefonie- und Vernetzungsangebot von M-net zu nutzen. 
Bayerns führender Glasfaseranbieter verlegt dazu neue Glasfa-
serleitungen in dem Gewerbegebiet nahe des Münchner Flug-
hafens. Für die Erschließung des Gewerbegebiets nimmt M-net 
keine Fördergelder in Anspruch; der Ausbau erfolgt nach erfolg-
reicher Vorvermarktung komplett eigenwirtschaftlich.

Mit einem symbolischen Spa-
tenstich haben der Zweite Bür-
germeister der Gemeinde Hall-
bergmoos, Helmut Ecker, und 
der Leiter des Bereichs Ge-
schäftskunden von M-net, Lars 
Richter, den Ausbau offiziell ge-
startet. Davon profitieren wer-
den alle ansässigen Unterneh-
men, die sich für die Nutzung 
des neuen, leistungsfähigen und 

zukunftssicheren Glasfaser-An-
schlusses entscheiden. Dabei 
handelt es sich um FTTB/H-Lö-
sungen (Fiber to the Building / 
Home), bei denen die Glasfaser-
leitungen bis ins Gebäude bzw. 
in die einzelnen Büroräume ge-
legt werden. Zu Beginn sind  
darüber Datenraten von bis zu 
1 Gbit/s im Up- und Download 
möglich. Die Fertigstellung der 

Bauarbeiten ist bereits im ers-
ten Quartal 2021 geplant.

Zukunftsfaktor für Kommunen

„Schnelles Breitband-Internet 
wird angesichts der zunehmen-
den Digitalisierung immer mehr 
zum Zukunftsfaktor für Kom-
munen. Das gilt für den priva-
ten Bereich als Wohn- und Le-
bensraum, aber vor allem auch 
für den Wirtschaftsstandort“, 
erklärte Bürgermeister Ecker. 
„Wir begrüßen daher das En-
gagement von M-net in unserer 
Gemeinde. Dass sich ein Groß-
teil der Unternehmen im Rah-
men der Vorvermarktung be-
reits jetzt für einen M-net Glas-
faseranschluss entschieden ha-

ben, zeigt den deutlichen Bedarf 
an hohen Bandbreiten über al-
le Branchen hinweg. Durch die 
Anbindung an das Glasfasernetz 
von M-net sind die angeschlos-
senen Unternehmen in Hallberg-
moos für die digitalen Heraus-
forderungen der Zukunft bes-
tens gewappnet. Sie können ihre 
Produktion und Dienstleistun-
gen weiterentwickeln und künf-
tig ganz neue, digitale Wege ge-
hen, die ihnen bislang versperrt 
waren.“

M-net Angebote  
für Geschäftskunden

Die zunehmende Vernetzung 
im digitalen Leben, Industrie 4.0 
sowie datenintensive Anwen-
dungen wie Cloud-Computing 
oder Video-Konferenzen benö-
tigen zunehmend hohe Band-
breiten sowie eine stabile Lei-
tung. „Die Glasfaser gilt als das 
modernste und leistungsfähigs-
te Datenübertragungsmedium 
der Welt“, erklärt Lars Richter, 
Leiter des Bereichs Geschäfts-
kunden bei M-net. „Sie liefert im 
Vergleich zu den bisher im Ge-
werbegebiet Hallbergmoos ver-
fügbaren Leitungen nicht nur 
sehr viel höhere Bandbreiten im 
Up- und Downstream, sondern 
auch wichtige Qualitätsmerkma-
le wie symmetrische Bandbrei-
ten, geringe Latenz, sichere Da-
tenübertragung, höchste Ver-
fügbarkeit sowie Energieeffizi-
enz. Mit unserem Glasfasernetz 
schaffen wir die Vorrausetzung, 
damit Unternehmen jeder Grö-
ße die Digitalisierung meistern 
können und dabei nicht abge-
hängt werden.“

Kontakt für Interessenten

Um künftig auch weitere Ge-
werbegebiete an das leistungs-
starke Glasfasernetz von M-net 
anzuschließen, plant das Un-
ternehmen eine Fortsetzung 
der Vorvermarktungs-Initiative 
auch in weiteren Regionen.

Interessierte Unternehmen  
oder Kommunen können sich 
an martin.zeisner@m-net.de  
wenden. r

Brauereigasthöfe in Existenznot
Versagt der Bund seine Unterstützung?

Bei Bayerns Brauereigasthöfen geht die Existenzangst um. Bis vor 
wenigen Tagen hatten sie gehofft, auch in den Genuss staatlicher 
Unterstützung zu kommen, wie sie dem Gastgewerbe insgesamt 
versprochen wurde. Doch jetzt droht der Bund sie von staatlichen 
Hilfsgeldern abzuschneiden.

Wie die gesamte Gastrono-
mie sind auch die Brauereigast-
höfe in Deutschland seit Anfang 
November zu erzwungener Un-
tätigkeit verurteilt, geschlos-
sen zur Bekämpfung der Coro-
na-Pandemie. Um ein großflä-
chiges Gastronomiesterben zu 
verhindern, gewährt der Bund 
die sogenannte Novemberhilfe, 
die zwischenzeitlich auf den Mo-
nat Dezember ausgedehnt wur-
de: Dem Gast- und Beherber-
gungsgewerbe wird als Ersatz 
für die zu tragenden Umsatzaus-
fälle eine Entschädigung in Hö-
he von bis zu 75 Prozent der Um-
sätze der Vorjahresmonate aus-
bezahlt.

„Mischbetriebe“

Doch Brauereigasthöfe sol-
len, wie jetzt bekannt wurde, als 
„Mischbetriebe“ durchs Raster 
fallen. Weil sie neben der Gastro-
nomie und Hotellerie auch eine 
handwerkliche Brauerei betrei-
ben, hätten sie nur eine Chan-
ce auf staatliche Unterstützung, 
wenn der Außer-Haus-Verkauf 
der Brauerei an den Handel ma-
ximal 20 Prozent des Gesamtum-
satzes ausmacht.

Durch das ohnehin wenig ge-
winnträchtige Geschäft mit Fla-
schenbier könnten diese hand-
werklich arbeitenden Brauerei-
en die enormen Verluste, die der 
erzwungene Stillstand der gast-

gewerblichen Betriebsteile ver-
ursacht, jedoch bei weitem nicht 
kompensieren, kritisiert Stefan 
Stang, Hauptgeschäftsführer 
Private Brauereien Bayern, die 
Überlegungen des Bundes.

Herber Rückschlag

„Für die vielen Brauereigast-
höfe ist das ein herber Rück-
schlag“, zeigt sich auch Lothar 
Ebbertz, Hauptgeschäftsführer 
des Bayerischen Brauerbundes 
gleichermaßen entsetzt wie ent-
täuscht. Erst vor wenigen Tagen 
war Hoffnung aufgekeimt, dass 
auch die Brauereigasthöfe in den 
Genuss der für das Gastgewerbe 
geschnürten Hilfspakete kommen 
würden. Bayerns Wirtschaftsmi-
nister Hubert Aiwanger hatte den 
Brauern persönlich zugesichert, 
der Bund habe klargestellt, dass 
auch Mischbetrieben des Ernäh-
rungshandwerks November- und 
Dezemberhilfe zugestanden wer-
de. Hierzu zählen typischerweise 
auch „Brauereien mit einer selbst 
betriebenen gastronomischen 
Einrichtung“, wie es im Schreiben 
des Ministers wörtlich heißt.

Unverständnis bei 
DEHOGA Bayern

Doch jetzt droht der Bund die 
aufkeimende Hoffnung auf die 
dringend benötigten Hilfsgelder 
im Keim zu ersticken.

Eine „offensichtliche Unge-
rechtigkeit“ beklagt auch der 
Bayerische Hotel- und Gaststät-
tenverband DEHOGA Bayern 
und kommentiert die Haltung 
des Bundes mit völligem Unver-
ständnis. „Ausdrücklich sehe 
der Gesetzgeber eine Sonderre-
gelung für Gastronomiebetrie-
be vor, die ihre Leistungen auch 
im Außerhausverkauf anbieten“, 
so DEHOGA Bayern-Landesge-
schäftsführer Dr. Thomas Gep-
pert, „bis Corona waren gastge-
werbliche Betriebe auch seitens 
der Politik aufgefordert, sich zu-
sätzliche wirtschaftliche Stand-
beine zu schaffen und dies soll 
diesen Vorzeigebetrieben nun 
ausgerechnet zum Verhängnis 
werden. Wenn Bäckereien und 
Konditoreien richtigerweise für 
ihre geschlossenen Cafés Hilfs-
gelder abrufen können, dann 
sei es nur recht und billig, auch 
den staatlicherseits stillgelegten 
Brauereigasthöfen in dieser für 
sie existenzgefährdenden Lage 
zu helfen.“

Mit dem Rücken zur Wand

Christof Pilarzyk betreibt im 
oberfränkischen Rödental mit 
seiner Familie einen solchen Pri-
vaten Brauereigasthof. Als Vor-
sitzender der Organisation „Pri-
vate Brauereigasthöfe und Ho-
tels“ vertritt er die Interessen von 
63 deutschen Häusern. „Wir ste-
hen mit dem Rücken zur Wand.“ 
Der Chef des fast 600 Jahre alten 
Gasthofes, zu dem seit über 500 
Jahren auch eine eigene Brauerei 
gehört, beklagt Corona-bedingt 
in diesem Jahr im Gasthof schon 
1 Million Euro Verlust.

„Die kleine Brauerei kann das 
niemals auffangen“ sagt er und 
fordert bei der staatlichen Un-
terstützung eine Gleichbehand-
lung mit anderen Gaststätten 
und Hotelbetrieben. „Die ange-
schlossene Brauerei ist das Mar-
kenzeichen der Brauereigasthö-
fe“, so Pilarzyk. Es könne nicht 
sein, dass ihnen das bei der Inan-
spruchnahme von Hilfeleistun-
gen nun zum Verhängnis werde. 
Mit Unverständnis verweist er 
auf Bäckereien und Konditorei-
en, die für ihre ebenfalls stillge-
legten Cafés Hilfsgelder abrufen 
können. Sie gelten in den Augen 
des Bundeswirtschaftsministeri-
ums nämlich als „Gaststätten“, 
der Thekenbereich als deren  
Außerhausverkauf – unabhän-
gig von dessen Größe.

Sollte der Bund nicht nachbes-
sern, so die übereinstimmende 
Ansicht der Branchenvertreter, 
wären nicht nur die gastgewerbli-
chen Betriebsteile, sondern auch  
die oft Jahrhunderte alten Fami-
lienbrauereien in ihrem Bestand 
gefährdet. r

Hoch hinaus mit Strohballen
Fertigstellung von Süddeutschlands 
größtem strohgedämmten Gebäude

Im Oktober wurde gefeiert – eher untypisch in Anbetracht der Co-
rona-Lage und den damit verbundenen Auflagen. Doch es gab ei-
nen guten Grund: Im bayerischen Plankstetten wurde der Rohbau 
des größten süddeutschen strohgedämmten Gebäudes gerichtet.

Blick zurück: Die 14 Mön-
che des Klosters in Plankstet-
ten wollten etwas für den Kli-
maschutz bewirken – und ließen 
einen Neubau in innovativer 
Strohbauweise planen. Dabei  
half und unterstützte auch Be-
nedikt Kaesberg, Autor der 
FNR-Broschüre „Strohgedämm-
te Gebäude“. Es entstand ein 
dreigeschossiges, 60 Meter lan-
ges Gebäude aus vorgefertigten 
Wandgefachen, die mit Stroh 
gedämmt wurden. 

Nach der feierlichen Grund-
steinlegung im Juli folgte das 
Aufstellen der Bauelemente. 
Das Richtfest im Oktober lenk-
te den Fokus über die bayeri-
schen Landesgrenzen hinaus 

auf die ökologische Strohbau-
weise: Mit dieser innovativen 
Art zu bauen kann nicht nur das 
Klima geschont und ein Neben-
produkt der Landwirtschaft ge-
nutzt, sondern auch sichere, 
mehrgeschossige Gebäude er-
richtet werden. Im Gebäude fin-
den unter anderem Gästezim-
mer und eine kleine Kindergar-
teneinrichtung Platz.

Benedikt Kaesberg stellte Inte-
ressenten den Neubau in Plank-
stetten Ende November  beim 
Online-Strohbau-Symposium 
vor. Der Bauablauf dieses beson-
deren Gebäudes wurde medial 
begleitet, das Ergebnis ist bis 13. 
Februar 2021 in der Arte-Medi-
athek verfügbar. r

Bund unterstützt Fenstersanierung 
der Martinskirche mit 3,2 Mio. Euro

MdB Florian Oßner hat im Haushaltsausschuss des Bundestags  
Erfolg mit dem Landshuter „Jahrhundertprojekt“

„Es war nicht einfach in diesen finanziell angespannten Zeiten – 
dennoch ist die Entscheidung absolut richtig“, fasste es CSU-Bun-
destagsabgeordneter Florian Oßner kurz zusammen. Unlängst 
wurde bekannt, dass die 29 bis zu 20 Meter hohen, spätgotischen 
Langhausfenster der Stiftsbasilika St. Martin in Landshut nach 
rund 500 Jahren saniert werden müssen.

Die Gesamtkosten sollen ge-
mäß der Kostenrechnung der Pla-
ner knapp 14 Millionen Euro be-
tragen. Der Haushaltsausschuss 
des Bundestages hat nun in der 
Bereinigungssitzung beschlos-
sen, dieses „Jahrhundertpro-
jekt“ mit einer Bundesförderung 
in Höhe von insgesamt 3,2 Milli-
onen Euro zu unterstützen, teilte 
das Haushaltsausschussmitglied 
Oßner mit. „Dank der raschen 
Antragstellung und hervorragen-
den Unterstützung der Stadtkir-
chenleitung St. Martin konnte ich 
mich in Berlin für die Fenstersa-
nierung der Stiftsbasilika in der 
Heimat stark machen und die be-
sondere Bedeutung der Kirche im 

Entscheidungsgremium hervor-
heben“, unterstrich Oßner.

Monumentalbau  
nationaler Bedeutung

Im Vorfeld hatte Oßner die 
Verantwortlichen der Stadtkir- 
che mit Stiftspropst Monsig-
nore Dr. Franz Joseph Baur an 
der Spitze in einem persönli-
chen und konstruktiven Ge-
spräch darauf aufmerksam ge-
macht, dass die Möglichkeit be-
stehe, Fördermittel beim Bund 
über ein Sonderprogramm zu 
beantragen. Umso mehr ist  
Oßner dankbar, dass dieser 
spontane Antrag nach etlichen 

Gesprächen und Verhandlun-
gen mit den Haushaltskollegen 
in Berlin - trotz mittlerweile sehr 
angespannter Finanzlage - nun 
doch erfolgreich war. „Die enor-
me Förderung über 3,2 Millio-
nen zeigt, welchen hohen Wert 
wir der Kirche mit dem höchs-
ten Backsteinturm der Welt so-
wie mit 130,1 Metern auch dem 
höchsten Kirchturm Bayerns bei-
messen. Die Martinskirche in 
Landshut ist ein gotisches Monu-
mentalbauwerk von nationaler 
Bedeutung und ein weltweit be-
kanntes Wahrzeichen. Dies soll 
auch in Zukunft so bleiben“, un-
terstrich Oßner.

Nach der Ausführung ei-
nes Musterfensters im Rah-
men der Entwurfsplanung in 
2019 ist derzeit von drei Bau-
abschnitten mit mehreren Aus-
schreibungsverfahren für den 
Zeitraum von 2021 bis 2026 
auszugehen. r

https://www.breitbandberatung.de/
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Regionale Baukultur:

Bürgerschaftliches Engagement 
fordern und fördern

Bayerischer Landesverein für Heimatpflege e.V. wirkt dem Verlust an gebauter Heimat entgegen 

Die Villa „Kakteen Kaiser“ in München: abgerissen. Das ehemalige 
Verstärkeramt in Kochel: im Abriss befindlich. Das wohl älteste Ge-
bäude in Neustadt an der Waldnaab: eingestürzt, teilabgerissen. 
Das historische Mühlenanwesen in Pressig: vom Einsturz bedroht. 
Das alte Pfarrhaus in Johannesberg: dringend sanierungsbedürftig. 

In vielen Gegenden Bayerns 
wird der Verlust an regiona-
ler Baukultur zunehmend spür-

bar und gewachsene Ortsbilder 
gehen unwiederbringlich verlo-
ren. Ehemals unverwechselba-

re Städte und Dörfer gleichen 
sich mehr und mehr an und ver-
lieren ihren regionaltypischen 
Charakter. In allen Landesteilen 
Deutschlands, nicht nur in Bay-
ern, ist darüber hinaus eine Ten-
denz zu standardisierten Neu-
bauten ohne Bezug zur örtli-
chen Bauweise zu beobachten.  

Dieser Entwicklung wirken der 
Bayerische Landesverein für Hei-
matpflege und das Denkmalnetz 
Bayern entschieden entgegen. 
Sie engagieren sich daher un-
ter anderem in der Fachgruppe 
„Baukultur und Denkmalpflege“ 
des Dachverbandes Bund Hei-
mat und Umwelt in Deutschland 
(BHU). 

Das Gesicht wahren

„Es ist eines unserer größten 
Anliegen, dass Bayerns Dörfer 
und Städte ihr Gesicht wahren. 
Denn der Verlust regionaler Bau-
kultur bedingt unweigerlich den 
Verlust des Gefühls örtlicher Zu-
gehörigkeit,“ so der Vorstands-
vorsitzende des Landesvereins, 
Dr. Olaf Heinrich. 

Unter der Federführung von 
Prof. Dr. Michael Goer, ehemali-
ger Landeskonservator für Denk-
malpflege in Baden-Württem-
berg, arbeiteten beide Instituti-
onen ebenso wie der Landeshei-
matbund Sachsen-Anhalt und die 
bundesweit tätige Gemeinschaft 
zur Förderung regionaler Baukul-

tur e.V. an der Erstellung der Re-
solution „Zivilgesellschaftliches 
Engagement für Baukultur und 
gebaute Heimat“ mit. 

Dem Landesverein und dem 
Denkmalnetz ist es dabei beson-
ders wichtig, Bürger umfassend 
über regionale Baukultur und 
Denkmalpflege zu informieren, 
wie Kunsthistoriker Dr. Bernd 
Vollmar, Sprecher des Denkmal-
netzes, betont: „Wir setzen uns 
dafür ein, dass die für unsere Le-
bensbedingungen bedeutsame 
‚gebaute‘ Umwelt, also histori-
scher Baubestand, Städte, Dörfer 
oder Kulturlandschaften, zuneh-
mend in das gesellschaftliche Be-
wusstsein gerückt wird.“ 

Tradition und Fortschritt

Und Dr. Vinzenz Dufter, Refe-
rent für den Fachbereich „Haus 
und Siedlung“ im Landesverein, 
fügt hinzu: „Der Dialog und auch 
der Konflikt zwischen Tradition 
und Fortschritt gehören immer 
schon zum Wesen der Baukultur 
und des Denkmalschutzes. Letzt-
lich geht es in diesem Spannungs-
feld darum, gute Planungen zur 
gebauten Raumbildung, schlüssi-
gen Nutzbarkeit, baulichen Nach-
haltigkeit, guten Gestaltung von 
Details und heimatlichen Identi-
tät zu finden. Dazu wollen wir er-
mutigen.“ 

Landesverein und Denkmal-
netz setzen sich in ihrer tägli-
chen Arbeit dafür ein, das bür-
gerschaftliche Engagement in der 
Bau- und Denkmalpflege in Bay-
ern zu stärken. Sie fordern Politik, 
Wirtschaft und Verwaltung auf, 
der Baukultur und der Denkmal-
pflege mehr Aufmerksamkeit zu 
widmen – mehr noch, die gebau-
te Heimat aktiv zu schützen. r

Die Hofstelle Stieger in Gonnersdorf, Landkreis Fürth (Mittelfran-
ken): Die Baugruppe aus dem neu errichteten Hofladen und der Al-
ten Schmiede fügt sich harmonisch in das typisch fränkische Orts-
bild der giebelständigen Steildachhäuser mit ihren knappen Dach-
rändern ein. Bild: Vinzenz Dufter

Kirchberger Bürgermeister zu 
Besuch bei Leipfinger-Bader

Erstmals seit der Kommunalwahl im Mai 2020 stattete der 
Neu-Bürgermeister der Gemeinde Kirchberg, Dieter Neumaier, 
zusammen mit seinem Stellvertreter Martin Strobl den Leipfin-
ger-Bader Ziegelwerken (LB) am Standort Vatersdorf einen Be-
such ab. In einem gemeinsamen Gespräch mit den Geschäftsfüh-
rern Thomas Bader und Paul Simmerbauer sowie Betriebsleiter 
Anton Härtl ging es neben einem allgemeinen Austausch auch um 
die Ist-Situation der Grube Sinnering.

Thomas Bader ging im Rah-
men des Termins auf die Ent-
wicklung des Gesamtunterneh-
mens ein und präsentierte die 
geplanten, richtungsweisenden 
Innovationen für die Zukunft. 
Das mittelständische Familien-
unternehmen hat sich in den 
letzten Jahren zum Innovations-
führer der Branche entwickelt. 
Mit dem bisher erreichten gibt 
man sich freilich nicht zufrieden 
und plant auch in naher Zukunft 
weitere Investitionen zur Wei-
terentwicklung des Gesamtun-
ternehmens. 

Premium-Anbieter

Erst im März dieses Jahres 
hat LB beispielsweise 100 Pro-
zent der Anteile an der Tonality 
GmbH erworben. Die Akquisiti-
on verspricht viele Vorteile im 
Markt und ermöglicht Syner- 
gien für die Bauwirtschaft: So 
gelten sowohl Leipfinger-Ba-
der als auch Tonality als Pre-
mium-Anbieter in ihrem jewei-
ligen Segment, wobei sich To-
nality auf die Herstellung aus-
drucksstarker, belastbarer 
Ziegelfassaden in verschie-
densten Farben und Formen 
konzentriert.

Auch im Produktbereich war 
und ist das Unternehmen um-
triebig. Gleich drei Neuheiten 
stellt man den ausschließlich re-
gionalen Kunden in diesem Jahr 
zur Verfügung. Innovative Stüt-
zendämmschalungen, Rollladen- 
kästen sowie eigens entwickel-
te dezentrale Lüftungssysteme 
räumen Bauprofis künftig noch 
größere Freiheiten bei der Ge-
staltung und technischen Aus-
führung von Gebäuden ein und 
sorgen für mehr Effizienz auf der 
Baustelle.

Fokus auf 
energetische Optimierung

Ein Hauptaugenmerk liegt 
auch immer auf der energeti-
schen Optimierung im Bereich 
der Ziegelproduktion. „Der Zie-
gel ist ein ökologischer Vorzei-
ge-Baustoff, der aus natürlichen 
Rohstoffen aus der Region her-
gestellt wird. Nichtsdestotrotz 
investieren wir auch künftig in 
Forschung und Entwicklung, um 
das Produkt und die Ziegel-Pro-
duktion vor Ort noch nachhalti-
ger zu gestalten. Hier hoffen wir 
auch auf die Unterstützung aus 
der Gemeinde und der Verwal-
tung“, so Geschäftsführer Tho-
mas Bader.

In diesem Zusammenhang 
kam auch die Ist-Situation rund 
um den Rohstoffabbau und die 
Zwischenlagerung in der Gru-
be Sinnering zur Sprache. Hier 
will Leipfinger-Bader im Dezem-
ber den Gemeinderat Kirchberg 
über den aktuellen Abbaufort-
schritt informieren.

„Ich bin begeistert, wie sich 
Leipfinger-Bader in den letz-
ten Jahren entwickelt hat und 
welche Bereiche neben dem 
Kerngeschäft Ziegel abgedeckt 
werden. Über den offenen 
und sicherlich auch gewinn-
bringenden Austausch in die-
ser Runde bin ich sehr erfreut“ 
zeigt sich Bürgermeister Neu-
maier sehr angetan von dem 
Gespräch. 

Für ihn ist dieser Kontakt 
nach eigenem Bekunden auch 
deshalb wichtig, weil seit Ge-
nerationen viele Bürger aus 
der Gemeinde Kirchberg über 
die Regierungsbezirksgrenze 
hinweg bei der Firma Leipfin-
ger-Bader einen wohnortnahen 
und sicheren Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz haben. r

Bayerische Bauordnung:

ByAK begrüßt Änderungen 
zum Wohnungsbau

... und sieht weiteren Reformbedarf

„Die Förderung und Beschleunigung des Wohnungsbaus zäh-
len aktuell zu den wichtigsten Herausforderungen in Bayern. 
Die Bayerische Architektenkammer begrüßt deshalb die kürz-
lich im Bayerischen Landtag beschlossenen Änderungen beim 
Baurecht. Städte und Gemeinden erhalten nun endlich den seit 
langem angekündigten rechtssicheren Rahmen für weitere In-
vestitionen.

Dennoch hätte sich die Archi-
tektenschaft für das Bauen in 
Bayern teilweise mutigere Rah-
menbedingungen gewünscht: 
Beispielsweise beim Bauen im 
Bestand, zur Sicherung der Qua-
lität von Freiflächen und zu den 
Klimaschutzzielen im Gebäude- 
sektor“, so Kammerpräsidentin 
Christine Degenhart.

Der Bayerische Landtag hat in 
zweiter Lesung dem Gesetzent-
wurf der Bayerischen Staatsre-

gierung zur Vereinfachung bau-
rechtlicher Regelungen und zur 
Beschleunigung sowie Förde-
rung des Wohnungsbaus (Drs. 
18/8547) zugestimmt. Nach dem 
Inkrafttreten der neuen Bayeri-
schen Bauordnung gilt damit ein 
verkürztes Abstandsflächenrecht, 
Dachgeschossausbauten sind ge-
nehmigungsfrei möglich und für 
Anträge von Wohnvorhaben wird 
eine Genehmigungsfiktion von 
drei Monaten eingeführt. r

Bezirk Schwaben:

Denkmalpreise für  
Hainsfarth und Unteregg 
Mit dem Denkmalpreis würdigte der Bezirk Schwaben in diesem 
Jahr fünf Sanierungsprojekte, die sich durch fachliche Qualität, fi-
nanzielles Engagement, Kreativität und die Bedeutung des Denk-
mals auszeichnen. „Wer historische Spuren erhält und gleichzei-
tig neue Wege geht, macht sich um unsere Landschaft besonders 
verdient“, machte Bezirkstagspräsident Martin Sailer deutlich. 

Den mit 15.000 Euro dotier-
ten Preis erhielt die Gemeinde 
Hainsfarth für die Sanierung ei-
ner jüdischen Schule. 1810 er-
richtet, ist das Gebäude heu-
te nach aufwändigen Bauarbei-
ten - das Gebäude war in sei-
ner Substanz stark geschädigt, 
das Mauerwerk musste ausge-
tauscht, Decken, Fachwerks-
balken und der Dachstuhl re-
pariert, verstärkt oder erneu-
ert werden - zum Erinnerungs-
ort, Kulturort und Bürgerhaus 
geworden.

Jüdische Geschichte  
erlebbar gemacht

558.000 Euro kostete das Pro-
jekt, davon trug die Gemeinde 
173.500 Euro. Laut Bezirkshei-
matpfleger Dr. Peter Fassl ist die 
jüdische Geschichte Schwabens 
im Ries nach dem Verlust der 
Synagogen in Harburg, Nördlin-
gen und Oettingen in Hainsfarth 

nun wieder erlebbar geworden.
Der mit 7.500 Euro dotierte 

Sonderpreis, der zweimal ver-
geben wurde, ging an die Fami-
lie Schmölz, die ihr historisches 
Bauernhaus in Altstädten-Sont- 
hofen sanierte sowie an die Ge-
meinde Unteregg für die denk-
malpflegerische Sanierung des 
ehemaligen Pfarrhofs, der heute 
als belebtes Dorfgemeinschafts-
haus dient.

Modernes Wohnquartier

Einen undotierten Preis er-
hielten neben der Sozialbau 
Kempten GmbH auch die Stadt-
werke Augsburg. Während in 
Kempten die ehemalige Webe-
rei und Schlichterei aus der Mit-
te des 19. Jahrhunderts zu ei-
nem modernen Wohnquartier 
wurde, verwandelten die Stadt-
werke Augsburg ein historisches 
Ofenhaus in ein Theater und Re-
staurant. DK

Visualisierung der neuen Katastrophenschutzhalle im Landkreis Dachau. Bild: Rudolf Hörmann GmbH & Co. KGBild

Spatenstich in Hebertshausen/Landkreis Dachau:

Neue Katastrophenschutzhalle 
in Holzbauweise

Die Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG, ein Hallenbauer aus Buch-
loe im Allgäu mit über 60-jähriger Erfahrung im Agrar- und Ge-
werbebau, setzt mit dem Neubau der Katastrophenschutzhalle 
in Hebertshausen im Landkreis Dachau erstmalig im Wege einer 
Öffentlich-Privaten-Partnerschaft ein Bauprojekt um. Das Beson-
dere an diesem Neubau ist die Kombination aus Büro und Halle 
komplett in Holzbauweise.

Die neue Katastrophenschutz-
halle besteht aus Büro und Hal-
le und wird komplett aus Holz er-
richtet. Lediglich die Decke im 
Büro ist aus Schallschutzgründen 
als sogenannte HolzBeton-Ver-
bunddecke realisiert. Nach Fer-
tigstellung ist von außen von der 
Holzbauweise nichts mehr zu se-
hen, da sämtliche Wände ver-
putzt werden. Im Inneren des 
Büros wird alles mit Trocken-
bau verkleidet, so dass es für 
den Laien wie eine herkömmli-
che Bauweise aussieht. Ledig-
lich im Inneren der Halle ist Holz 
sowohl an den Wänden als auch 
im Dachbereich in seiner vollen 
Pracht sichtbar. 

Kurze Bauzeit

Durch die vorgefertigte Holz-
bauweise ist auch die Bauzeit re-
lativ kurz und für die Anwohner 
sehr geräuscharm realisierbar. 
Zwischen Katastrophenschutz-
halle und der Feuerwehr wird 

zusätzlich, ebenfalls von HÖR-
MANN, eine Kalthalle errich-
tet. Diese bietet z.B. Platz für ein 
Sandlager und einem Unterstand 
für Abrollbehälter.

Nachhaltige Bauweise

„Für uns ist es das erste Öffent-
lich-Private-Partnerschaft-Pro-
jekt (ÖPP). Wir freuen uns, dass 
wir mit unserer wirtschaftli-
chen und nachhaltigen Bau-
weise überzeugen konnten“, be-
tont Rolf Hörmann, Geschäfts-
führer der Rudolf Hörmann Gm-
bH & Co. KG. Der Neubau der 
Katastrophenschutzhalle ist zu-
gleich auch das erste Bauvor-
haben des Landkreises, das 
als PPP (Public-Privat-Partner- 
ship-Projekt) bzw. ÖPP (Öffent-
lich-Private-Partnerschaft-Pro-
jekt) umgesetzt wird. „Bei die-
sem Bauvorhaben können wir 
unsere gesamte Fachkompetenz 
im Holzbau ausspielen. So ent-
steht angefangen bei der Ent-

wurfsplanung über die kom-
plette Werkplanung bis zur Aus-
führung alles im eigenen Un-
ternehmen“, freut sich Michael 
Hörmann, Bereichsleiter Gewer-
bebau. 

Kombination  
aus Büro und Halle

Hörmann hat sich auf die 
Kombination aus Büro mit Hal-
le spezialisiert. Das Familienun-
ternehmen verfügt über mehr 
als 25 Jahre Expertise im Holz-
bau. Jährlich werden über 500 
Holzprojekte im betriebseige-
nen Zimmereibetrieb mit Fer-
tigungshallen und moderns-
ten Maschinenpark umgesetzt. 
Auch die erforderlichen Pla-
nungsleistungen werden im ei-
genen technischen Büro mit 100 
hauseigenen Technikern und In-
genieuren geplant.

Eckdaten

Eckdaten zum Neubau der Ka-
tastrophenschutzhalle in Holz-
bauweise:
• Voraussichtliche Bauzeit: ca. 
13 Monate
• Geplante Fertigstellung: Ende 
Oktober 2021
• Gebäudegröße insgesamt: 71 x 

21 m = 1.562 qm
• Halle ca. 22 x 53 m (ca. 
1.150 qm), angebauter Verwal-
tungsteil ca. 22 x 18 m
• Holzrahmenbau
• Stützenfrei
• Kalthalle mit 15 x 36 m

Die Rudolf Hörmann GmbH & 
Co. KG mit Sitz in Buchloe und 
Niederlassungen in Österreich 
und in der Schweiz plant und 
baut Hallen, Ställe sowie Reit-
anlagen. Die Dächer stattet der 
Spezialist für Agrar- und Gewer-
bebau mit Photovoltaikanlagen 
aus. Als Partner desMittelstands 
bietet das familiengeführte Un-
ternehmen mit über 60 Jahren 
Erfahrung alle Leistungen selbst 
an: Von der 3D-visualisierten 
Planung, der eigenen Fertigung 
am Plus-PlusEnergie-Standort  
Buchloe bis hin zur Montage. Mit 
seinen rund 700 Mitarbeitern re-
alisiert das Unternehmen jährlich 
rund 600 Gebäude und steht für 
Innovation und hohe Qualität. 
Weitere Informationen unter 
https://www.hoermann-info. 
com r

https://www.hoermann-info.
com
https://www.hoermann-info.
com
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Entscheidung des Landtagspräsidiums am Verfassungstag:

Gedenkobjekt für die Orte der  
Demokratie in Bayern steht fest

Die Mitglieder des Präsidiums des Bayerischen Landtags trafen am 
Verfassungstag einstimmig die Entscheidung über das Gedenk- 
objekt, das künftig an den ausgewählten Orten der Demokratie 
in Bayern auf deren Bedeutung hinweisen soll. Die Wahl fiel auf 
den Entwurf der Künstlergemeinschaft Ackstaller & Schweikl aus 
Kirchdorf (Hallertau), einen goldfarbenen Würfel mit Schriftzü-
gen, gefasst auf einer Steinsäule.

Das Gedenkobjekt wurde un-
ter enger Einbindung des wis-
senschaftlichen Beirates des 
Projektes und mit fachlicher Un-
terstützung des Berufsverban-
des der Bildenden Künstlerin-
nen und Künstler – Landesver-
band Bayern e.V. durch einen 
Wettbewerb gefunden.

Aigner: Demokratisches  
Gemeinwesen stärken

Landtagspräsidentin Ilse Aig-
ner: „Wir waren uns unter den 
Präsidiumsmitgliedern einig, 
dass dieser Entwurf die vorge-
gebenen Bewerbungskriterien 
in umfassender und hervorra-
gender Weise erfüllt. Er spricht 
auch junge Menschen an, über-
zeugt sowohl fachlich als auch 
künstlerisch und berücksich-
tigt zudem Gesichtspunkte 
der Barrierefreiheit. Ich freue 
mich sehr, dass wir mit der Be-
stimmung des Gedenkobjek-
tes nun einen weiteren wichti-
gen Schritt bei der Realisierung 
unseres Projektes „Orte der De-
mokratie in Bayern“ vorange-
kommen sind. Ich bin mir sicher: 
Damit werden wir unser demo-
kratisches Gemeinwesen künf-
tig stärken, und das ist gerade 
am heutigen Verfassungstag ein 
schönes und wichtiges Zeichen.“

Der Wettbewerb richtete 
sich an professionelle Künst-
lerinnen und Künstler mit ein-
schlägiger Erfahrung und war 
als sogenannter geschlosse-
ner Einladungswettbewerb an-
gelegt. Nach einer offenen Be-
werbungsphase im August 2020 
waren drei Bewerbungen ein-
gegangen, die nach eingehen-
der Beratung des wissenschaft-

lichen Beirates auch alle zur 
zweiten Phase des Verfahrens 
zugelassen wurden. Zur Unter-
stützung des Auswahlprozes-
ses wurde mit dem Berufsver-
band der Bildenden Künstlerin-
nen und Künstler – Landesver-
band Bayern e.V. auch externer 
kunstwissenschaftlicher Sach-
verstand einbezogen. 

Beurteilungskriterien

Maßgebliche Beurteilungskri- 
terien waren u. a. die Umset-
zung des Themas in künstle-
risch ansprechender Weise und 
in zeitloser Ästhetik, Umsetzung 
der vorgegebenen Gestaltungs-
vorgaben, Transport der Pro-
jektbotschaft und die sorgfälti-
ge Gestaltung und Tragfähigkeit 
des Herstellungskonzeptes.

Der Sieger-Entwurf zeigt auf 
den fünf sichtbaren Seiten eines 
goldfarbenen Würfels verschie-
dene thematische Aspekte, zum 
Beispiel den Schriftzug „ORTe 
DER DEMOKRATIE IN BAYERN“. 
Der Würfel besteht aus einer 
speziellen, äußerst korrosions-
beständigen Messinglegierung 
und ist gefasst auf einer Stein-
säule aus Kelheimer Marmor 
oder einem anderen ortstypi-
schen hochwertigen Stein.

Erinnerungskultur etablieren

Um Orte, an denen bayeri-
sche Demokratiegeschichte ge-
schrieben wurde, öffentlich 
sichtbar zu machen und in Erin-
nerung zu bringen, hat der Bay-
erische Landtag das Projekt „Or-
te der Demokratie in Bayern“ ins 
Leben gerufen. So will das Par-
lament das Bewusstsein für den 

Wert der Demokratie schärfen 
und eine Erinnerungskultur in 
Form einer aktiven Demokratie-
arbeit etablieren.

Das sind die Orte

An diesen Orten der Demo-
kratie in Bayern wird das Objekt 
aufgestellt werden:
• München, Maximilianeum: 
Seit 1949 Sitz des bayerischen 
Parlaments.
• Memmingen, Haus der Kra-
merzunft (1525): Bauernvertre-
ter fordern ihre Rechte ein
• Regensburg, Altes Rathaus 
(1594/ 1663 – 1806): Sitz des 
Immerwährenden Reichstags, 
der Ständevertretung im Heili-
gen Römischen Reich
• Gaibach (1828/ 1832): Verfas-

Unter dem Motto „Erdgas statt Öl“ informie-
ren die Energienetze Bayern (Netzbetreiber-
tochter der Energie Südbayern) aktuell Haus-
besitzer in ihrem Versorgungsgebiet, wie 
diese mit Investitionen in moderne und effizi-
ente Erdgas-Brennwerttechnik nicht nur den 
Geldbeutel, sondern in hohem Maße auch die 
Umwelt schonen. Nun wird der Verteilnetz-
betreiber auch auf anderer Ebene aktiv: „Im 
Verbund mit 32 weiteren Unternehmen des 
Gasfachs haben wir im Rahmen des Projek-
tes ‚H2vorOrt‘ einen Plan erarbeitet, wie die 
Erdgasinfrastruktur fit für klimaneutrale Gase 
und Wasserstoff gemacht werden kann“, er-
läutert Michael Schneider, Geschäftsführer 
der Energienetze Bayern. „Unser gemeinsa-
mes Anliegen ist es, ein konkretes Szenario 
aufzuzeigen, wie eine regionale und sichere 
Versorgung mit klimaneutralen Gasen bun-
desweit ausgestaltet werden kann.“

Um bis zum Jahr 2050 das große Ziel „Kli-
maneutralität“ zu erreichen, ist es notwendig, 
den Anteil erneuerbarer Energien deutlich zu 
steigern und diese der Industrie, der Mobili-
tät und dem Wärmemarkt unkompliziert zur 
Verfügung zu stellen. Klimaneutrale Gase und 
insbesondere Wasserstoff spielen hierbei ei-
ne besondere Rolle – und damit auch die Erd-
gas-Verteilnetze, über die die umweltfreundli-
che Energie zu den Verbrauchern gelangt.

Regionales Gasnetz  
ist Baustein der Energiezukunft

Das Erdgas-Verteilnetz ist mit einer Vielzahl 
angeschlossener Kunden ein wesentlicher Bau-
stein für die CO2-neutrale Zukunft des Energie-
marktes. Wie heute bereits Erdgas, kann künf-
tig auch Wasserstoff als Energieträger über die 
regionale Gasinfrastruktur jedermann zur Ver-

fügung gestellt werden und sowohl die regio-
nale Industrie als auch die Wärmeversorgung 
der Haushalte dekarbonisieren.

Der Plan, mit dem die im Projekt „H2vor- 
Ort“ zusammengeschlossenen Unternehmen 
das Erdgasnetz transformieren wollen, um-
fasst drei Schritte: die Schaffung eines überre-
gionalen Erdgasnetzes als „Rückgrat“ der Ver-
sorgungsinfrastruktur, den Aufbau dezentraler 
Erzeugungsanlagen in Deutschland sowie die 
Einspeisung von Biomethan und klimaneutra-
lem synthetischen Methan. Damit sollen die 
infrastrukturellen Grundlagen geschaffen wer-
den, um in den nächsten Jahren eine ausrei-
chende Verfügbarkeit von Wasserstoff und an-
deren erneuerbaren Gasen zu gewährleisten.

Steigender Anteil  
klimaneutraler Gase im Netz

Eine Versorgung mit Wasserstoff und klima-
neutralen Gasen über die Verteilnetze ist nicht 
nur sinnvoll, sondern auch technisch möglich. 
Die Energienetze Bayern haben sich gemein-
sam mit den ihren Projektpartnern vorgenom-
men, den Anteil erneuerbarer Gase im Netz in 
mehreren Schritten zu erhöhen – von zunächst 
20 Prozent bis auf 100 Prozent im Jahr 2050. 
Bereits heute werden in das 9.875 Kilometer 
lange Netz der Energienetze Bayern jährlich ca. 
200 Mio. Kilowattstunden Biogas eigespeist. 
Um den Transformationsprozess der Gasver-
teilnetze weg von fossiler und hin zu CO2-neu-
traler Energie zügig voranzubringen, arbeiten 
die Projektpartner intensiv an der Überarbei-
tung der technischen Regeln und Normen so-
wie der Anpassung gesetzlicher Regelungen. 
Somit soll der schnelle Aufbau eines Marktes 
für den Energieträger Wasserstoff vorange-
bracht werden.  r

Regionale Energiewende  
mit Wasserstoff

Energienetze Bayern forcieren das Erdgasnetz der Zukunft

sungssäule und Gaibacher Fest
• München, Prannerstraße 8 
(1818 – 1934): Sitz des Bayeri-
schen Landtags von 1918 bis 
1933/34
• Nürnberg, Saalbau des Indus-
trie- und Kulturvereins (1919): 
Gründungsort des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbunds
• Bamberg, Spiegelsaal der Har-
monie (1919): Verabschiedung 
der ersten demokratischen Ver-
fassung des Freistaats Bayern
• Vilshofen an der Donau 
(1919): „Geburtsort“ des politi-
schen Aschermittwochs
• Wohlmuthshüll (1945): Erste 
freie Wahlen nach dem Ende 
der NS-Herrschaft
• München, Große Aula der 
Ludwig-Maximilians-Universi-
tät (1946): Tagungsort der „Ver-
fassungsgebenden Landesver-
sammlung“
• Herrenchiemsee, Altes Schloss 
(1948): Verfassungskonvent
• Passau (1952): Europäische 
Wochen der Europa-Union
• Ermershausen (1978): Protest 
gegen die Eingemeindung.  r

Texte zur Kommunalpolitik in Bayern:

Zukunft vor Ort
„Zukunft vor Ort“ ist das Motto, unter dem Aufsätze und In-

terviews zu aktuellen Themen der Kommunalpolitik versam-
melt sind. Die Publikation mit Beiträgen von Expertinnen und 
Experten konzentriert sich auf die rechtlichen und politischen 
Grundlagen der Kommunalpolitik, auf ausgewählte Zukunftsvi-
sionen sowie auf die Frage nach Partizipation und Interaktion 
auf kommunaler Ebene. 

Gleichzeitig soll der Blick von der „Arbeitsebene“ aus zeigen, 
wie vielgestaltig und herausfordernd die Arbeit vor Ort in die-
sen dynamischen Zeiten aussieht. Das Textangebot wird durch 
InfoGrafiken ergänzt.

Die Publikation versteht sich als Angebot, die elementare Ba-
sispolitik, die den Alltag der Menschen entscheidend prägt, 
stärker in den Blick zu nehmen. Sie wendet sich sowohl an Prak-
tiker in der Kommunalpolitik als auch an alle Interessierten.

Herausgeber sind die Bayerische Landeszentrale für politi-
sche Bildungsarbeit und die Akademie für Politische Bildung.

h t t p s : // w w w . b l z . b a y e r n . d e / p u b l i k a t i o n / z u -
kunft-vor-ort-kommunalpolitik-in-bayern.html  r

Die Wende kommt
Das Netzwerk Junge Bürgermeister diskutiert online  

über Mobilität im ländlichen Raum
Von Ulf Buschmann

Die Gemeinde Ruhpolding hat Mut bewiesen. Kostenloses Par-
ken gibt es im Ort nicht mehr. Im Gegenteil, wer als Autofahrer im 
Ortskern der Gemeinde mit ihren knapp 7.100 Einwohnern par-
ken möchte, zahlt acht Euro. Dies sei vergleichsweise viel Geld, 
meint der Erste Bürgermeister Justus Pfeifer. Im Gegenzug gebe 
es einen Einkaufsgutschein. Was anderswo kaum gelingt, nämlich 
den Autoverkehr aus den Zentren der kleinen und mittleren Städ-
te und Gemeinden herauszuhalten, sei in Ruhpolding gelungen, 
erklärt Pfeifer nicht ohne Stolz.

Um auf diesem Wege mehr 
Lebens- und Aufenthaltsquali-
tät zu erreichen, bedürfe es aber 
des Willens von Politik und Ver-
waltung, das Ziel durchzuset-
zen. Nicht nur Pfeifer bekräftigte 
dies. Andreas Borgmann, Mobi-
litätsplaner der Stadt Neu-Ulm, 
stieß ins gleiche Horn. Beide, 
der Schwabe und der Oberbay-
er, wissen: Für ein Konzept, wie 
es in Ruhpolding funktioniert, 
ist ein langer Atem notwendig. 
Denn nicht nur Politik und Ver-
waltung, auch die Akteure der 
Stadtgesellschaft wie die Gewer-

betreibenden müssten einge-
bunden werden.

Das Ruhpoldinger Modell ist 
eines der Beispiele, wie Mobi-
lität im ländlichen Raum in der 
Zukunft aussehen kann. Über 
dieses Thema diskutierten Mit-
glieder des Netzwerks Junge 
Bürgermeister Anfang Dezem-
ber in einer Onlinekonferenz. 
Dabei zeigte sich: Die Mobilität 
der Zukunft im ländlichen Raum 
brennt allen unter den Nägeln. 
Und: Fachleute wie Dr. Man-
fred Michl vom Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und 
Heimat (BMI) und Maximilian 
Rohs, Senior Manager für Infra-
struktur und Mobilität des Bera-
tungsunternehmens Price Wa-
terhouse Coopers (PwC) waren 
überzeugt, dass sich die Mobili-
tätswende mittel- und langfris-
tig nicht aufhalten lässt.

Integrierte, intelligente  
Konzepte sind gefragt

Rohs zeigte in seinem Impuls-
vortrag: Noch immer leben rund 
50 Prozent der Deutschen in 
ländlichen Räumen. Mobilität, 
so der PwC-Fachmann, sei nicht 
nur eine Frage des Verkehrs. 
Angesichts der älter werden-
den Bevölkerung habe Mobilität 
auch etwas mit Daseinsvorsorge 
und gesellschaftlicher Teilhabe 
zu tun. Für die Zukunft seien in-
tegrierte, intelligente Konzepte 
erforderlich. Rohs stellte die Ge-
genwart gegenüber: Angesichts 
fehlender Infrastruktur und An-
gebote sind Menschen in ländli-
chen Räumen zu 80 Prozent mit 
dem Auto unterwegs.

Lösungsvorschläge

Rohs hatte vier Lösungsvor-
schläge im Gepäck: Den öf-
fentlichen Nahverkehr auf die 
Hauptachsen einer jeden Re-
gion mit Zulauf auf die Mittel- 
und Oberzentren konzentrieren, 
On-Demand-Angebote ausbau-
en, Sharing-Angebote aufbauen 
und das ehrenamtliche Engage-
ment von Menschen mit ein-
beziehen. Letzteres gibt es be-
reits im Bereich der Bürgerbus-
se. Rohs sprach sich dabei ge-
gen Insellösungen aus. Vielmehr 
müssten alle Angebote auf einer 
Plattform beziehungsweise ei-
ner App gebündelt werden.

Das alles gehe zwar auf den 
ersten Blick ins Geld – laut Rohs 
wird der Zuschussbedarf für den 
öffentlichen Nahverkehr von 
200 Millionen Euro im Jahr 2018 
auf etwa 900 Millionen 2030 
steigen. Jedoch: Jeder in den 
Nahverkehr investierte Euro ha-
be einen Nutzen für die Region. 
Der Faktor liege heute bei 2,5 
und werde 2030 bei 3,8 liegen.

Forschungsprojekt  
zum autonomen Verkehr

Wie die Mobilität der Zukunft 
praktisch aussehen kann, wur-
de in einer Präsentation von Do-
minik Brasch, Bürgermeister der 
Stadt Bad Soden-Salmünster, 
klar. Die Kommune beteiligt sich 
an einem Forschungsprojekt der 
Fachhochschule Frankfurt zum 
autonomen Verkehr: Ein Fahr-
zeug ist im Kurgebiet von Bad 
Soden unterwegs – zurzeit aller-
dings noch mit einem menschli-
chen Operator an Bord.

In der Gemeinde Haßmers-
heim in Baden-Württemberg 
geht es da analoger zu. Dort, so 
erläuterte Bürgermeister Mi-
chael Salomo, habe die Gemein-
de einen Bürgerbus angeschafft. 
Dieser sei seit 2019 unterwegs 
und werde bei der Bevölkerung 
gut angenommen. 

Der Bürgerbus verkehrt inner-
halb in der Gemeinde im Ein-
Stunden-Takt und hält für die 
Bürger auch abweichend von 
der festgelegten Route. Dieses 
sei gerade für ältere, in ihrer 

Mobilität eingeschränkte Men-
schen wichtig.

Gerade erst wenige Wochen 
online „Das Nachschlagewerk 
rund um das Thema Mobilität 
vor Ort“ – der Untertitel für die 
Plattform Mobilikon. Das Pro-
jekt stellten BMI-Mann Michl 
und Manuela Schade vom Bun-
desinstitut für Bau, Stadt und 
Raumforschung (BBSR) vor. Mo-
bilikon sei eine Wortkombinati-
on von Mobilität und Lexikon. 
Dahinter stecke die Absicht, ei-
nen Überblick über Angebote 
und Projekte zum Fortkommen.

Plattform Mobilikon

Doch nicht nur das, wer sich 
auf der Seite unter www.mo-
bilikon.de umschaut, entdeckt 
zahlreiche Beispiele aus der Pra-
xis wie die „PlusBusse“ im Land-
kreis Potsdam-Mittelmark, kann 
sich über Maßnahmen wie Rad-
schnellwege und die entspre-
chenden Verwaltungsvereinba-
rungen dazu informieren und 
kommt zum Partnernetzwerk 
„Nationales Kompetenznetz-
werk für nachhaltige Mobilität“ 
(NaKoMo).

Natürlich sei Mobilikon mit 
seinem derzeitigen Umfang erst 
der Anfang. Das betreuende 
BBSR beziehungsweise das BMI 
möchten das Angebot zügig aus-
bauen. Michl forderte die Teil-
nehmer der Online-Konferenz 
deshalb aus, Informationen und 
Erfahrungen aus allen Bereichen 
der Mobilität zu liefern.  r

Pilotprojekt „Büropraktiker 
Leichte Sprache“

Inklusion: Bezirk Schwaben bietet einen von bundesweit 
dreizehn Praxisstellen an

Kurze Sätze, einfache Wörter und Bilder – das sind drei Merkmale 
der „Leichten Sprache“. Zum Einsatz kommt sie, damit beispiels-
weise Menschen mit Behinderung, einer Lern- oder Leseschwä-
che oder mit Migrationshintergrund, Inhalte leichter verstehen 
können. Ein neues bundesweites Projekt „Fachkraft Leichte Spra-
che“ mit 13 Plätzen qualifiziert Menschen mit Lernschwierigkei-
ten im dualen Modell aus Theorie und Praxis zum „Büropraktiker 
Leichte Sprache“. 

Einen davon bietet der Bezirk 
Schwaben in Kooperation mit 
dem Projekt „Fachkraft Leich-
te Sprache“ und den Ulrichs-
werkstätten Hochfeld der Ca-
ritas Augsburg Betriebsträger 
(CAB) über einen ausgelagerten 
Arbeitsplatz für Werkstatt-Be-
schäftigte an. „Wir sind stolz da-
rauf, mit diesem tollen Projekt 
zur Inklusion und folglich zur 
Chancengleichheit beitragen zu 
können“, betont Bezirkstagsprä-
sident Martin Sailer. 

Er begrüßte Denis Schrei-
ber zum Projektstart in der Be-
zirks-Hauptverwaltung. „Mir ist 
wichtig, dass jeder das gleiche 
Recht hat zu verstehen“, betont 
Schreiber. „Mein Ziel ist, dass 
Informationsmaterial in leich-
ter Sprache, vor allem in Behör-
den, verfügbar ist und öffentlich 
ausliegt. Wenn man danach fra-
gen muss, ist das oft mit Scham 
oder der Angst, ausgelacht zu 
werden, verbunden.“ Im kom-

menden Jahr wird Schreiber ver-
schiedene Stationen der Haupt-
verwaltung wie die Post- und 
Pressestelle durchlaufen, das 
Projekt „Leichte Sprache“ vor-
anbringen und nach erfolgrei-
chem Abschluss „Büropraktiker 
für Leichte Sprache“ sein. 

Im Rahmen des Projektes ar-
beitet Schreiber mit so genann-
ten Übersetzern zusammen, die 
schwer verständliche Begriffe, 
beispielsweise in Gesetzestex-
ten und in der Behördenspra-
che, in leichte Sprache umwan-
deln. Schreibers Aufgabe ist es 
zu prüfen, ob er die übersetz-
ten Texte versteht: Dies ist Vor-
aussetzung dafür, dass auch an-
dere, für die schwierige Texte 
im Alltag eine Hürde darstellen, 
diese verstehen können. 

Landrat Sailer möchte Denis 
Schreiber gerne fest beim Be-
zirk anstellen, damit die Fachab-
teilung langfristig von seiner 
Komptenz profitieren.   r

https://www.blz.bayern.de/publikation/zukunft-vor-ort-kommunalpolitik-in-bayern.html 
https://www.blz.bayern.de/publikation/zukunft-vor-ort-kommunalpolitik-in-bayern.html 
http://www.mobilikon.de
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GZ ZU GAST BEI ...

Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Stadt Zirndorf, ca. 26.000 
Einwohner.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

01.05.2006.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Mein Vor-Vorgänger, Alt-
bürgermeister Virgilio Rösch-
lein, war mein Nachbar und 
hat mich „bearbeitet“, bis ich 
1984 erstmals für den Stadt-
rat antrat. Seine Persönlich-
keit und sein Wille, etwas für 
Zirndorf erreichen und verbes-
sern zu wollen, haben mich seit 
jeher beeindruckt und letztlich 
überzeugt.

dorf, die Planung einer neuen 
Feuerwache und natürlich (lei-
der) Corona. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Wir wollen ein neues Gewer-
begebiet schaffen, die Digitali-
sierung von Schulen und Ver-
waltung beschäftigt uns und 
auch Corona lässt uns sicher 
nicht los. 
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-
nen und Kollegen?

Lasst euch nicht entmuti-
gen, auch wenn es mal etwas 
länger dauert. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen 
und Kollegen / Bürgerinnen 
und Bürger / Mitarbeiterin-

Thomas Zwingel
Erster Bürgermeister der Stadt Zirndorf 

Erster Vizepräsident und stv. Bezirks-
verbandsvorsitzender des Bayerischen 

Gemeindetags Bezirk Mittelfranken

Wie haben Sie sich vorbereitet? 
Ich bin 1990 in den Stadtrat und den Kreistag 

gewählt worden, wurde 1995 Fraktionsspre-
cher der SPD, 2002 Zweiter Bürgermeister. Zu-

dem bin ich „gelernter“ Verwaltungsbeamter, 
was mir natürlich den Einstieg enorm erleich-
tert hat.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Die Sanierung unserer Altstadt und der Aus-
bau der Kinderbetreuung waren die Hauptthe-
men damals.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Der Neubau einer Kita im Stadtteil Winters-

nen und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre 
Entscheidungsfindung ein?

Regelmäßige Abteilungsleiterbesprechungen, 
Rücksprachen mit den einzelnen Mitarbeitern 
sind bei uns Standard. Wann immer möglich, 
beziehen wir die Bevölkerung in Bürgerbeteili-
gungsprojekten und Workshops mit ein.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Das Thema „Digitalisierung“ wird uns in Ver-
waltung und Politik nicht mehr loslassen. Unser 
Sitzungsdienst, der Abruf von diversen Verwal-
tungsleistungen und und und, alles digital. Das 
wird sicher noch weiter ausgebaut werden müs-
sen. Und auch das Thema „Mobiles Arbeiten“ 
oder „Home Office“ wird Auswirkungen haben 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Da bricht vielleicht der alte Lateiner durch: 
„Was auch immer du tust, tue es mit Verstand 
und bedenke das Ende.“
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Das überlasse ich den Bürgern. Mir würde 
das „fränkische Lob“ reichen: „Bassd scho“. r

Würzburg ist Modellort
Studie zur Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Akteuren im Bildungssektor

Bildung wird längst nicht mehr nur von öffentlicher Seite gestal-
tet. Zahlreiche zivilgesellschaftliche Akteure, wie Stiftungen, Ver-
eine und Initiativen, tragen heutzutage zur Vielfalt der Bildungs-
angebote bei – auch in Würzburg. Die kreisfreie Stadt wurde jetzt, 
zusammen mit Eisenach und den Landkreisen Nordhausen und 
Forchheim, als Modellort für das Forschungsprojekt ZivilKoop 
ausgewählt, das die Kooperationsbeziehungen zivilgesellschaftli-
cher Akteure im Bildungsbereich untersucht.

Durchgeführt wird das For-
schungsprojekt vom Deutschen 
Jugendinstitut (DJI), dem größ-
ten außeruniversitären sozial-
wissenschaftlichen Forschungs-
institut im Bereich Kinder, Ju-
gendliche, Frauen und Fami-
lie. Die Studie ist auf drei Jahre 
angelegt und wird durch Mittel 
des Europäischen Sozialfonds 
sowie Bundesmittel finanziert. 
In einem ersten Schritt werden 
nun empirische Untersuchun-
gen durchgeführt, die dabei hel-
fen sollen, einen Überblick über 
alle Bildungsakteure, die ver-
schiedenen Angebote und ihre 
Zielgruppen zu erhalten. Zu die-
sem Zweck werden derzeit Um-
fragen unter den entsprechen-
den Akteuren durchgeführt. Sie 
laufen noch bis Ende Dezember. 

Folgende Fragen  
werden untersucht:

• Wie beschreiben zivilgesell-
schaftliche Organisationen ihre 
Arbeit und ihr Engagement?
• Welches Bildungsverständnis 
legen zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen ihrer Arbeit zu-
grunde?
• Was sind die wichtigsten Be-
weggründe von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen Koopera- 

tionsbeziehungen aufzunehmen?
• In welchen Formen erfolgt 
der Austausch zwischen Koope-
rationspartnern und wie inten-
siv sind die Kooperationsbezie-
hungen?
• Wie werden die kommunalen 
Kooperationsbeziehungen sei-
tens der zivilgesellschaftlichen 
Organisationen bewertet?

Einbindung der Modellorte

Bereits in diesen Prozess sind 
die Modellorte aktiv mit einge-
bunden, indem sie die Möglich-
keit haben eigene Forschungs-
fragen im Fragebogen zu plat-
zieren. Außerdem ist das DJI an 
den Einschätzungen der Fach-
stellen mit Bildungsplanungs-
bezug interessiert. Daher finden 
regelmäßige Interviews und vir-
tuelle Austauschmeetings mit 
Mitarbeitern des Sozialreferats 
und des Bildungsbüros statt. Na-
dine Bernard, Leiterin des Bil-
dungsbüros der Stadt Würz-
burg, freut sich, Teil des Pro-
jektes zu sein: „Der Mehrwert 
für die Kommune ist groß, denn 
durch die Teilnahme an dem 
Forschungsprojekt erhalten wir 
einen tieferen Einblick in die 
große Bandbreite an zivilgesell-
schaftlichen Akteuren und Orga-

nisationen in Würzburg. Gerade 
in Bezug auf deren Bildungsorte 
und Bildungsangebote sind wir 
sehr neugierig auf die Ergebnis-
se der derzeit laufenden Online-
befragung.“

Im weiteren Verlauf soll es 
bei der Studie auch darum ge-
hen, auf Basis der gewonnenen 
Informationen und in Zusam-
menarbeit mit den Bildungsak-
teuren vor Ort eine Strategie zur 
kooperativen, bedarfsgerech-
ten Weiterentwicklung der Bil-
dungslandschaft zu erreichen.

„Wir sind stolz darauf, als ei-
ner von 4 Modellorten bei dem 
Forschungsvorhaben dabei zu 
sein und dadurch dem für eine 
vielfältige Bildungslandschaft 
so wichtigen Sektor zivilgesell-
schaftlicher Akteure und Orga-
nisationen noch mehr Aufmerk-
samkeit zu schenken“, sagt Ju-
dith Jörg, Bürgermeisterin und 
Leiterin des Bildungs-, Schul- 
und Sportreferats.

Registrierung

An der Studie interessierte 
Vereine und Stiftungen, die kei-
ne Einladung erhalten haben 
und sich trotzdem angespro-
chen fühlen, können sich über 
den ZivilKoop-Projektblog zur 
Teilnahme an der Befragung re-
gistrieren: https://zivilkoop.de/
zivilkoop-online-survey/https//
zivilkoop.de-online-survey/  r

Auszeichnung für Stadtbücherei Würzburg:

Gütesiegel „Bibliothek –  
Partner der Schulen“ 

Die Stadtbücherei Würzburg wurde zum 9. Mal in Folge mit dem 
Gütesiegel „Bibliotheken – Partner der Schulen“ ausgezeichnet. 
Diese Auszeichnung wird seit 2006 jährlich bzw. zweijährlich vom 
Bayerischen Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst und 
dem Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
vergeben. Sie würdigt das große Engagement von Bibliotheken 
hinsichtlich der Kooperation mit Schulen in den Bereichen Lese-
förderung, Lesesozialisation und Vermittlung von Informations- 
und Medienkompetenz.

Das Angebot der Würzburger 
Stadtbücherei für Schulen um-
fasst alle Jahrgangsstufen und 
folgt einer systematischen Ab-
folge einzelner aufeinander auf-
bauender Module. Darunter fal-
len u.a. Klassenführungen wie 
die spielerische Bibliotheks- 
einführung „Die Reise zum Bü-
chereistern“, die Recherchefüh-
rung „Eine Reise um die Welt“ 
oder die Bücherschatzführung 
für Grundschulen. 

Schülerinnen und Schüler der 
5. und 6. Jahrgangsstufen kön- 
nen die Bücherei bei der  
Action-Bound-Rallye mit Tablets 
multimedial erkunden. Das Book- 
Casting oder die Book-Slam®- 
Veranstaltungen sollen Spaß 

am Lesen wecken, während die 
Schülerinnen und Schüler bei 
den Jugendbuchwochen die Be-
gegnung mit „echten“ Autorin-
nen und Autoren im Rahmen 
von Vorleseaktionen, Schreib-
werkstätten und Lesungen er-
leben. 

Gefahren im Netz

Der Workshop „#netzfallen“ 
veranschaulicht den Teens, wel-
che Gefahren im Netz lauern 
können und nicht zuletzt vermit-
teln die Recherchetrainings für 
unterschiedliche Klassenstufen 
profunde Kenntnisse zum Auf-
finden von Sachinformationen 
für Referate oder Facharbeiten.

Von den 300 Veranstaltun-
gen, die die Kinder- und Jugend-
bücherei jährlich – von den Bü-
cherbabys bis zum Erreichen 
des Schulabschlusses – anbie-
tet, richten sich rund 200 an 
Schulklassen. Damit erreicht die 
Stadtbücherei mehr als 5.300 
Schülerinnen und Schüler.

Individuelle Medienkisten

Darüber hinaus stehen den 
Lehrkräften Klassensätze mit 
Unterrichtsmaterialien zur Aus-
leihe zur Verfügung. Medienkis-
ten mit Kinder- und Jugendro-
manen zur Ergänzung der Klas-
senbücherei oder zu den ver-
schiedensten Sachthemen 
werden vom Büchereiteam für 
die einzelnen Lehrkräfte indivi-
duell zusammengestellt.

Wissenschafts- und Kunstmi-
nister Bernd Sibler und Kultus-
minister Michael Piazolo haben 
in diesem Jahr insgesamt 76 Bib-
liotheken aus allen bayerischen 
Regierungsbezirken, darunter 
36 kommunale Bibliotheken, 
mit dem Gütesiegel „Bibliothe-
ken – Partner der Schulen“ aus-
gezeichnet. Beide heben die Rol-
le der Bibliotheken als verlässli-
che Partner der Schulen hervor 
und loben sie in ihrem Engage-
ment, junge Menschen für das 
Lesen zu begeistern und sie so in 
ihrer Lesekompetenz zu stärken. 
Bibliotheken werden durch die 
Auszeichnung als Bildungspart-
ner und Lernbegleiter wertge-
schätzt, da sie einen wichtigen 
bildungspolitischen und gesell-
schaftlichen Beitrag im Bereich 
der Leseförderung und der Ver-
mittlung von Informationskom-
petenz und Recherchefähigkei-
ten leisten.

Weitere Informationen zum 
umfangreichen Angebot der 
Stadtbücherei für Schulklassen: 
www.stadtbuecherei-wuerz-
burg.de  r

Vorne: Liv Heim (r) und Angelika Riedel: Mitarbeiterinnen der 
Stadtbücherei; hinten: Martha Maucher (Leiterin der Stadtbüche-
rei) und Oberbürgermeister Christian Schuchardt  Bild: Manfred Ullrich

Lagerung des Corona-Impfstoffs:

Erste Ultratiefkühlschränke 
ausgeliefert

Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml  
besuchte Lagerzentrum für Impfstoffe in Oberfranken

Die Vorbereitungen für Corona-Impfungen in Bayern schreiten 
weiter voran. Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml er-
läuterte in München dass die bayernweite Auslieferung der  
Ultratiefkühlschränke an die entsprechenden Lagerzentren in den 
Regierungsbezirken inzwischen abgeschlossen sei. Bayern habe 
bereits frühzeitig mit der Beschaffung wichtiger Sachmittel für 
die Corona-Impfungen begonnen, damit nach der für Dezember 
oder Januar erwarteten Auslieferung des Impfstoffs umgehend 
mit den Impfungen begonnen werden könne. 

Die Ministerin hatte anlässlich 
der ersten Lieferungen das Impf-
stoff-Lagerzentrum in Oberfran-
ken besucht, um sich selbst vor 
Ort ein Bild zu verschaffen. Aus 
Sicherheitsgründen gibt das Mi-
nisterium die Ortsnamen der-
zeit nicht bekannt.

Ministerin Huml geht davon 
aus, dass im Freistaat Bayern 
bis Mitte Dezember ein soli-
des Fundament für die Imp-
fungen geschaffen ist. „Da-
zu gehört nicht nur der uner-
müdliche und hochengagierte 
Einsatz der Verantwortlichen 
in den Kreisen und Städten so-
wie der Verbände und Organi-
sationen, sondern auch kluge 
und rechtzeitige Beschaffun-
gen“, so die Ministerin.

Sehr hohe technische  
Anforderungen an Qualität 
und Sicherheit

Die Ultratiefkühlschränke ge-
währleisten bayernweit die 
Möglichkeit einer gleichzeitigen 
Einlagerung von bis zu drei Mil- 
lionen Impfdosen mit einem 
entsprechenden Kühlbedarf. 
Die 40 Ultratiefkühlschrän-
ke verfügen über besondere 
Schutzmaßnahmen zur Ausfall-
sicherheit und sind in den Lie-
ferzentren an ein entsprechen-
des Überwachungssystem an-
geschlossen.

Weitere Geräte wurden be-
reits auch an Lagerzentren in 
Unterfranken, Schwaben und 
Mittelfranken geliefert. Die Be-
lieferung und Inbetriebnahme 

an den restlichen Standorten 
war bis zum 11. Dezember 2020 
abgeschlossen.

Differenziertes  
Anforderungsprofil

Die bislang bekannten Impf-
stoff-Kandidaten haben nach 
bisher vorliegenden Informati-
onen sehr unterschiedliche An-
forderungen an die Liefer- und 
Lagerungslogistik. Ein bereits 
in der Zulassungsprüfung be-
findlicher Impfstoff der Firma 
BioNTech benötigt dazu bei-
spielsweise eine Temperatur 
von -75 Grad bei Transport und 
Lagerung.

Die Impfstoffe von BioNTech 
werden passiv mit Trockeneis 
gekühlt vom Hersteller bei den 
Lagerzentren angeliefert und 
dann in die Ultratiefkühlschrän-
ke von speziell geschultem Per-
sonal eingelagert.

Weitere Verteilung  
durch Kühllogistiker

Von den Lagerzentren über-
nimmt ein Kühllogistiker, je nach 
Impfstoffbedarf der regionalen 
Impfzentren, die weitere Vertei-
lung des BioNTech-Impfstoffs. 
Dieser Impfstoff kann nach der 
Entnahme aus den Lieferzentren 
und der Verteilung an die regio-
nalen Impfzentren auch in nor-
malen Arzneimittelkühlschrän-
ken gelagert werden, sodass die 
Impfzentren keine speziellen 
Hochleistungskühlschränke be-
nötigen.  r

https://zivilkoop.de/zivilkoop-online-survey/https//zivilkoop.de-online-survey/
https://zivilkoop.de/zivilkoop-online-survey/https//zivilkoop.de-online-survey/
https://zivilkoop.de/zivilkoop-online-survey/https//zivilkoop.de-online-survey/
http://www.stadtbuecherei-wuerzburg.de
http://www.stadtbuecherei-wuerzburg.de
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„Wir sind in einer Zeit 
hoffnungsvoller Erwartung. 
Wenn er kommt, sollte sich 
allmählich alles zum Besse-
ren wenden.“ Mein Chef, der 
Bürgermeister, hat einen für 
meinen Geschmack zu weih-
nachtlichen Ton gewählt, als 
er in dem im Aufbau befindli-
chen Impfzentrum in unserer 
Stadt einen kurzen Besuch 
machte. 

Aber ich denke, die Zuhö-
rer werden es ihm nachse-
hen. Nachdem ja noch keine 
wirksame Therapie gegen COVID-19 gefunden 
wurde, ist halt für den Chef wie für viele an-
dere Mitbürger „er“, der Impfstoff, die derzeit 
beste Hoffnung auf ein sich wieder normalisie-
rendes Leben.

Noch steht ja wohl nur fest, dass die Impfung 
freiwillig sein wird, aber der Impfstoff nicht frei 

verfügbar sein soll, sondern in Tranchen beson-
deren Gruppen zugänglich gemacht wird. Was 
allerdings bisher an Empfehlungen verschiede-
ner Gremien an die Öffentlichkeit gekommen 
ist, lässt einen ratlos zurück. Ein primär am Al-
ter orientiertes System nach dem Motto: Je äl-
ter, desto eher geimpft. Wenn das so kommt, 
werden wir wahrscheinlich das einzige Land 
sein, das die Menschen, die die Gesellschaft 
am Laufen halten, also Polizisten, Feuerwehr-
ler, Notfallsanitäter, Lehrkräfte, Erzieher oder 
die Entscheidungsträger in Behörden, die Ver-
antwortung für viele Menschen tragen, erst 
unter „ferner liefen“ in der Priorität führt und 
weiß der Henker wann erst impfen wird.

Wer natürlich wieder gar nicht in der Priori-
tätenliste vorkommt sind die jungen Leute. In 
einer Sonntagszeitung war von einem 28jähri-
gen zu lesen, der aufgrund einer Muskelerkran-
kung zur red-level-Risikogruppe gehört, sich 
seit Februar nur für unaufschiebbare Behand-
lungen aus dem Haus traut und der – würde das 
empfohlene Szenario Wirklichkeit – zusehen 
müsste, wie ein 70jähriger Träger des golde-
nen Sportabzeichens statt seiner geimpft wird.

Das ist so typisch für den gesamten Um-
gang mit den jüngeren Generationen während 
der Pandemie. Wie vielen anderen auch, geht 
mir dieses ewige bashing der Jüngeren abso-
lut ge-gen den Strich. Immer und überall wird 
gefordert, dass die Jungen solidarisch sein sol-

len und die Älteren schüt-
zen. Schaut man aber ge-
nau hin, wird der älteren Ge-
neration außer den Besuchs- 
einschränkungen in den Al-
tern- und Pflegeheimen rein 
gar nichts zugemutet. So-
gar die Renten sollten trotz  
schwerer Wirtschaftskrise stei- 
gen, während man den ak-
tiven Generationen einen 
Schuldenberg vor die Nase 
setzt, an dem noch die heu-
te Ungeborenen knabbern 
müssen.

Dagegen die Jungen: Einschränkungen in 
der Schulbildung durch Schulschließungen und 
Wechselunterricht. Bisher haben es die Lehr-
kräfte sicherlich ganz gut hingekriegt, aber 
spätestens in der Ausbildung und im Studium 
werden sich die Lücken bemerkbar machen. 
Stichwort Studium: Manche Erstsemester ken-
nen ihren Studienort nur von der Landkarte, 
weil ganze Studiengänge seit März komplett 
digital durchgeführt werden – kann man auch 
von Muttern zuhause aus teilnehmen. Aus-
tausch mit Gleichaltrigen? Diskussionen? Flir-
ten? Fehlanzeige! Und sage mir niemand, der 
auch einmal jung war, dass das alles nur Luxu-
sprobleme seien.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist auch be-
sorgt, dass die Freundschaft der Generationen 
gegenwärtig auf eine harte Probe gestellt wird. 
Natürlich müssen alle Maßnahmen den Ge-
sundheitsschutz für alle in den Blick nehmen. 
Aber von den jungen Generationen zu verlan-
gen, nur zu funktionieren und ihre Bedürfnisse 
nicht zu sehen, wird einer solidarischen Gesell-
schaft nicht gerecht. Vielleicht können die kom-
menden Tage etwas zum Innehalten und Nach-
denken anregen, im Sinne des früheren ameri-
kanischen Präsidenten Calvin Coolidge: „Weih-
nachten ist kein Zeitpunkt und keine Jahreszeit, 
sondern eine Gefühlslage. Frieden und Wohl-
wollen in seinem Herzen zu halten, freigiebig 
mit Barmherzigkeit zu sein, das heißt, den wah-
ren Geist von Weihnachten in sich zu tragen“.

Sehr verehrte Leserin, sehr geehrter Leser,
ein Jahr geht zu Ende, wie wir es noch nie er-

lebt haben – ein Jahr voll Einschränkungen, voll 
Sorgen, voll Existenzängsten, aber auch voll 
Solidarität und Mitmenschlichkeit. Das Jahr 
hat uns viel abverlangt, aber auch gezeigt, was 
Nächstenliebe bewirken kann. Die Nächsten-
liebe, die der Mann uns gelehrt hat, dessen Ge-
burt wir in ein paar Tagen gedenken – gesengte 
Weihnachten!

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Die Freundschaft  
der Generationen  
nicht verspielen!

Von links: Otmar Finger (Flyeralarm), Lisa Neugebauer, Tobias Winkler, Christine Schulter, Nadine Sum-
mer (alle Liebe im Karton), Oberbürgermeister Christian Schuchardt, Andrea Hölle, Doris Lintl, Sabine 
Kraege, Michael Lintl (alle Liebe im Karton). Foto: Radim Chwieja Bild: Radim Chwieja

Doppelt so viel Freude wie im vergangenen Jahr: 

„Liebe im Karton“ füllt  
11.000 Pakete

5.000 Pakete wurden bereits im Jahr 2019 liebevoll von der Initi-
ative „Liebe im Karton“ gepackt, um zur Weihnachtszeit Kindern 
in schwierigen Lebensumständen eine Freude zu bereiten. Die-
ses Jahr haben alle Beteiligten – Initiatoren, Sponsoren und Eh-
renamtliche – gemeinsam dazubeigetragen, dass diese Zahl mehr 
als verdoppelt werden konnte. So werden sich bald 11.000 Pake-
te verteilt auf 100 Paletten auf den Weg in die Projektländer ma-
chen, insbesondere in Länder, in denen Geflüchtete Asyl suchen.

Das Projekt ist mit großem lo-
gistischen Aufwand verbunden. 
Schon seit der Entstehung im 
Jahr 2015 unterstützt Oberbür-
germeister Christian Schuchardt 
die Initiative. „Mich beeindruckt 
die Hingabe mit der die Initiato-
ren dieses Projekt realisieren. 
Deswegen freue ich mich, wenn 

wir als Stadt die Arbeit der Eh-
renamtlichen etwas erleichtern 
können.“

So konnte die Wirtschaftsför-
derung der Stadt Würzburg in 
diesem Jahr bei der Vermittlung 
einer geeigneten Halle der Fir-
ma Flyeralarm am Heuchelhof 
behilflich sein.

Hier werden nun die von Pri-
vatpersonen gepackten Boxen 
von ehrenamtlichen Helferin-
nen und Helfern kontrolliert, bei 
Bedarf mit weiteren Sachspen-
den aufgefüllt und schließlich 
versandfertig gemacht. Die Pa-
kete gehen jedes Jahr an andere 
Einrichtungen – im Wechsel im 
In- und Ausland.

Hilfe für Flüchtlingscamps

Dieses Jahr möchte das Team 
rund um Initiator Tobias Winkler 
vor allem Kindern mit Fluchter-
fahrungen eine Freude machen. 
Daher gehen die Geschenke an 
Flüchtlingscamps und soziale 
Einrichtungen in Griechen-
land, Rumänien, Irak, Libanon 
und Bulgarien. 
Informationen:
www.liebe-im-karton.de  
 Anna Pia Möller

Bilanz nach einem Jahr  
Klima- und Repair-Cafés

Landrat Richard Reisinger dankt den vielen Ehrenamtlichen
Amberg-Sulzbach. Linda Trager ist seit etwas mehr als einem Jahr 
Projektleiterin der Klima- und Repair-Cafés im Landkreis Am-
berg-Sulzbach. Für ihr erstes Jahr kann sie, der Pandemie zum 
Trotz, für die Klima und Repair-Cafés eine äußerst positive Bilanz 
ziehen. Mit 212 erfolgreichen Reparaturen konnten insgesamt 
8,9 Tonnen an CO2 eingespart werden. Ohne die vielen ehren-
amtlichen Helfer wäre dies aber nicht möglich gewesen. Als Zei-
chen der Anerkennung überreichten Landrat Richard Reisinger 
und Linda Trager nun eine Dankurkunde. Brigitta Hofmann durf-
te diese Urkunde stellvertretend für die 45 ehrenamtlichen Helfer 
als Reparateure und Organisatoren vor Ort im Landratsamt Am-
berg-Sulzbach in Empfang nehmen.

„Ohne die Unterstützung der 
freiwilligen Helfer wäre ein ge-
meinnütziges Projekt wie die 
Klima- und Repair-Cafés nicht zu 
stemmen“, lobte der Landkreis-

sam. Der jüngste Reparateur ist 
acht Jahre, berichtet Linda Tra-
ger. Sein Wissen habe er vom 
Vater erworben, der auch in der 
Projektgruppe tätig ist.

los ausgegeben, selbstverständ-
lich nur, sofern dies die Coro-
na-Pandemie erlaubt. Das Zen-
trum für erneuerbare Energi-
en und Nachhaltigkeit e.V. (ZEN) 
vermittelt zudem mithilfe von 
Plakaten Wissen zu den Themen 
Mobilität, nachhaltiger Konsum, 
ökologischer Fußabdruck und 
Klimawandel. Anlässlich des in-
ternationalen Reparaturtages 
am 17. Oktober wurde der Do-
kumentarfilm „Welcome to So-
dom“ gezeigt.    

Terminverschiebung  
wegen Corona

Die Klima- und Repair-Cafés 
sollen im kommenden Jahr fort-
gesetzt werden. Dabei wird das 
Projekt auf die Gemeinde Ur-
sensollen erweitert, die die Er-
öffnung ihres Repair-Cafés auf-
grund der Coronakrise auf den 
27. März 2021 verlegen musste. 
Die Ausweitung des Projekts auf 
weitere Kommunen ist im Sin-
ne des Zentrums für erneuerba-
re Energien und Nachhaltigkeit 
e.V., das bei der Umsetzung un-
terstützt. „Ziel ist eine flächen-
deckende Erweiterung und Ver-
stetigung durch die Eigeninitia-
tive der Landkreisbürger“, sagt 
Trager.

Die einzelnen Termine der Kli-
ma- und Repair-Cafés können 
auf der Homepage des ZEN un-
ter www.zen-ensdorf.de und 
im Flyer, der in den beteiligten 
Kommunen ausgelegt wurde, 
eingesehen werden. Auch in der 
Presse werden die Termine zeit-
nah bekanntgegeben. Aufgrund 
der Covid-19-Pandemie kann es 
jedoch zu kurzfristigen Ände-
rungen bei den Veranstaltun-
gen und deren Ausführung kom-
men. Alle Angaben sind daher 
unter Vorbehalt.

Wer sich am Projekt Kli-
ma- und Repair-Café beteiligen 
möchte, egal ob als Reparateur, 
Organisator oder Kuchenbäcker, 
der kann dies jederzeit tun. Kon-
taktaufnahme erfolgt über die 
Projektleiterin Linda Trager un-
ter 09624 903-648 oder l.tra-
ger@zen-ensdorf.de.  r

Am liebsten hätten Landrat Richard Reisinger und Linda Trager 
(li.) allen ehrenamtlichen Helfern die Dankurkunde persönlich 
überreicht, aber das lässt die Pandemie derzeit nicht zu. Deshalb 
bekam Brigitta Hofmann (Mitte) stellvertretend für alle Unter-
stützer die Urkunde überreicht.  Bild: Christine Hollederer

chef das Engagement der Ehren-
amtlichen. Bei den Klima- und 
Repair-Cafés erhalten Besucher 
von den ehrenamtlichen Hel-
fern Unterstützung bei der In-
standsetzung ihrer defekten Ge-
genstände. 

Generationsübergreifende 
Veranstaltungen

Dabei handelt es sich laut Lin-
da Trager nicht selten um soziale 
und generationsübergreifende 
Veranstaltungen. So reparieren 
auch mal Opa und Enkel gemein-

Repariert werden Elektro- 
kleingeräte, Kleidung und Fahr-
räder. „Die ehrenamtlichen Hel-
fer konnten über die Hälfte der 
Gegenstände instandsetzen“, so 
Trager. Die Besucher brachten 
vor allem elektrische Haushalts-
geräte, gefolgt von Foto-, Video- 
und Audiogeräten.  Die höchste 
Erfolgsquote konnte laut Pro-
jektleiterin im Bereich Textil er-
zielt werden.

Neben dem Angebot einer 
Reparaturunterstützung wird 
in den Klima- und Repair-Cafés 
auch Kaffee und Kuchen kosten-

V. l.: KJR-Vorstand Jan Museler und Bezirkstagspräsident Josef 
Mederer. Bild: Kreisjungendring München-Land

Neue Ära der Zusammenarbeit
Bildungszentrum Burg Schwaneck freut sich über direkten 

Kontakt zum Bezirk Oberbayern / Neue Programmförderung
Pullach. „Mit der Unterzeichnung neuer Verträge besiegeln der 
Bezirk Oberbayern und die Jugendbildungsstätte Burg Schwaneck 
des Kreisjugendring München-Land eine neue Ära der Zusam-
menarbeit.“ Vorstand Jan Museler ist glücklich, dass mit diesem 
Schritt die vielen konstruktive Gespräche Früchte tragen. Auf 
Wunsch der Mitglieder des Bezirkstags werden sich damit neben 
dem Bildungszentrum Burg Schwaneck auch die beiden anderen 
oberbayerischen Jugendbildungsstätten (Jubis) in Königsdorf und 
Benediktbeuern zukünftig direkt in der Kommission Bezirkliche 
Kinder- und Jugendarbeit einbringen.

Der neue Kooperationsver-
trag, der ab 1. Januar 2021 gül-
tig ist und bis Ende 2030 läuft, 
garantiert dadurch lange Pla-
nungssicherheit für die drei Ju-
bis. Nicht der einzige Vorteil, wie 
der KJR-Vorstand weiß, denn so 
habe man künftig einen unmit-
telbaren Kontakt zu den gewähl-
ten Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträgern des Bezirkstags 
Oberbayern. „So können unse-
re Ideen und die Belange ohne 
Umwege an den richtigen Stel-
len verortet werden und wir be-

kommen eine höhere Förde-
rung.“ 

Programm im Internet

Der Bezirk Oberbayern un-
terstützt ab 2021 auch die Pro-
gramme der Demokratie- und 
politischen Bildung. Diese und 
alle weiteren Fort- und Weiter-
bildungsangebote für das kom-
mende Jahr können ab sofort 
auch auf www.burgschwaneck.
de eingesehen und gebucht 
werden.  r

Hallbergmoos trauert:

Bürgermeister 
Harald Reents 

tot aufgefunden
Fassungslosikeit herrscht 

in der Gemeinde Hallberg-
moos. Erster Bürgermeister 
Harald Reents wurde am 
Montag tot in seiner Woh-
nung aufgefunden. 

Die Polizei ermittelt. Nach 
bisherigen Erkenntnissen wird 
Fremdverschulden ausge-
schlossen. Vielmehr soll 
ein „häuslicher Unfall“ zum 
plötzlichen Tod des 41-Jäh-
rigen geführt haben.

Am 12. Dezember feierte 
Reents Geburtstag. Via Face- 
book sandte er tags darauf 
eine Grußbotschaft: „Liebe 
Facebook-Gemeinde, ich bin 
überwältigt! Zu meinem ges- 
trigen Geburtstag haben 
mich ziemlich genau 500 
(!) Glückwünsche erreicht.“ 
Und auch wenn die „Feier“ 
„ein krasses Gegenteil zu 
der vor einem Jahr war“, ha-
be er den Tag sehr genos-
sen. „Ich hab es mir einfach 
daheim gut gehen lassen 
und mich kulinarisch ver-
wöhnt, damit auch Kraft ge-
tankt für die neue Woche“, 
so Reents. „Lasst uns mit 
guter Laune, Abstand und 
Vernunft die kommenden 
Wochen gemeinsam meis-
tern!“  r

http://www.liebe-im-karton.de
http://www.zen-ensdorf.de
http://www.burgschwaneck.de
http://www.burgschwaneck.de
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Vorschau auf GZ 1/2
In unserer Ausgabe Nr. 1/2, die am 14. Januar 2021 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen: 
• Kommunale Energiethemen
• Umwelttechnologien · Ressourcenschutz
• Abfallwirtschaft · Entsorgungsmanagement
• Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV
• Kommunalfahrzeuge · Fuhrpark · GalaBau

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Maschinenhallen . Technikräume . Wertstoffhöfe . 
Mehrzweckhallen . Sporthallen . Kindergärten 
Herstellung im eigenen  
Werk in Massing

Fertigteilbau in Holz und Beton 

Laumer Bautechnik . 84323 Massing . Tel.: 087 24 / 88-0 . www.laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

SOLARSTROM AUS IHRER GEMEINDE
Zeigen Sie Ihr Engagement für den Klima- 
schutz. Wir suchen zusammenhängende Acker-  
und Wiesenflächen oder Industrie- und Gewerbe- 
brachen von min. fünf Hektar in Ihrer Gemeinde. 

Ihr Kontakt zu uns:
juwi AG, Thomas Bablitschky, 06732/9657-13277  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

 Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

Informati onssicherheit / 
Datenschutz
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Unermüdlicher Einsatz im Ehrenamt
Verleihung der oberbayerischen und mittelfränkischen Integrationspreise 2020

Die Regierungsbezirke Oberbayern und Mittelfranken haben ihre 
jährlichen Integrationspreise verliehen. Während aus dem Regie-
rungsbezirk Oberbayern sechs Initiativen ausgezeichnet wurden, 
waren in Mittelfranken drei Projekte preiswürdig.

In Oberbayern gingen die Prei-
se in den Kategorien Bildung, 
Kultur, Arbeit, Wirtschaft, Sozia-
les und Sport nach Aresing, Bad 
Reichenhall, Buchbach, Mün-
chen und Rosenheim. Den Co-
rona-Sonderpreis erhielt Erding.

Aus Fremden wurden Are-
singer – dank des Asylhelfer-
kreises Aresing (Landkreis Neu-
burg-Schrobenhausen). 2015 
kamen rund 50 Flüchtlinge aus 
verschiedensten Herkunftslän-
dern in Aresing an. Die kleine 
Gemeinde konnte den Zuzüg-
lern eine neue Heimat vermit-
teln. Der Helferkreis bot Hilfe 
zur Selbsthilfe: Durch Interviews 
wurden die Bedürfnisse der An-
kommenden ermittelt und dann 
die passenden Unterstützungen 
organisiert: von Sprachkursen 
bis zu Berufsfragen, einer Fahr-
radaktion (Mobilität zum Ein-
kaufen auf dem Land) und ei-
nem Gemüsegarten zur Selbst-
versorgung. Dank des brei-
ten Kooperationsnetzes sowie 
Geld- und Sachspenden fanden 

die Neubürger Schul- und Aus-
bildungsplätze und oft auch Ar-
beitsplätze bei örtlichen Betrie-
ben. 

Laiendolmetscher  
aus fernen Ländern

Laiendolmetscher im Land-
kreis Bad Reichenhall sind bei 
Elternabenden in Schulen und 
Kindergärten sowie bei Behör-
den- und Arztterminen eine gro-
ße Hilfe beim gegenseitigen Ver-
ständnis und beugen kulturel-
len Missverständnissen vor. Sie 
kommen selbst aus fernen Län-
dern, haben Deutsch gelernt 
und sind damit selbst ein Vor-
bild für gelungene Integration. 
Bei der Caritas können sie für 
Termine angefragt werden. Bei 
dem Projekt arbeiten das Cari-
tas Zentrum Berchtesgadener 
Land, das Landratsamt Berch-
tesgadener Land und das Staat-
liche Schulamt eng zusammen. 

Schüler- und Lehrerschaft der 
Grund- und Mittelschule Buch-

bach (Landkreis Mühldorf) ha-
ben beschlossen, aktiv gegen 
Rassismus, Ausgrenzung und 
Extremismus einzutreten. Dazu 
hat die GMS neben dem Projekt 
„Gewaltfreie Kommunikation“ 
u.a. den Theatertag „Respekt“ 
mit dem „mobilen ueTheater“, 
einem Schultheater aus Regens-
burg, erarbeitet. Dadurch ist 
die Schulgemeinschaft deutlich 
näher zusammengerückt. Das 
Schulklima hat sich positiv ent-
wickelt. Die Schule darf nun offi-
ziell den Titel „Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage“ 
mit eigenem Logo führen. 

Hilfe für geflüchtete Frauen

JUNO – eine Stimme für ge-
flüchtete Frauen (Verein für 
Fraueninteressen) bietet in 
München Angebote für geflüch-
tete Frauen mit wenig sportli-
cher Erfahrung. Dieses Projekt 
zeigt ihnen, dass sie ebenfalls 
vom Sportangebot profitieren 
und dabei auch immer wieder 
über sich hinauswachsen kön-
nen. Neben Tanzen und Rad-
fahren werden Sportarten wie 
Schwimmen, Boxen, Bergwan-
dern, Klettern und Inlineskaten 
angeboten. Dies macht die Frau-
en fit, zeigt ihnen ihre Stärken 
und hilft bei der Integration.  

Unterstützung für  
schwächere Schüler

Bereits seit 2006 unterstützt 
das Rosenheimer Patenprojekt 
„Jugend in Arbeit“ (Rosenhei-
mer Aktion für das Leben e.V.) 

mit der stattlichen Zahl von rund 
200 Ehrenamtlichen erfolgreich 
schwächere Schüler auf dem 
Weg zum Schulabschluss und ins 
Berufsleben. Allein im Schuljahr 
2018/19 gab es beachtliche 207 
Patenschaften, wobei rund drei 
Viertel der Schüler gute Fort-
schritte machten und in Ausbil-
dungen, die nächste Klasse oder 
auf weiterführende Schulen 
wechselten. 

Hilfe zur Selbsthilfe

Lebenserfahrene Bürger, zum 
Teil bereits in Ruhestand, bie-
ten bedarfsorientierte Hilfe zur 
Selbsthilfe für Schüler jeglicher 
Nationalität. Die Paten helfen 
in den Bereichen Lernen, Struk-
tur, Motivation und Selbstbe-
wusstsein. Sie sind an allen Mit-
telschulen im Landkreis Rosen-
heim im Einsatz und werden 
selbst systematisch fortgebil-
det. Das Projekt ist vor Ort gut 
vernetzt, das Staatliche Schul-
amt und die Schulen schätzen 
seine qualifizierte Arbeit sehr. 

Ein Gewinn für alle

Gemeinsames Handeln, unab-
hängig von Herkunft und sozia-
lem Status, ist ein Gewinn für al-
le. Dies zeigt der Verein Flücht-
lingshilfe Erding beim wöchent-
lichen „Kleiderwechsel“, der 
Spendenweitergabe an sozi-
al Bedürftige, Tafelkunden und 
Flüchtlinge. 

Der Verein ist 2015 zur Versor-
gung der Geflüchteten mit fri-
scher Kleidung entstanden und 
hat inzwischen ca. 125 Mitglie-
der, davon 70 aktive Helfer – da-
runter rund 35 Geflüchtete. Der 
Verein sammelt kontinuierlich 

Kleider- und Sachspenden. Ein-
mal wöchentlich werden Klei-
dung, Schuhe oder Haushalts-
waren kostenlos an Geflüchtete, 
Tafelkunden, sozial Bedürftige 
und Obdachlose aus Stadt und 
Landkreis weitergegeben.

Geflüchtete als Helfer

Von Beginn an unterstützten 
Geflüchtete das Projekt als Hel-
fer, denn sie wollten „etwas zu-
rück geben“. Die gemeinsame 
Arbeit erleichtert Spracherwerb 
und Integration, es bilden sich 
Freundschaften unter den Hel-
fern. In der Corona-Krise haben 
sich die Vereinsmitglieder her-
ausragend engagiert durch Le-
bensmittelausgaben bei der Ta-
fel und durch das Nähen von 
Hunderten von Alltags-Masken 
für Pflege- und Behindertenein-
richtungen, allein 660 Stück für 
ein Behinderten-Förderzentrum 
in München. 

In Mittelfranken erhielt der 
Verein Arabische Fraueninitiati-
ve Erlangen für das Projekt „Ara-
bische Fraueninitiative“ den 1. 
Preis. Seit 2017 unterstützt und 
berät die Initiative bei gesund-
heitlichen, familiären, erziehe-
rischen und persönlichen Anlie-
gen der Geflüchteten. Sie bietet 
umfangreiche Hilfe zum tägli-
chen Leben und gestaltet zudem 
Freizeitangebote für Kinder und 
Jugendliche. Sie hat sich ei-
ne schnelle Integration der Ge-
flüchteten in die Erlanger Gesell-
schaft zum Ziel gesetzt und ko-
operiert deshalb auch mit einer 
Vielzahl anderer Projekte. 

Der 2. Preis wurde an die Kon-
taktstelle Bürger-Engagement 
im Landkreis Roth für das Projekt 
„Digitale Hausaufgabenbetreu-

ung während der Corona-Pan-
demie“ verliehen. Bei diesem 
Projekt wird wegen der Coro-
na-Einschränkungen im schuli-
schen Bereich eine individuelle 
Lernförderung von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund angeboten. Lernen am 
und mit dem Computer soll die 
Motivation und Medienkompe-
tenz der Kinder und Jugendli-
chen fördern. Die Wissensver-
mittlung erfolgt konzentrati-
onsfördernd in kleinen Lernein-
heiten, in die die Eltern durch 
Informationsweitergabe und 
auch unterstützt durch Dolmet-
scher einbezogen werden. „Digi-
tales Lernen“ findet in Koopera-
tion mit der Uni Würzburg, Lehr-
stuhl für Pädagogik bei Lernbe-
einträchtigung, statt.

Perspektiven für 
Neuankömmlinge

Ein weiterer 2. Preis ging an 
die Bürgerstiftung Nürnberg 
für das Projekt „Gemeinsam 
ankommen in unserer Stadt“. 
Das ebenfalls 2017 begonne-
ne Projekt von Geflüchteten 
für Geflüchtete soll den Neu-
ankömmlingen Perspektiven 
zu einem eigenverantwortli-
chen und selbstbestimmten Le-
ben in der Gesellschaft eröff-
nen. Frauen mit eigener Flucht- 
erfahrung und ausreichenden 
Deutschkenntnissen unterstüt-
zen Familien ehrenamtlich als 
Lernbegleiterinnen. Unter an-
derem werden eine Lernwerk-
statt, Workshops, gemeinsame 
Ausflüge und Stadtspaziergänge 
sowie Austauschtreffen angebo-
ten. Diese Angebote sollen für 
einen guten Start in der Noris-
stadt sorgen.  DK


